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Hände weg von Venezuela! 
Kriegstreiber stoppen!

Innerhalb weniger Tage gingen Ende Januar, 
Anfang Februar 2019 Nachrichten um die 

Welt, die eine sprunghaft erhöhte Gefahr für 
Stabilität und Frieden signalisierten. Sie zeig-
ten an, daß sich kurz- und langfristige Bedro-
hungen des Friedens in außerordentlicher 
Weise zusammenballen. Die internationale 
Konterrevolution unter Führung von USA und 
EU versucht, das Rollback gegen den Sozia-
lismus, gegen Rußland, China und unabhän-
gige Nationalstaaten zu verstärken.
Erstens: Seit dem 23. Januar versuchen die 
USA mit Hilfe eines von ihnen gelenkten Put-
sches, Venezuelas sozialistischen Präsiden-
ten Nicolas Maduro und dessen Regierung 
zu stürzen. Nach jahrelanger Destabilisie-
rungspolitik erkannte US-Präsident Donald 
Trump Minuten nach der Selbsternennung 
eines ultrarechten Politikers zum „Über-
gangspräsidenten“ den Contra als Staats-
oberhaupt an. Führende EU-Staaten folgten 
dem am 4. Februar, einige Mitgliedsländer 
weigerten sich. Mißlungen ist der Versuch, 
die Fehler, die von der Regierung Maduro 
zweifellos gemacht wurden, zu nutzen, um 
die Solidarität mit dem Angegriffenen zu 
schwächen. Bei einem akuten imperialisti-
schen Angriff auf ein Land tauchen stets 
wohlmeinende Zeitgenossen auf, die zuerst 
„Reformen“ verlangen und dann Solidarität 
erwägen. Ähnlich funktionierte auch die 
Konterrevolution gegen die DDR.

Die Kanonenbootpolitik gegen Venezuela 
jetzt führte aber dazu, daß selbst in einem 
imperialistischen Hauptland wie der Bun-
desrepublik in der Bevölkerung vor allem 
Stimmen der Solidarität zu hören waren.
Hierzulande nutzten die Konzern- und 
Staatsmedien die Ereignisse, um ihrer Haß-
propaganda gegen Rußland und China neuen 
Schwung zu verleihen. Sie machten beide 
Staaten dafür verantwortlich, daß Maduro 
sich bis zum Verfassen dieses Textes am  
6. Februar im Amt halten konnte. Trump hat 
mehrfach betont, daß er sich einen militä-
rischen Angriff vorbehält . Im Deutsch-
landfunk nannte ein Kommentator das 
verantwortungslose Treiben von USA und 
EU einen „Rückfall in kolonialistische Zei-
ten“. Er war in den hiesigen Bürgermedien 
eine einsame Ausnahme.
Zweitens: Am 1. Februar kündigte der US-
Präsident unter Wiederholung der Lügen 
von einer Verletzung des INF-Abkommens 
über atomare landgestützte Mittelstrecken-
raketen durch Rußland diesen Vertrag. Am 
folgenden Tag erklärte Wladimir Putin, sein 
Land antworte „symmetrisch“ und setze 
das Abkommen ebenfalls aus. Es handelt 
sich um eine US-Attacke auf das gesamte 
Geflecht von Abrüstungsvereinbarungen. 
Hintergrund ist die NATO-Auffassung, der 
auch die Bundesregierung folgt, daß ato-
mare Kriege durch neu entwickelte, „takti-

sche“ Atomwaffen wieder führbar 
werden. Das soll nach dem Willen 
Washingtons allerdings nur in Eu-
ropa geschehen. Berlin macht wil-
lig mit. Eine Konsequenz ist, daß 
der Abzug von US-Atombomben 
aus der Eifel von deutscher Seite 
offensichtlich nicht mehr verfolgt 
wird. 
Drittens: Am 5. Februar wurde 
bekannt, daß der deutsche Kriegs-
etat bis 2024 auf etwa 60 Milliar-
den Euro steigen soll. Das kommt 
fast einer Verdoppelung inner-
halb eines Jahrzehnts gleich, noch 
höhere Steigerungen sind in der 
Diskussion. Einzige Begründung: 
die angebliche russische Bedro-
hung.
Viertens: Am 6. Februar wurde 
Nord-Mazedonien in die NATO 

aufgenommen, der Kriegspakt expandiert 
weiter nach Osten und Südosten in Europa. 
Fünftens: In seiner Rede zur Lage der Nation 
kündigte Trump am gleichen Tag nach dem 
Rekordkriegshaushalt der USA 2018 mit weit 
über 700 Milliarden Dollar weitere starke 
Rüstungssteigerungen an. Er wiederholte 
seine Drohungen gegen Venezuela, feierte 
den „Sieg über den Kommunismus“ und 
erklärte, ohne seine Gespräche mit Kim Jong 
Un gäbe es längst einen „großen Krieg“ in 
Korea. Mit Krieg drohen und ihn auch füh-
ren – das ist die Sprache, die imperialisti-
sche Politiker wieder verwenden.
Angesichts all dessen bleibt es in der Bun-
desrepublik bisher bemerkenswert ruhig. 
Noch mehr Nachrichten dieser Art oder gar 
die reale Gefahr, daß neue US-Atomraketen 
in Europa und in der Bundesrepublik statio-
niert werden, könnten das mit Hilfe aller am 
Frieden Interessierten rasch ändern.  

Arnold Schölzel

Mit dieser Graphik von W. Freitag grüßen wir alle 
unsere Leserinnen, Autorinnen, Genossinnen, 
Freundinnen und Mitkämpferinnen zu ihrem Feiertag 
am 8. März.
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Solidarität mit Venezuela!
In einer Presseerklärung der CPUSA (Kommu-
nistische Partei der USA) von Ende Januar heißt 
es:

Die ohnehin gefährliche Lage in Vene-
zuela hat sich in den letzten Tagen plötz-

lich zugespitzt, während der legale, gewählte 
Präsident Nicolas Maduro sich auf eine neue 
Amtszeit vorbereitete.
Am 21. Januar versuchte eine kleine Gruppe 
Angehöriger der venezolanischen Natio-
nalgarde, einen Militärputsch 
durchzuführen. Dabei wurden 
sie nicht nur von der venezolani-
schen Rechten, sondern auch von 
reaktionären Führern und Regie-
rungen in den Nachbarländern 
sowie von US-Präsident Donald 
Trump, Vizepräsident Mike Pence, 
Außenminister Mike Pompeo und 
US-Sicherheitsberater John Bol-
ton ermutigt.
Am 23. Januar verkündete die 
Trump-Regierung, daß sie einen 
bis da hin k aum bek annten 
rechtsextremen Politiker, Juan 
Guaidó, als legitimen Präsidenten 
Venezuelas anerkenne. Guaidó, 
Teil der faschistischen Elemente der von den 
USA unterstützten Opposition, erklärte sich 
aufgrund eines angeblichen verfassungsmä-
ßigen Mandats illegal zum Präsidenten. Er ist 
der neue Präsident der Nationalversammlung, 
eines Organs, das der Oberste Gerichtshof 
Venezuelas 2016 als rechtswidrig eingestuft 
hat.
Als nachvollziehbare Reaktion auf das Vor-
gehen der Trump-Regierung hat die vene-
zolanische Regierung die diplomatischen 
Beziehungen zu den Vereinigten Staaten abge-
brochen. Die US-Diplomaten wurden aufgefor-
dert, das Land innerhalb von 72 Stunden zu 

verlassen. Aber in einem weiteren gefährli-
chen Schritt gab ihnen die US-Regierung unter 
dem Vorwand, daß Maduro kein rechtmäßiger 
Präsident sei, die Anweisung, zu bleiben, und 
verhängte einseitig weitere Sanktionen. Tau-
sende Venezolaner strömten auf die Straße, 
um ihren Widerstand gegen das Vorgehen der 
USA zu bekunden.
Das Eingreifen der Trump-Regierung ist ein 
klarer Verstoß gegen das Völkerrecht und die 

Souveränität sowie die Unabhängigkeit Vene-
zuelas. Diese Maßnahmen stimmen überein 
mit ihrer Mißachtung aller Formen der Demo-
kratie und ihrer Verletzung der verfassungs-
mäßigen und demokratischen Rechte in den 
USA sowie international. Sie erinnern an die 
lange Geschichte imperialistischer Arroganz 
der USA, den Sturz von Regierungen, Einmär-
schen, Kanonenbootdiplomatie und die Instal-
lierung serviler Militärjuntas. 
Es besteht die Gefahr, daß diese überhebliche 
imperialistische Handlungsweise der Trump-
Regierung das Vorspiel für noch brutalere 
Eingriffe der USA und ihrer rechtsextremen 

Verbündeten in Brasilien, Kolumbien und 
anderswo in innere Angelegenheiten Vene-
zuelas ist.
Die jähe Eskalation der Angriffe auf Venezuela 
folgt einer langen US-Kampagne zur Destabi-
lisierung der venezolanischen Wirtschaft und 
Gesellschaft. Der Imperialismus will in sei-
nem  „Hinterhof“ keine Regierungen dulden, 
die den Reichtum ihrer Nationen nutzen, um 
das Leben der arbeitenden Bevölkerung und 

der Armen zu verbessern, anstatt 
mit diesem Reichtum die Kassen 
transnationaler Unternehmen zu 
füllen. 
Die Destabilisierung Venezue-
las mit dem Ziel eines „Regime-
wechsels“ und die Einführung 
einer weiteren arbeiterfeindli-
chen Rechtsregierung wie der 
von Jair Bolsonaro in Brasilien 
und Ivan Duque in Kolumbien 
ist weder im Interesse der arbei-
tenden Menschen Venezuelas 
noch der USA. Unter Präsident 
Maduro und seinem Vorgänger, 
Hugo Chávez, hat Venezuela wie-
derholt seine Bereitschaft gezeigt, 

freundschaftliche Beziehungen zu den Verei-
nigten Staaten und seinen Bürgern zu pfle-
gen, und ist sogar so weit gegangen, armen 
Gemeinden in den Vereinigten Staaten zu hel-
fen, indem sie ihnen preisgünstiges Heizöl zur 
Verfügung stellte.
Die Kommunistische Partei der USA ruft alle 
ihre Mitglieder und Freunde auf, sich unver-
züglich mit ihren Senatoren und Abgeord-
neten in Verbindung zu setzen, um ein Ende 
dieser illegalen und gefährlichen Einmi-
schung in Angelegenheiten einer souverä-
nen Nation zu fordern.

(Gekürzt und red. bearbeitet)

Bürgerliche Medien als Putschhelfer in Venezuela
In einem aktuellen Lehrstück über bürger-

liche Demokratie spielt ein junger Mann 
namens Juan Guaidó eine wichtige Neben-
rolle. Der Mann habe den Traum, daß seine 
Tochter eines Tages unbesorgt in der vene-
zolanischen Hauptstadt „Fahrrad fahren“ 
könne, zudem sei er Baseball-Fan, erklärt 
die „Berliner Zeitung“ am 25. 1. auf ihrer 
Titelseite. Dieser nette Herr sei jetzt „mit 
Mut gegen Maduro“ vorgegangen, also gegen 
den in einer bürgerlich-demokratischen 
Wahl gewählten und im Januar auch verei-
digten Staatspräsidenten der Bolivarischen 
Republik Venezuela: Er habe „sich am Mitt-
woch zum Interimspräsidenten“ ausgeru-
fen, freut sich das Blatt. Nur zwei Tage zuvor 
hatten bereits eine Handvoll Militärs einen 
Putsch gegen Nicolás Maduro versucht –  
der scheiterte jedoch, die Putschisten wur-
den festgesetzt. Die rechte Opposition hatte 
unter Anleitung des oben genannten netten 
Herrn ein Gesetz verabschiedet, nach dem 

solche Putschisten generell straffrei ausge-
hen. Dummerweise funktioniert bürgerliche 
Demokratie im Lande aber noch: Das Ober-
ste Gericht hat dieses „Gesetz“ umgehend 
kassiert. Solche Details erfährt man nicht 
auf der Titelseite der „Berliner Zeitung“. 
Schließlich gibt es Wichtigeres zu vermel-
den. Zum Beispiel, daß Guaidó gerne Salsa 
tanzt.
Wenig überraschend, daß der Führer der füh-
renden Militärmacht USA den Putschversuch 
nur wenige Minuten darauf anerkennt und 
unmißverständlich erklärt, daß militärische 
Eingriffe möglich seien, wenn Venezuela nicht 
endlich ein US-freundliches Regime instal-
liert. Auch dieses Signal ist eindeutig: Nicht 
nur Sozialklimbim zur Ruhigstellung der Mas-
sen halten die Kapitalisten mittlerweile für 
überflüssig, auch auf das Ideal bürgerlicher 
Demokratie verzichtet man, falls nötig, unge-
niert. Zunächst wird alles dafür getan, daß so 
gewählt wird, wie es der besitzenden Klasse 

genehm ist: Zum Beispiel darüber, was und 
wie etwas in den Medien steht. Falls sich aber 
das Wahlvolk trotzdem nicht für die freie Ent-
faltung des Kapitals entscheidet, wird mit den 
gleichen Mitteln (und nötigenfalls auch mit 
militärischen) das Ergebnis korrigiert. Im 
Wikipedia-Eintrag zu Venezuela wurde der 
Putschist umgehend zum neuen Staatsprä-
sidenten erklärt. Wer dafür (und generell für 
die Konnotation der Einträge) wohl verant-
wortlich zeichnet? So ein Putsch will eben bis 
ins Detail geplant sein.
Daß in Venezuela keine kleine, korrupte 
Clique gegen das eigene Volk herrscht, wie 
es die bürgerlichen Medien fast unisono 
behaupten, zeigen die Ergebnisse der mitt-
lerweile unzählbaren Putschversuche: Sie 
sind bisher alle gescheitert – obwohl es den 
Putschisten gelungen ist, das Land beinahe 
unregierbar zu machen.

Dietmar Koschmieder  
(Gekürzt aus „junge Welt“, 26./27. 1. 2019)



RotFuchs / März 2019� Seite 3

Venezuela im Visier der internationalen Reaktion

Deu t s c h l a nd erkennt den venezola-
nischen Umstürzler Juan Guaidó als 

„Übergangspräsidenten“ an und erklärt 
damit den gewählten Präsidenten Venezue-
las, Nicolás Maduro, für entmachtet. Mit dem 
am 4. Februar offiziell verkündeten Schritt 
folgt die Bundesregierung 
der US-Administration sowie 
diversen rechtsgerichteten 
Regierungen Lateinamerikas, 
darunter die vom Militär kon-
trollierte Regierung Brasiliens. 
Darüber hinaus haben inzwi-
schen weitere EU-Staaten 
Guaidó anerkannt, darunter 
Großbritannien, Frankreich 
und Spanien. Das Europa-
parlament hatte den Schritt 
schon eine Woche zuvor voll-
zogen. Die Unterstützung für 
den Schritt ist im Westen breit, 
aber nicht ungeteilt; so haben 
Italien und Neuseeland aus-
drücklich bekräftigt, nicht 
zur offenen Einmischung in 
die inneren Angelegenhei-
ten eines fremden Landes 
bereit zu sein. Weltweit han-
delt es sich bei den Staaten, 
die Guaidó anerkennen, um 
eine Minderheit, die freilich über außerge-
wöhnliche militärische sowie ökonomische 
Machtmittel verfügt und in der Vergangen-
heit mehrfach bewiesen hat, daß sie bereit 
ist, diese gewalttätig einzusetzen.
Die freihändige Anerkennung von Umstürz-
lern in fremden Staaten ist in der Geschichte 
auch Deutschlands nicht beispiellos. So hatten 
etwa vor rund fünf Jahren deutsche Stellen 
den Umsturz in der Ukraine nicht nur geför-
dert, sondern sofort nach seinem rechtswidri-
gen Vollzug die Protagonisten zur „legitimen“ 
Regierung der Ukraine erklärt. Neu ist frei-
lich, daß ein Umstürzler schon in aller Form 
anerkannt wird, während der gewählte Prä-
sident noch im Amt ist. Mit ihrer Anmaßung, 
Regierungen fremder Staaten frei nach Gut-
dünken ab- und einzusetzen, kehren die Län-
der Europas faktisch zu Herrschaftspraktiken 
ihrer Kolonial-Ära zurück. Zu ihnen zählen 
außer der EU-Hegemonialmacht Deutschland 
die ehemalige Kolonialmacht über Venezuela, 
Spanien, sowie weitere Staaten, die sich bis 
heute Kolonien in der Region leisten: Frank-
reich unterhält mit Französisch-Guayana ein 

„Überseedepartement“ nicht weit im Osten 
Venezuelas; Großbritannien beherrscht mit 
Bermuda, den Cayman und den Virgin Islands 
und einigen weiteren Inseln gleich mehrere 

„Überseegebiete“ in der Karibik direkt nörd-
lich von Venezuela; auch das Königreich der 
Niederlande beansprucht dort noch diverse 
Inseln mit unterschiedlichem Rechtsstatus 
für sich. Durch die Anerkennung von Guaidó 
rauben sie nun auch Venezuela seine Souve-
ränität und erniedrigen es faktisch auf seinen 
früheren Status einer Kolonie.
Der Hintergrund des kolonialen Auftretens 
der europäischen Mächte läßt sich Berich-
ten in US-Medien entnehmen. Demnach ist 

die jüngste Welle von Umsturzversuchen in 
Venezuela durch die Drohung von US-Präsi-
dent Donald Trump im August 2017 ausgelöst 
worden, die Vereinigten Staaten behielten sich 
einen militärischen Überfall auf das Land vor. 
Bereits im Herbst 2017 seien einige venezo-

lanische Offiziere, von der Kriegsdrohung 
ermutigt, auf dem Umweg über eine US-Bot-
schaft in Europa an die Trump-Administration 
herangetreten, hätten Putschpläne darge-
legt und um technische Unterstützung gebe-
ten, hieß es vor fünf Monaten in der „New 
York Times“. Demnach hat Washington zwar 
materielle Hilfe verweigert, die putschwilli-
gen Militärs jedoch befeuert. So äußerte der 
damalige Außenminister Rex Tillerson am  
1. Februar 2018, es sei denkbar, daß „die mili-
tärische Führung einen friedlichen Übergang 
organisiert“. Der republikanische Senator 
Marco Rubio behauptete auf Twitter, „die 
Welt“ werde „die Streitkräfte in Venezuela 
beim Sturz ihres Oberbefehlshabers unter-
stützen“. Der Putschversuch ist im Frühjahr 
2018 allerdings rechtzeitig aufgedeckt wor-
den. Laut Darstellung der „New York Times“ 
sind von den ungefähr 300 bis 400 Militärs, die 
in ihn involviert waren, rund die Hälfte fest-
genommen worden. Auf die zweite Hälfte, die 
unerkannt blieb, zielen offenbar die aktuellen 
Appelle von Juan Guaidó an oppositionelle Offi-
ziere, jetzt rasch aus der Deckung zu kommen 
und den Putsch erneut zu wagen.
Die Aufdeckung des Putschversuchs hat die 
Umsturzbemühungen allerdings nicht been-
det. Wie es in einem Bericht des „Wall Street 
Journal“ heißt, hat ein Teil der politischen 
Opposition, die sich vor allem aus den wei-
ßen, wohlhabenden Eliten des Landes rekru-
tiert, weiterhin nach Möglichkeiten gesucht, 
Präsident Maduro aus dem Amt zu jagen. 
Ende Dezember hätten sich dann, schreibt 
das US-Blatt, Mitarbeiter der Trump-Admi-
nistration an die umsturzwilligen venezola-
nischen Politiker gewandt, die der Auffassung 
waren, sie benötigten in Ermangelung hinrei-
chender eigener Stärke „die Rückendeckung 

der internationalen Gemeinschaft“, um die 
für den angestrebten Umsturz erforderli-
che „politische Dynamik in Venezuela“ zu 
erzeugen. Die gewünschte Rückendeckung 
erhielten sie umgehend aus Washington, wo 
insbesondere Senator Rubio, Außenminister 

Mike Pompeo sowie der Natio-
nale Sicherheitsberater John 
Bolton mit den Planungen für 
die eigenmächtige Anerken-
nung von Juan Guaidó als „Prä-
sident“ und für begleitende 
weitere Schritte wie etwa die 
inzwischen in Kraft gesetzten 
Erdölsanktionen begannen. 
Das Wall Street Journal zitiert 
eine Notiz des US-Außenmini-
steriums vom 12. Januar: „Es 
ist Zeit, den geordneten Über-
gang zu einer neuen Regierung 
zu starten.“ In den folgenden 
Tagen ging Guaidó bei seiner 
Selbstproklamation sowie bei 
allen weiteren Schritten in 
engstem Schulterschluß mit 
Washington vor. Unklar ist 
noch, inwieweit deutsche Stel-
len in die Operationen einge-
bunden oder zumindest über 
sie informiert waren. Zuvor 

hatte Berlin immer wieder eng mit venezo-
lanischen Umstürzlern kooperiert.
Am Bestreben, durch auswärtige Unterstüt-
zung die notwendige „politische Dynamik“ 
für den Umsturz zu erzeugen, beteiligen sich 
mit ihrer Anerkennung des Umstürzlers 
Guaidó nun auch in vollem Umfang Deutsch-
land sowie weitere europäische Staaten. 
Dabei geht es nicht nur darum, eine mißlie-
bige Regierung auszutauschen. Wie ebenfalls 
das „Wall Street Journal“ unter Berufung auf 
interne Regierungsquellen berichtet, soll der 
ersehnte Sturz der Regierung in Caracas nur 
der erste von drei Enthauptungsschlägen sein, 
deren folgende den Regierungen Kubas und 
Nikaraguas gelten werden. Hintergrund sei, 
berichtet die US-Zeitung, daß alle drei Staa-
ten engere Beziehungen zu Rußland und zu 
China aufgebaut hätten. Diese Beziehungen 
sollten nun mit allen Mitteln unterbunden 
werden. In der Tat stellt der wachsende Ein-
f luß nicht nur Moskaus, sondern auch Bei-
jings zunehmend die globale Vorherrschaft 
der alten Kolonialmächte Europas und Nord-
amerikas in Frage. Als dies zum ersten Mal 
in den Jahren des kalten Kriegs geschah – 
damals begehrten sozialistische Bewegun-
gen in vielen Ländern Lateinamerikas gegen 
die neokoloniale Herrschaft der transatlanti-
schen Mächte auf –, da stützten sich die USA 
und die Staaten der EU, um ihre Hegemonie 
zu sichern, häufig auf blutige Militärregime. 
Aktuell setzen sie, um Rußland und China 
zurückzudrängen, auf Umsturz – und treten 
beim Bestreben, ihre alte, in der Kolonialzeit 
am deutlichsten ausgeprägte Weltherrschaft 
zu zementieren, erneut mit ihrem alten kolo-
nialen Herrschaftsanspruch über die einsti-
gen Kolonien auf.

Gestützt auf german-foreign-policy.com
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Daniel Ellsberg über US-amerikanische 
Atomkriegspläne

Aus der Feder von Daniel Ellsberg erschien  
2017 ein Buch mit dem Titel „The Dooms-

day Machine“ („Die Weltuntergangsma-
schine“). Daniel Ellsberg? Dieser Name stand 
bislang für den Herausgeber der sogenannten 
Pentagon-Papiere, die 1971 der Weltöffent-
lichkeit präsentiert wurden und einen umfas-
senden Einblick in die vom US-Imperialismus 
insgeheim getroffenen Vorbereitungen des 
Krieges in Vietnam sowie seine Eskalation 
in den 60er Jahren boten.
Bislang war weitgehend unbekannt, daß Daniel 
Ellsberg seit 1959 als Mitarbeiter der „Denkfa-
brik“ RAND Corporation tätig und seit Anfang 
der sechziger Jahre als Berater an das Pentagon 
und das Außenministerium delegiert worden 
war. Dort erhielt er bald Zugang zu Dokumen-
ten der höchsten Geheimhaltungsstufe („Key-
hole“). Im Rahmen seiner Arbeitsaufträge traf 
er den damaligen Verteidigungsminister Robert 
McNamara sowie den Sicherheitsberater der 
Präsidenten John F. Kennedy und Lyndon B. 
Johnson, McGeorge Bundy. Im Oktober 1962 
gehörte er zu einer Arbeitsgruppe des perma-
nent tagenden Krisenstabes, der während der 
Kuba-Krise gebildet worden war. Daniel Ells-
berg, der als „kalter Krieger“ sozialisiert wurde 
und drei Jahre lang freiwillig als Offizier bei 
der Marine-Infanterie gedient hatte, erlebte die 
Jahre als Berater höchster Regierungsstellen als 
eine Zeit der Desillusionierung.
Schon bald erkannte er, daß die von den poli-
tisch Verantwortlichen mit großem medi-
alem Aufwand proklamierte „Raketenlücke“ 
gegenüber der UdSSR frei erfunden worden 
war. Während der Öffentlichkeit ständig vor-
gegaukelt wurde, jederzeit könnte ein „atoma-
res Pearl Harbor“, ein Überraschungsangriff 
sowjetischer Interkontinentalraketen und 
Langstreckenbomber die USA heimsuchen, 
entnahm Ellsberg streng geheimen Doku-
menten, daß die Sowjetunion am Anfang der 
sechziger Jahre über lediglich vier einsatzbe-
reite Raketen verfügte, die in der Lage waren, 
US-amerikanisches Territorium zu erreichen. 
Anderslautende Bekundungen des 1. Sekre-
tärs der KPdSU, Nikita Chruschtschow, waren 
ein reiner Bluff, was die damals ausgewerte-
ten Fotos der U-2-Flugzeuge und – bald dar-
auf – der ersten Spionagesatelliten bestätigten. 
Dagegen stellte die US Air Force zur gleichen 
Zeit vierzig Interkontinentalraketen in Dienst, 
deren Ziele in der Sowjetunion lagen. Die Pro-
paganda um die angebliche „Raketenlücke“ 
diente lediglich dem Zweck, immer höhere 
Militärausgaben gegenüber Senat und Reprä-
sentantenhaus zu legitimieren und die Öffent-
lichkeit in Furcht und Schrecken vor dem 

„Reich des Bösen“ zu versetzen. Eine „Raketen-
lücke“ bestand tatsächlich bis zum Anfang der 
70er Jahre – allerdings auf seiten der UdSSR.
Die wichtigsten Kapitel des Buches befassen 
sich mit den Atomkriegsplänen der USA in den 
60er Jahren. Ellsberg war erschüttert ange-
sichts der Planungen, die eine physische Ver-
nichtung von mindestens 600 Millionen bis  
1 Milliarde Menschen vorsahen bzw. billigend 

in Kauf nahmen. Zur Erinnerung: Die Weltbe-
völkerung zählte damals etwa 3 Milliarden 
Menschen.
Worum ging es dabei? Daniel Ellsberg erhielt 
Zugang zu den konkreten Zielplanungen des 
Pentagons, die eigentlich nur eine Handvoll 
hoher Regierungsvertreter und Militärs ken-
nen durfte. Manche dieser Dokumente trugen 
sogar den Zusatz „For President’s Eyes Only!“ 
Ihnen entnahm er unter anderem die Einschät-
zung, daß Finnland infolge des radioaktiven 

„fallouts“ der über Leningrad abgeworfenen 
Atombomben ausgelöscht („wiped out“) wer-
den würde.
Ellsberg war außerdem bei „Kriegsspielen“ 
des Strategischen Bomberkommandos (SAC) 
anwesend, die den Ablauf eines Aggressions-
krieges gegen die UdSSR, China und die sozia-
listischen Staaten in Europa simulierten. Hier 
wurde die Eisenhower-Doktrin der „massi-
ven Vergeltung“ geprobt, in deren Ergebnis 
mindestens die Hälfte der Bevölkerung in der 
Sowjetunion und 100 Millionen Bewohner in 
Osteuropa getötet werden würden. Besonders 
erschütterte ihn, daß die Kriegspläne vorsa-
hen, zusammen mit der UdSSR auch China 
atomar zu vernichten. Dies galt ausdrücklich 
sogar für den Fall, daß China an einem US-ame-
rikanisch-sowjetischen Konflikt, der atomar 
zu eskalieren drohte, überhaupt nicht betei-
ligt gewesen wäre. Die Passagen zum Verlauf 
dieser „Kriegsspiele“, die Selbstverständlich-
keit, mit der die Generäle des SAC agierten, der 
menschenverachtende Zynismus der Offiziere 
sowie der anwesenden politisch Verantwort-
lichen sowie ihre Unfähigkeit, die globalen 
Folgen eines solchen totalen Atomkrieges 
in Rechnung zu stellen (z. B. unzählige Ver-
letzte, die nicht hätten versorgt werden kön-
nen; Entstehung eines „atomaren Winters“ mit 
jahrelangen Mißernten und weltweiten Hun-
gersnöten), gehören zu den eindrucksvollsten 
Kapiteln.
Eine weitere Erkenntnis drängte sich ihm auf. 
Während wider besseres Wissen die Gefahr 
eines atomaren Überraschungsangriffs der 
UdSSR an die Wand gemalt wurde, handelte 
es sich bei den Atomkriegsplänen der USA vor 
allem um „Erstschlagspläne“, deren Berech-
tigung intern damit legitimiert wurde, man 
müsse im Krisenfall einem bevorstehenden 
Angriff der UdSSR auf das Territorium der 
USA zuvorkommen („preemptive attack“). 
Doch derartige Planungen wurden zu einer 
Zeit vorgenommen, als die UdSSR zu einem 
solchen Angriff gar nicht fähig war bzw. eine 
solche theoretische Möglichkeit auch für eine 
absehbare Zukunft nicht bestand.
Alles das veranlaßte Daniel Ellsberg, ihm 
zugängliche, streng geheime Dokumente zu 
kopieren und an wechselnden Orten aufzu-
bewahren. Manches davon ist mittlerweile 
besonders vom National Security Archive 
und auf Daniel Ellsbergs Website publiziert 
worden, manches wird zum ersten Mal in 
seinem Buch mitgeteilt, wobei vor allem die 
Schilderung seiner Gespräche mit führenden 

Politikern im Pentagon und aus der Umgebung 
des Präsidenten wertvoll ist.
Aber der Autor sorgt sich mit Recht auch um 
die gegenwärtigen Atomkriegsplanungen der 
USA. Er verweist darauf, daß alle Administra-
tionen seit den Zeiten Harry S. Trumans sich 
beharrlich geweigert hätten darin einzuwilli-
gen, niemals als erste Atomwaffen einzusetzen. 
Dies galt auch für Barack Obama, unter dessen 
Präsidentschaft eine groß angelegte „Moderni-
sierung“ der Atomwaffen beschlossen worden 
sei – und es gilt selbstverständlich für Donald 
Trump. Ellsberg warnt in seinem Buch drin-
gend davor, die Bereitschaft der Herrschenden 
in den USA zu unterschätzen, als erste Atom-
waffen einzusetzen: Zumindest indirekt gab es 
in den letzten Jahren verschiedentlich öffent-
liche, an die Adresse des Iran und Nordkoreas 
gerichtete Warnungen, daß auch diese Option 

„auf dem Tisch liege“. Der Autor zitiert aus ent-
sprechenden Bekundungen gegenüber den 
Medien. Ausschließen wollten den Ersteinsatz 
von Atomwaffen im Vorwahlkampf 2015/2016 
lediglich zwei Kandidaten, die allerdings nur 
auf jeweils ein Prozent Wählerstimmen hoffen 
durften und bald aus dem Rennen um die Prä-
sidentschaft ausgeschieden waren.
Die mehrfach vom russischen Präsidenten 
Wladimir Putin formulierte Warnung, Haupt-
aufgabe der internationalen Politik müsse es 
sein, einen Atomkrieg zu verhindern, erhält 
nach der Lektüre von „The Doomsday Machine“ 
eine beklemmende Aktualität. 
Es bleibt abschließend zu hoffen, daß in näch-
ster Zeit eine deutsche Übersetzung vorlie-
gen wird.

Dr. Reiner Zilkenat 
(Aus „Mitteilungen der Kommunistischen Platt-
form der Partei Die Linke“, 1/2019)
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Es droht ein neuer nuklearer Rüstungswettlauf
Sollten die USA den INF-Vertrag mit Rußland 
kündigen, droht ein nuklearer Rüstungswettlauf. 
Das sagt Alexander Neu, der Die Linke im Vertei-
digungsausschuß des Bundestages vertritt. Er 
hat eine Petition mit dringendem Appell an die 
Bundesregierung gestartet: „Keine Stationie-
rung US-amerikanischer Mittelstreckenraketen 
in Deutschland und Europa!“ (siehe unten)

Herr Dr. Neu, sie haben eine Online-Petition ins 
Leben gerufen, die sich gegen eine Stationie-
rung US-amerikanischer Mittelstreckenrake-
ten in Deutschland und Europa einsetzt. Warum 
gerade jetzt? 
In wenigen Wochen läuft das Ultimatum der 
USA aus. Sie hatten ein Ultimatum an Rußland 
gestellt, daß Moskau bis dahin wieder den 
INF-Vertrag einhalten soll, ansonsten würden 
die USA einseitig aussteigen. Das ist der Hin-
tergrund, warum ich diese Petition gestartet 
habe: Um die Menschen wachzurütteln, damit 
sie unterschreiben und Druck auf die Bundes-
regierung entsteht, auf keinen Fall US-Mittel-
streckenraketen oder Marschflugkörper auf 
deutschem Territorium und in Europa zu sta-
tionieren.

Das heißt, in erster Linie muß Ihrer Meinung nach 
der INF-Vertrag zwischen den USA und der Russi-
schen Föderation gerettet werden. Sehen Sie noch 
eine Chance, daß das tatsächlich gelingen kann?
Es gab in den vergangenen Tagen einen weite-
ren Rückschlag. Moskau hatte angeboten, daß 
die kritisierten SSC8-Marschflugkörper von den 
USA durch eine Inspektion vor Ort überprüft 
werden könnten. Das wurde von Washington 
aber barsch zurückgewiesen und abgelehnt. 
Die USA haben offensichtlich kein Interesse an 
einer Verifikation. Sie bleiben bei der Unter-
stellung, daß Rußland über Waffensysteme 
mit einer Reichweite von über 500 Kilometern 
verfüge, und sie wollen vor diesem Hintergrund 
den INF-Vertrag einfach kündigen. Hier muß 
Deutschland eine wichtige Rolle spielen. Denn 
wenn Deutschland sagt, es werden auf keinen 

Fall in Deutschland solche US-Mittelstreckenra-
keten stationiert, würde die Aufkündigung die-
ses Vertrages gewissermaßen ins Leere laufen.

Sollten die USA den Vertrag einseitig aufkündigen, 
sagen Sie also, die Bundesregierung müsse einer 
Stationierung der US-Waffensysteme auf deut-
schem Boden klar eine Absage erteilen. Glauben 
Sie, die Regierung Merkel könnte den USA damit 
tatsächlich erfolgreich die Stirn bieten? 
Zunächst hängt es davon ab, wie entschlos-
sen die Regierung Merkel ist. Außenminister 
Heiko Maas hatte das schon angekündigt, aber 
ich weiß nicht, inwiefern seine Ankündigung 
im Kabinett abgestimmt war. Es ist unklar, ob 
das die Regierungsmeinung ist oder nur die per-
sönliche Meinung von Heiko Maas. Ich glaube 
schon, wenn Deutschland ein klares und dezi-
diertes Nein sagen würde – und auch in Europa 
dafür werben würde –, daß das einen erhebli-
chen Druck auf die USA bewirken könnte, den 
Vertrag doch nicht zu kündigen, oder daß eine 
Kündigung keine materiellen Konsequenzen 
für Europa hätte.    

Nun gibt es in den Reihen von Union und SPD einige 
Abgeordnete, die glauben: Sollten US-Waffensy-
steme aus Deutschland abgezogen werden, dann 
würden diese nicht zurück in die USA verlegt, son-
dern z. B. in Polen stationiert werden. Wäre das für 
Deutschland nicht sogar noch problematischer? 
Deutschland ist eines der größten Länder Euro-
pas, das ökonomisch mächtigste Land Europas. 
Und wenn Deutschland eine Entscheidung fällt, 
hat das eine große Signalwirkung. Was da gerade 
in den Reihen von Union und SPD abläuft, das ist 
nichts anderes, als sich hinter anderen Staaten zu 
verstecken. Das ist nicht überzeugend.   
Rußland kann den INF-Vertrag retten, wenn 
verifizierbar abgerüstet wird. Wir begrüßen 
Gespräche zwischen Rußland und den USA. 
Darüber hinaus reicht der INF-Vertrag aber 
auch nicht mehr aus. Wir müssen Rüstungs-
kontrolle wieder auf die internationale Tages-
ordnung setzen. 

Das heißt, Europa müßte sich als Ganzes gegen 
eine Stationierung von US-Waffensystemen enga-
gieren? Wie könnte man es denn vor allem den ost-
europäischen Staaten schmackhaft machen, sich 
darauf einzulassen?
Den osteuropäischen Staaten muß deutlich 
gemacht werden, daß sie die ersten sind, die 
nuklear zerstört werden würden, sollte es zu 
einer Konfrontation kommen. Die ständige 
Eskalationspolitik gegenüber Rußland und 
das Verstecken hinter den USA sind nicht ziel-
führend und nachhaltig. Hier muß trotz der 
Vergangenheit ein Ausgleich zwischen den 
osteuropäischen Staaten, wie Polen und dem 
Baltikum, und Rußland gefunden werden. Ich 
denke auch, daß eine Stationierung von US-Waf-
fensystemen im Baltikum oder in Polen eben 
diese Staaten zu einem absoluten Ziel russischer 
Mittelstreckenraketen machen würde. Und das 
kann nicht im Interesse der dortigen Bevölke-
rung sein.      

Wie bewerten Sie abschließend die aktuelle Rolle 
Deutschlands im Konflikt zwischen den USA und 
Rußland? Auch mit Blick auf die jüngsten Vermitt-
lungsversuche von Außenminister Heiko Maas 
in Moskau …
Ich halte die Vermittlungsversuche für sehr 
schwach, weil sich Berlin im Rahmen der NATO 
gewissermaßen auf die Seite der USA gestellt 
hat. Man hat das „Wording“ der USA übernom-
men: Man hat gesagt, daß Rußland über besagte 
Waffensysteme verfüge, und Rußland müsse 
jetzt diese Massenverifikationen machen. Es 
gibt dafür aber bislang keine Beweise, man ist 
auch an Beweisen gar nicht interessiert. Berlin 
hat sich also auf die Seite der USA gestellt, und 
es möchte gleichzeitig vermitteln – das paßt 
nicht zusammen. Entweder man ist Vermittler 
und steht über den Konfliktparteien, oder man 
ist eine Konfliktpartei. 

 (Das Gespräch mit MdB Dr. Alexander S. 
Neu führte Marcel Joppa Ende Januar für 

„Sputnik News“)

Petition an die Bundesregierung und den Deutschen Bundestag 

Keine Stationierung US-amerikanischer Mittelstreckenraketen in Deutschland und Europa!
1. Der INF-Vertrag zwischen den USA und der 
Russischen Föderation zum Verbot nuklear 
bestückbarer Mittelstreckenraketen muß 
gerettet werden.
Der INF-Vertrag muß lediglich um ein erneu-
ertes Inspektionsregime ergänzt werden, um 
Verdachtsfälle vor Ort aufklären zu können, 
statt spekulative Ferndiagnosen zu leisten.
2.  Sol lt en d ie USA den noch den Ver-
trag einseitig aufkündigen, muß die Bun-
desregierung k lar und deut lich einer 
Stationierung dieser Waffensysteme auf 
deutschem Boden eine Absage erteilen.  
3. Zugleich muß sich die Bundesregierung auf 
EU- und NATO-Ebene gegen eine Stationierung 
dieser Waffensysteme in Europa engagieren.

Warum ist das wichtig?

Der INF-Vertrag ist der zentrale Baustein 

der europäischen Abrüstung im nukle-
aren Bereich aus den späten 80er Jah-
ren. Wird der Vertrag gekündigt, so droht 
ein erneuter nuklearer Rüstungswettlauf.  
Eine Stationierung von US-Mittelstrec-
kenraketen in Europa/Deutschland ver-
kürzt die Vorwarn- und Reaktionszeiten 
(Flugzeit einer Rakete vom Startort bis 
zum Zielobjek t) auf unter zehn Minu-
ten – abhängig davon, wo sie stationiert wer-
den würden. Damit stiege die Gefahr eines 
unbeabsichtigten Nuklearkrieges erheblich.  
Europa wäre, wie auch schon im ersten kal-
ten Krieg, das Zentrum der nuklearen Zerstö-
rung. Die europäischen Länder können mit der 
Ablehnung einer Stationierung dieses Waffen-
systems in Europa der US-Regierung deutlich 
machen, daß sie sich nicht den Vorgaben der 
US-Regierung unterwerfen, und die einseitige 

Aufkündigung des INF-Vertrages praktisch ins 
Leere laufen lassen.
In den frühen 80er Jahren protestierten Hun-
derttausende gegen die Stationierung der US-
Mittelstreckenraketen Pershing II. Obschon 
seinerzeit die Stationierung 1983 trotz der 
Massenproteste beschlossen wurde, war der 
Widerstand in Deutschland ein doppelter 
Erfolg: 
Niemals zuvor sind so viele Menschen 
für den Frieden auf die Straße gegangen.  
Und Ende der 80er Jahre wurde mit dem INF-
Vertrag die vollständige Verschrottung aller 
Mittelstreckenraketen der USA und der dama-
ligen UdSSR beschlossen und vollzogen.

Die Petition kann im Internet 
unterzeichnet werden unter:  

https://t.co/LReRIN5RwX 
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Über den Unterschied zwischen  
zwei Klassendiktaturen

Mit einer gewissen Ernüchterung beob-
achten Marxisten, wie Teile der Partei 

Die Linke ihre Positionen und Auffassungen 
zum Staat und zur bürgerlichen Demokra-
tie ändern oder verwässern. Dahinter stehen 
Vorstellungen, als Koalitionspartner für Regie-
rungsbündnisse auf Bundes- und Landesebe-
nen kompatibel zu sein bzw. zu bleiben. 
Für eine Teilnahme an einer Bundesregierung hat 
es bisher jedoch nicht gereicht. Die Eintrittskarte 
dafür ist die Bereitschaft zu noch größerer Selbst-
verleugnung der eigenen Vergangenheit und die 
Aufgabe von Grundpositionen, wie etwa in der 
Friedensfrage bzw. hinsichtlich der Teilnahme der 
BRD an Kriegseinsätzen, z. B. im Rahmen von 
UNO oder NATO. Die Herrschenden würden auch 
gern sehen, daß die Frage nach dem Eigentum an 
den wesentlichen Produktionsmitteln keine Rolle 
in den politischen Vorstellungen mehr spielt. 
So bietet diese Partei ein Bild einer in sich zerris-
senen Kraft ohne klare theoretische Positionen. 
Ein gewisses Gottvertrauen in die bürgerli-
che Demokratie der BRD und in die Europä-
ische Union ist schon lange vor den Wahlen 
2019 festzustellen. Dahinter verbirgt sich 
bei manchen die Hoffnung, mit der Erobe-
rung von Parlamentssitzen und Posten in 
Regierungsverantwortung tatsächlich etwas 
ändern zu können. Doch wer sich darauf ein-
läßt, wird objektiv selbst zum Teil des Systems 
und dient seiner Erhaltung, auch wenn er 
subjektiv meint, die gesellschaftlichen Rah-
menbedingungen zu gestalten oder gar das 
gesellschaftspolitische System erneuern zu 
können. 
Die vermeintlich halblinke Partei Die Grünen 
ist diesen Weg gegangen und hat ihr Profil als 
Friedenspartei aufgegeben, um an die Fleisch-
töpfe der politischen Macht zu gelangen. Sie ist 
heute eine Partei wie alle anderen bürgerlichen 
Parteien, einschließlich der SPD, die angetre-
ten sind, die kapitalistische Gesellschaftsord-
nung am Leben zu erhalten. 
Fidel Castro gab in den 60er Jahren dem ame-
rikanischen Journalisten Lee Lockwood ein 
Interview, in dem er den Unterschied zwischen 
den Klassendiktaturen in den USA und in Kuba 
analysierte. Auch wenn Castro über die USA 
und Kuba spricht, haben seine Gedanken zum 
Staat eine hohe Aktualität und einen großen 
Verallgemeinerungswert für die Gegenwart. 
„Wir sind Marxisten und betrachten den Staat 
als ein Instrument der herrschenden Klasse 
zur Ausübung von Macht. Was Sie ,repräsen-
tative Demokratie‘ nennen, ist nach unserer 
Meinung die Diktatur des Kapitalismus, und 
der nordamerikanische Staat ist ein Instru-
ment dieser Klassenherrschaft, in innenpoli-
tischer Hinsicht ebenso wie in internationaler.
Ich halte dies nicht nur für theoretische Posi-
tionen. Die herrschenden Klassen üben ihre 
Macht mit Hilfe des Staates und aller Mittel aus, 
auf die sie sich zur Verteidigung ihres Systems 
verlassen können. Sie verlassen sich dazu nicht 
nur auf den Staat, seine Administration, seine 
Streitkräfte, sondern auch auf all die anderen 
Instrumente, die dem System zur Verfügung 

stehen: die vorherrschenden politischen Par-
teien, die komplett von diesen Klassen kontrol-
liert werden und sich an der Macht abwechseln, 
alle Kommunikationsmittel – die Presse, Rund-
funk, Fernsehen, Zeitungen, Magazine, Filme, 
Verlage, technische und wissenschaftliche 

Gesellschaften, öffentliches Bildungswesen, 
die Universitäten. Alle diese Medien sind einem 
System zu Diensten, das von den Reichen in den 
Vereinigten Staaten kontrolliert wird.
Natürlich könnten Sie mir jetzt entgegenhal-
ten, daß es in den Vereinigten Staaten möglich 
ist, ein Buch gegen die Regierung zu veröffent-
lichen oder ein paar kritische Artikel zu schrei-
ben. Das gefährdet die Sicherheit des Systems 
nicht im geringsten. Alles, was das System 
gefährden könnte, wird, wie bewiesen wurde, 
unterdrückt. (…)
Es gibt Kritik in den Vereinigten Staaten, ja, 
aber innerhalb des Systems, nicht gegen das 
System. Das System ist etwas Unberührbares, 
Heiliges, gegen das sich nur wirkliche Ausnah-
men zu äußern wagen.  Deshalb frage ich mich, 
ob es sich hier nicht wirklich um eine Klassendik-
tatur handelt, um die Durchsetzung eines Systems 
mit allen materiellen und moralischen Mitteln. In 
den Vereinigten Staaten wählen die Menschen alle 
vier Jahre einen der Kandidaten, die von den bei-
den Parteien aufgestellt werden, aber das bedeu-
tet keinen Wechsel. 
Wir andererseits halten den revolutionären 
Staat für ein Machtinstrument der Arbeiter 
und Bauern, das heißt der körperlich und gei-
stig Arbeitenden, gelenkt von einer Partei, die 
sich aus den Besten dieser Menschen zusam-
mensetzt.“
Castro betonte im weiteren Verlauf des 
Gesprächs, daß er als Regierungschef und 
Staatspräsident bestimmte Funktionen in 
Staat und Partei ausübt, seine Entscheidungs-
befugnis jedoch tatsächlich geringer ist als 
die des Präsidenten der Vereinigten Staaten. 

„Wenn wir über persönliche Macht sprechen: 
In keinem anderen Land der Welt, nicht einmal 
in absoluten Monarchien, hatte je eine Person 
so viel Macht wie der Präsident der Vereinigten 
Staaten. Der Amtsinhaber (…), kann das Land 
sogar in einen thermonuklearen Krieg führen, 
ohne den Kongreß zu konsultieren. Das ist in 
der Geschichte einmalig. (…)
Folglich verkörpert der Funktionär, den Sie 
Präsident nennen, den umfassendsten Aus-
druck einer Klassendiktatur, die gelegentlich 
deutlich wird, wenn sie einem einzelnen Mann 
die absolute Macht überläßt.“ (Lee Lockwood: 
Castros Kuba, Taschen-Verlag, Köln 2016,  
S. 187–188) Fidel Castro brachte zum Aus-
druck, daß er das kubanische System als demo-
kratisch betrachtete, weil es den Willen der 
großen Mehrheit des Volkes, der Armen und 
nicht der Reichen widerspiegelt. 
Eine wahrhaft linke Partei braucht eine klare 
theoretische Auffassung zur Rolle des Staates 
und der bürgerlichen Demokratie unter den 
heutigen Bedingungen der Friedensbedro-
hung, des Neoliberalismus und der beschleu-
nigten Internationalisierung von Kapital und 
Arbeit. Die Teilnahme am Parlamentarismus 
ist wichtig, darf aber nicht zum Selbstzweck 
werden. Schwerpunkt muß die außerparla-
mentarische Arbeit sein, um als linke Kraft in 
der Gesellschaft wahrgenommen zu werden. 
Anderenfalls ist sie nur opportunistisch, chau-
vinistisch, fester Bestandteil des staatsmono-
polistischen Systems. (Lenin) 

Dr. Ulrich Sommerfeld 
Bernau

Genosse 

Wolfgang Metzger 
wird 75
Dein Geburtstag, lieber Wolfgang, den 
Du am 12. März begehst, ist uns Anlaß 
zur Gratulation, vor allem aber, Dir 
Dank zu sagen. Den „RotFuchs“ gibt es 
bis heute, weil Du die Fahne, die Klaus 
niederlegen mußte, aufgenommen 
hast. Mit dem Dir eigenen Enthusi-
asmus, Deiner reichen politischen 
Erfahrung, Deinem großen fachlichen 
Können und marxistischen Wissen, 
Deiner unbedingten Verläßlichkeit und 
Deinem selbstlosen Einsatz prägst Du 
Inhalt und Gesicht unseres Blattes, das 
ungebrochen die Achtung und Unter-
stützung der Leser erfährt. 
Wir freuen uns, Dich von Anfang an an 
unserer Seite zu wissen, im Vorstand 
des Fördervereins, seit zwei Jahrzehn-
ten als Kulturredakteur, Korrektor und 
Mitgestalter sowie nun seit drei Jahren 
als „Macher“ der Zeitschrift. 
Wir umarmen Dich und wünschen Dir 
für das neue Lebensjahr alles, alles 
Gute, Kraft und Gesundheit.
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Einige Gedanken zu einem unerwarteten Wahlergebnis

Das brasilianische Rätsel
Die Wahlen in Brasilien im Jahr 2018 

waren von Haß geprägt. Dies wurde 
vom Bolsonaro-Team eff izient genutzt . 
Vor ein paar Jahren war es schwer vor-
stellbar, daß Bolsonaro so stark wächst. 
Seine Unterstützung war nicht großar-
t ig. Seine faschist ischen Worte fanden 
mehr Kritik als Unterstützung, die mei-
sten schienen dem darin zum Ausdruck 
kommenden Haß auf Frauen, Schwarze, 
Homosexuelle und Kommu-
nisten nicht zuzustimmen. 
Bolsonaro war der erste, der 
seine Kandidatur ankün-
dig te. Sein Team begann 
seine politische Kampagne 
lange vor den anderen Par-
teien und Kandidaten. Bol-
sonaro reiste in die USA, 
um Verbündete zu suchen. 
Bei einer dieser Reisen fand 
ein Treffen mit Steve Ban-
non statt . Bannon wurde 
b e k a n n t  w e g e n  s e i n e r 
faschistischen Ideen und als 
Stratege von Trumps Wahl-
kampagne. Während der 
Wahlen in Brasilien erklärte 
Bannon seine Unterstützung 
für Bolsonaro. Es gibt auch 
Hinweise darauf, daß er in 

„sozialen Medien“ zur poli-
tischen Manipulation bei-
getragen hat.
Das wurde anfangs nur von wenigen unter-
stützt . Bolsonaro trat verstärkt in den 
Medien und in „sozialen Netzwerken“ auf. 
Er konzentrierte seine Kommunikation 
auf Facebook und WhatsApp-Gruppen, ist 
aber auch in mehreren Fernsehsendun-
gen aufgetreten. Zunächst wurde er für 
seine von Vorurteilen geprägten Slogans 
kritisiert. Dann begannen sie sich zu wie-
derholen, und ihr Sinn wurde durch das 
Verhalten seiner Mitarbeiter verändert . 
Es wurde behauptet , daß er so aggres-
siv spreche, weil er ehrlich sei und nichts 
zu verbergen hätte. Obwohl er fast dreißig 
Jahre lang Abgeordneter war, wurde er als 
ein von außerhalb der Politik Kommender 
dargestellt. Bolsonaro wurde in ein virtu-
elles Phänomen umgewandelt. Vieles, was 
er an Kritik bekam, wurde umgedreht und 
in den „sozialen Medien“ für ihn eingesetzt. 
Sein Team versuchte recht erfolgreich, 
seine Ignoranz in eine positive Qualität 
umzuwandeln. In der Kommunikation im 
Internet ist es immer schwierig, eine kri-
tische Analyse zu entwickeln. In „sozialen 
Netzwerken“ wirkt das Wiederholen von 
Informationen viel stärker als das Analy-
sieren von Informationen. In Interviews 
und bei Debatten im Fernsehen wäre das 
sehr viel schwieriger: Hier hätte er seine 
Gedanken gründlicher ent wickeln und 
konkrete Argumente vorlegen müssen. 
Zu Beginn seiner Kampagne hat Bolso-
naro an einigen solcher Veranstaltungen 

teilgenommen. Seine Beschränktheit wurde 
dabei offensichtlich. Daher weigerte er sich 
später, weitere Fernsehdebatten zu bestrei-
ten. 
Dann w urde er bei einer Kundgebung 
durch einen Messerangrif f schwer ver-
letzt und fast getötet. Er mußte mehrere 
Tage im Krankenhaus bleiben. Der Angriff 
erhöhte seine Popularität , seine Ableh-
nungsraten sanken. Vor dem Angriff galt 

er als Favorit der ersten Wahlrunde. Man 
dachte, er würde in der zweiten Runde von 
allen anderen Kandidaten besiegt werden, 
sogar vom Kandidaten der Arbeiterpartei. 
Die Wahlkampagne von Bolsonaro nahm 
Fahrt auf und wurde durch das Internet 
weiter verstärkt – auch auf illegale Weise. 
Sponsoren bezahlten Unternehmen für das 
Versenden von WhatsApp-Nachrichten an 
ausgewählte Empfänger. In den USA lief so 
etwas bereits über Facebook. 
Die „sozialen Medien“ wurden dazu benutzt, 
gegen die Arbeiterpartei gerichtete Nach-
richten zu versenden. Auch Fernando 
Haddad, ihr Kandidat, war Ziel dieser Bot-
schaften. Millionen von Nachrichten wur-
den versendet. Die Botschaften waren zum 
größten Teil schreckliche Lügen. Die „Fake 
news“ wurden professionell und skrupellos 
verbreitet. Die Effizienz politischer Manipu-
lation beruht auf emotionaler Manipulation. 
Auch anderes half Bolsonaro. Es war nicht 
nur der Haß. Es waren auch Vorurteile und 
Unwissenheit. Bolsonaro hatte wichtige 
kirchliche Unterstützung. Der größte Teil 
der brasilianischen Bevölkerung folgt immer 
noch der katholischen Religion. Die Zunahme 
des Protestantismus ist besonders in den 
Neo-Pfingstgemeinden sehr groß. Diese Kir-
chen haben eine große Fähigkeit, Menschen 
zu beeinflussen. Die wichtigste Unterstüt-
zung kam jedoch vom Finanzkapital. Der 
von der Mehrheit dieser Gruppe bevorzugte 
Kandidat war zunächst Geraldo Alckmin von 
der brasilianischen Sozialdemokratischen 

Partei. Aber Alckmin konnte seinen Stim-
menanteil nicht erhöhen. Seine Chancen, in 
die zweite Runde zu kommen, waren gering. 
Die Agenten des Finanzkapitals beschlossen 
daher, mit Bolsonaro zu verhandeln. Die-
ser präsentierte Paulo Guedes, einen Ver-
treter der Interessen dieser Gruppe, um 
die Wirtschaftspolitik zu kontrollieren. 
In Erwartung des Sieges von Bolsonaro 
in der ersten Runde erfuhr die brasiliani-

sche Währung eine Rekord-
aufwertung. Zwischen dem  
13. September und dem  
9. Oktober 2018 (zwei Tage 
nach der ersten Wahlrunde) 
stieg die brasilianische Wäh-
rung gegenüber dem Dollar 
und dem Pfund um mehr 
als 11 Prozent und gegen-
über dem Euro um mehr als  
13 Prozent.  
W e n n  B o l s o n a r o  v e r -
sprach, die Kontrolle der 
Wirtschaftspolitik auf das 
Finanzkapital zu übertra-
gen, was wird dann seine 
Hauptfunktion in der brasi-
lianischen Regierung sein? 
Die Antwort auf diese Frage 
zeigt, wie kompliziert die 
Situation in Brasilien ist. 
B r a s i l ien w i r d m i t  s ei-
ner Wirtschaftspolitik das 

Finanzkapital stärken und damit seine inter-
nationale Abhängigkeit erhöhen. Es werden 
auch neue Bedingungen geschaffen, um die 
Gewinne der einheimischen und ausländi-
schen Kapitalisten zu steigern. Die Arbeits-
bedingungen der Arbeiter werden sich 
verschlechtern. Die wenigen sozialen Rechte 
werden abgebaut werden. Die Ausbeutung 
des nationalen Reichtums durch ausländi-
sche Kapitalisten wird verstärkt werden. 
Aber das reicht nicht aus. Bolsonaro steht 
für faschistische Werte. Wie er versprochen 
hat, wird die Unterdrückung zunehmen. Sein 
erstes Ziel werden Organisationen, Menschen 
und Ideen der Linken sein. Er will das kriti-
sche Denken an Schulen und Universitäten 
zerstören. Er beabsichtigt, Menschen, die 
seiner Regierung kritisch gegenüberstehen, 
festzunehmen, zu verbannen oder zu töten. 
Er wird Gewalt als Mittel der Einschüchte-
rung und Zerstörung einsetzen. Und diese 
Gewalt wird nicht nur von institutionellen 
Körperschaften wie Polizei und Armee aus-
gehen. Man wird dafür auch paramilitärische 
Gruppen einsetzen. Viele Menschen wurden 
bereits von Bolsonaro-Anhängern geschla-
gen, vergewaltigt und getötet.
Die Geschichte verläuft jedoch nicht linear, sie 
verläuft dialektisch. Es gibt keine Geschichte 
ohne Widersprüche und ohne Bewegung. Dies 
gilt auch für Brasilien. Die künftigen Jahre 
werden wahrscheinlich schrecklich – es kann 
sich aber auch großer Widerstand entwickeln.

Prof. Henrique Wellen, 
Natal (Brasilien)

Protest gegen Jair Bolsonaro
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Die polnische Reaktion an der Macht 

Der polnische Nationalismus hat heute 
eine erschreckende Dimension erreicht. 

Erstmals in der modernen polnischen 
Geschichte ist er – dazu in dieser extre-
men Ausprägung – durch eine reaktionäre 
Geschichtspolit ik unter der PiS (Partei 
Recht und Gerechtigkeit) offiziell Staats-
raison.
Obwohl er in den letzten 100 Jahren fast 
nur zu Mißerfolgen und Niederlagen führte, 
wird er von den meisten Polen angenom-
men und als Kernstück ihres Patriotismus 
verstanden.
In Polen gibt es zwei Arten von Nationa-
lismus, die sich gegenseitig ergänzen. Der 
eine ist ein defensiver Nationalismus und 
resultierte aus der ökonomischen und poli-
tischen Schwäche des Landes nach dessen 
Dreiteilung im 18. Jahrhundert und meh-
reren verlorenen nationalen Aufständen. 
Er entstand gegen Ende des 19. Jahrhun-
derts und wurde von den Nationaldemokra-
ten unter Roman Dmowski getragen. Ihm 
zufolge stand nicht der polnische Staat an 
erster Stelle, sondern die polnische Nation. 
Sie sollte zusammenhalten – auch unter 
fremder Besatzung – und die nationalen 
Traditionen zur Geltung bringen. Hierzu 
gehörte in erster Linie die katholische Kon-
fession, der jeder Pole angehören mußte. 
Die polnische Nation schloß andere natio-
nale Minderheiten, vor allem Juden, aus. In 
engem Zusammenwirken mit der katholi-
schen Hierarchie wurde über die Religion 
eine kulturelle Überlegenheit des Polen-
tums gegenüber allen anderen Nachbar-
völkern postuliert. Das beinhaltete auch 
die Ablehnung aller, vor allem progressi-
ver Einf lüsse, aus dem Westen, denn diese 
würden das Polentum nur schwächen. Die 
katholische Religion sollte alle Klassen und 
Schichten integrieren, die Arbeiterschaft 
von christ lichen Parteien und Gewerk-
schaften geleitet werden. Sozialistisches 
Gedankengut, gar Atheismus, wurde als 
unpolnisch diffamiert, ignoriert oder als 
nationale Bedrohung diskreditiert.
Der Hauptfeind war das die Germanisie-
rung polnischer Gebiete forcierende prote-
stantische Preußen-Deutschland. Mit dem 
zaristischen Rußland, dem man sich überle-
gen fühlte, wollte man zusammenarbeiten. 
Im Zuge des Ersten Weltkrieges ging die 
Nationaldemokratie, die bisher nur für 
eine Autonomie innerhalb des Zarenrei-
ches votierte, zunehmend auf die Erringung 
der Staatlichkeit über. Polen sollte in Anleh-
nung an Rußland die deutschen und öster-
reichischen Teilungsgebiete bekommen. 
Nach der Oktoberrevolution war die pro-
russische Option passé. Zur bisherigen 
Deutschfeindlichkeit kam noch der Anti-
sowjetismus hinzu. 
In den Jahren der Grenzkämpfe 1918 bis 
1920 spielten die Nationaldemokraten aber 
auch eine positive Rolle. Sie hatten wesent-
lichen Einf luß auf antideutsche Aufstände 
und kämpften bei Verhandlungen mit dem 
Westen um jeden Zentimeter polnischen 
Bodens. 

Hinsichtlich der polnischen Ostgrenzen 
waren die Nationaldemokraten weitaus rea-
listischer als die Regierenden um Marschall 
Józef Piłsudski. Sie lehnten nicht nur seine 
Idee einer Föderation der westlichen Rand-
staaten Sowjetrußlands unter polnischer 
Ägide ab, sondern mahnten und warnten 
vor der Eroberung ukrainischer und belo-
russischer Gebiete. Sie glaubten zu Recht, 
daß eine Konzentration nichtpolnischer, 
feindseliger nationaler Minderheiten ein 
Sicherheitsrisiko nach sich ziehen würde. 
Immerhin betraf das die Hälfte des neuen 
polnischen Staatsgebietes. 
Die Nationaldemokraten wurden bei den 
ersten Wahlen mit fast der Hälfte der Wäh-
ler stärkste Partei Polens, wurden politisch 
aber ab 1926 durch das Piłsudski-Lager 
zurückgedrängt und zu einer faschistoiden 
und antisemitischen Partei, aus deren rech-
ten Flügel die polnischen Faschisten (Natio-
nalradikales Lager – ONR) hervorgingen. 
Das ONR gibt es heute wieder.
Während des Zweiten Weltkrieges waren 
die Nationaldemokraten in der Londoner 
Exilregierung vertreten. Durch alliierten 
Beschluß wurden sie als nazistische Par-
tei verboten. 
Heute kann man sagen, daß die regie-
rende PiS-Partei nach den meisten Krite-
rien als Nachfolger der Nationaldemokraten 
gilt: klerikalpolitisch, antisozialistisch, 
antideutsch, extrem nationalistisch und 
autoritär. 
Die Russenfeindlichkeit entnahm die PiS 
einer anderen Spielart des polnischen 
Nationalismus. Die Ideologie des Piłsudski-
Lagers verfügt über die Elemente eines 
„landläufigen“ und aggressiven Nationa-
lismus, dessen Grenzen zum Patriotismus 
f ließend waren und daher leicht bis heute 
angenommen werden konnte. 
Während die Nationaldemokratie die Inter-
essen der Kirche, der Großgrundbesitzer, 
Unternehmer, Großbauern und besitzenden 
städtischen Kleinbürgertum präsentierte, 
entsprang das Piłsudski-Lager ursprüng-
lich aus der sozialdemokratischen Bewe-
gung, die in Rußland ihren Hauptfeind sah. 
Die auch von Piłsudski geschaffene soziali-
stische Partei PPS hatte starke nationalisti-
sche Tendenzen. Die PPS-Linken spalteten 
sich dann ab und vereinigten sich später mit 
den Kommunisten. Die PPS-Rechte blieb die 
politische Hausmacht von Piłsudski, dessen 
Militärorganisation zunehmend ein Eigen-
leben entfaltete und sich dadurch zu einer 
kleinbürgerlich-nationalistischen Bewe-
gung entwickelte, die dann 1926 die stärk-
ste bürgerliche Gruppierung ausmachte. 
Seine Sympathisanten waren Sozialdemo-
kraten, die linke Bauernbewegungen, das 
nichtbesitzende Kleinbürgertum und die 
nichtetablierte Intelligenz. Dadurch kam 
dieser Nationalismus verstärkt in jene 
Schichten, die somit seine ideologischen 
Träger wurden.
Nach Piłsudskis Plänen sollte die staat-
liche Unabhängigkeit militärisch gegen 
Rußland erkämpft werden. Deutsche und 

österreichische Teilungsgebiete forderte 
er nicht. Polen sollte um russischen Besitz 
erweitert, und zugleich sollten von Polen 
abhängige Staaten (Föderation) um Ruß-
land gebildet werden. 
Die föderalistische Idee war im Grunde 
genommen eine mehr oder weniger den 
veränderten Realitäten entsprechende und 
getarnte Wiederaufnahme der polnischen 
feudalistischen Ostexpansion. 
Der Nat ionalismus von Piłsudsk i war 
eine modifizierte Form entsprechender 
Denkweisen des Klein- und Mitteladels 
(Schlachta) und der Latifundienbesitzer 
(Magnaten). Ihre Ostexpansion führte um 
das 16. Jahrhundert dazu, daß Polen zum 
zweitgrößten Land Europas wurde und 
sich zwischen der Ostsee und dem Schwar-
zen Meer ausbreitete. Ihnen stellten sich 
Türken, länger und folgenreicher jedoch 
die Russen entgegen. Für die Schlachta 
bedeutete es ständige Kriege und reiche 
Beute, die Magnanten und Kirche kamen 
zu unermeßlichem Landbesitz. Die Kir-
che schuf die ideologischen Grundlagen 
für eine Überheblichkeit gegenüber den 
unterworfenen ostslawischen Völkern. 
Das katholische Polen sollte als Bollwerk 
des westlichen Christentums gelten. Durch 
eine höhere gesellschaftliche Entwicklung, 
die angeblich bessere Religion und die 
durch sie postulierte gottgegebene Herr-
schaft der Polen glaubten sie, sich endlos 
an russischem Land bereichern zu können.
Doch die Russen, später auch die Ukrainer, 
setzten sich zur Wehr und schlugen zurück. 
Das immer stärker werdende und arro-
gant unterschätzte Rußland wurde nun 
zum Hauptfeind. Den Kampf gegen Ruß-
land bezahlte das polnische Volk 1795 mit 
dem Verlust seiner Staatlichkeit. 
Die einstige Größe Polens wurde nun die 
Grundlage eines gesellschaftlichen Trot-
zens gegen die Tei ler mächte, die den 
Polen jegliche Fähigkeit zur Staatsbildung 
absprachen. Die Aufstände 1830 und 1863 
wurden besonders von Rußland hart nie-
dergeschlagen. Ende des 19. Jahrhunderts 
machte sich Resignation breit; gegen Ruß-
land, dem man sich moralisch und ander-
weitig überlegen fühlte, schien doch kein 
Kraut gewachsen zu sein.
Mit der Erlangung der staatlichen Unab-
häng igkeit und dem Chaos des r ussi-
schen Bürgerkrieges 1918 gelangte der 
Piłsudski-Nationalismus zur vollen Blüte: 
Polen wollte sich an der angeblichen Kon-
kursmasse des Zarenreiches bedienen, 
die alten Grenzen von 1772 und möglichst 
noch mehr einheimsen. Um diese Gebiete 
besser verwalten zu können, sollten in der 
Ukraine und in Belorußland Marionetten-
regierungen eingesetzt werden. Das bedeu-
tete Krieg , und die Mehrzahl der Polen 
machte gern mit: die Masse der landarmen 
Bauern, die wirtschaftlich entmachteten 
Kleinadligen, die Latifundisten und natür-
lich die katholische Kirche, die das Land 
der Ukrainer und Belorussen an sich reißen 
und jene für sich arbeiten lassen wollten. 
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Auch Teile der Arbeiterschaft, die sich Auf-
sichtsposten im Osten versprachen und die 
Intelligenz, die eine Vielzahl von zu erwar-
tenden freien Verwaltungsposten beset-
zen wollte.
Doch es kam anders. Piłsudski konnte trotz 
erheblicher Landgewinne sein föderalisti-
sches Programm nicht durchsetzen. Die 
Polen schwelgten im Siegesrausch, denn 
sie hatten die Rote Armee vor Warschau 
zurückdrängen können. Piłsudski hinge-
gen kam zu anderen Einsichten, hatte im 
Gegensatz zu seinen Landsleuten Lehren 
aus diesen Kämpfen gezogen. Einen Krieg 
gegen die Sowjets wollte er nicht mehr, da 
er in der UdSSR eine künftige Weltmacht 
erblickte. In seinen späten Jahren war 
er an sachlichen Beziehungen zum östli-
chen Nachbarn interessiert und erteilte 
den Nazis, die ihn für einen neuen Ritt gen 
Osten gewinnen wollten, eine klare Absage. 

Die Beziehungen zur Sowjetunion gediehen 
besonders in seiner Zeit und waren weitaus 
besser als die heutigen zu Rußland. Daher 
ist eine Berufung auf den Marschall durch 
die polnischen Rußlandfeinde völlig ver-
fehlt.
Dennoch entwickelte der von ihm initi-
ierte Nationalismus eine Eigendynamik, 
wurde noch potenziert , als die Sowjet-
union immer stärker wurde. Polen wollte 
daher als Bastion des Westens gelten und 
eine Sonderrolle in Osteuropa spielen. Aber 
auch diese Sache ging 1939 schief. 
Nach 1944 wurde Polen auch mit erhebli-
cher sowjetischer Hilfe sozialistisch. Daher 
schwätzen die heutigen Machthaber von 
einer neuen, die deutsche ablösende sowje-
tischen Okkupation, die nach 1945 einge-
setzt haben soll, denn der Sozialismus sei 
etwas Unpolnisches. Volkspolen wäre dem-
nach kein souveränes Land gewesen: 1989 

galt als das Jahr der wirklichen Unabhän-
gigkeit. Jetzt erst wurde von einem „freien 
Polen“ gesprochen, in Verkennung histo-
rischer Tatsachen leider auch von großen 
Teilen der polnischen Linken. Die von der 
PiS betriebene extrem nationalistische 
reaktionäre Geschichtspolitik ist Staats-
raison. 
Heute hat man in Polen wieder die Illusion, 
in den Nachfolgestaaten der UdSSR doch 
noch die Föderation von Piłsudski durchzu-
setzen. Dem steht aber nicht nur schwaches 
polnisches Kapital, sondern auch ein wie-
dererstarktes Rußland gegenüber. Daher 
der ohnmächtige Haß, mit dem das eigene 
Regime legitimiert werden und westliche 
Unterstützung für den neuen Frontstaat 
f ließen soll. Da es hierzu im Westen Beden-
ken gibt, wird ein direktes Bündnis mit den 
USA angestrebt.

Dr. Bernhard Majorow

Der deutsche Imperialismus und die Ukraine

Das deutsche Kaiserreich, nach 1871 zur 
europäischen Großmacht aufgestie-

gen, entwickelte sich um die Jahrhundert-
wende rasch zur führenden Industriemacht 
des Kontinents mit weltweiten Expansi-
onszielen. Zu diesem Zeitpunkt war die 
Welt bereits fast völlig aufgeteilt , doch 
das deutsche Kaiserreich 
erkannte den bestehen-
den Status quo nicht an. 
Die herrschenden Kreise 
na h men Ku r s au f eine 
Neuauf teilung der Welt 
zu ihren Guns ten . Der 
damalige Staatssekretär 
des Auswärtigen Amtes, 
B e r n h a r d  v o n B ü l ow, 
erklärte 1899 im Reichs-
tag: „Aber jedenfalls kön-
nen wir nicht dulden, daß 
irgendeine fremde Macht 
… zu uns sagt: Was tun? 
Die Welt ist weggegeben. 
Untätig beiseite stehen, 
w ie w ir das f r üher of t 
getan haben … träumend 
beiseite stehen, während 
a ndere L eute s ich den 
Kuchen teilen, das können 
wir nicht und wollen wir nicht. Wir können 
das nicht aus dem einfachen Grunde, weil 
wir jetzt Interessen haben in allen Welttei-
len …“ Er meldete den Anspruch Deutsch-
lands auf einen „Platz an der Sonne“ an. Ist 
das alles nur Geschichte?   
Nachdem das aufstrebende deutsche Indu-
strie- und Finanzkapital sich sein eige-
nes politisches System geschaffen hatte, 
erfolgte die Militarisierung auf der Grund-
lage des Preußentums. Unter imperialisti-
schen Bedingungen kam es zugleich zu 
einer wesentlichen Veränderung des all-
gemeinen Charakters des Krieges. Deutsche 

Generalität und deutsches Offizierskorps 
beanspruchten das Recht, über die Politik 
mitzubestimmen. Zugleich entwickelte sich 
der deutsche Militarismus in enger Verzah-
nung mit den Rüstungsunternehmen von 
Krupp, Thyssen, Stumm-Halberg, Siemens, 
der AEG u. a. Es entstand die Allianz von 

Kapitalismus und Militarismus, von Krieg, 
Politik und großem Geschäft. 
Als geistiges Verbindungsglied wurden 
Organisationen alldeutscher Prägung ent-
w ickelt , die Masseneinf luß erlang ten. 
Dazu gehörten: die Deutsche Kolonialge-
sellschaft (1887), der Alldeutsche Verband 
(1891 bzw. 1894), der Deutsche Flottenver-
ein (1898), der Reichsverband gegen die 
Sozialdemokratie (1904), der Deutsche 
Wehrverein (1912), der Kyff häuserbund 
(1898), Kriegsvereine, Luftfahrtvereine, 
Jugendvereine. Universitäten und For-
schung wurden mißbraucht. Es entwickelte 

sich ein weitverzweigtes System von politi-
schen, wirtschaftlichen, militärischen und 
ideologischen Institutionen, Mitteln und 
Methoden, die das gesamte gesellschaftli-
che Leben durchdrangen und in den Dienst 
von Profit, Expansion und Krieg stellten. 
Diese Tradition wirkt bis heute. 

Der preußische General 
und führende Militärhi-
stor iker Fr iedr ich von 
Bernhardi rief in seinem 
Buch „Deutschland und 
der nächste Krieg“ (1912) 
u. a. zur „Eroberung von 
Siedlungsgebieten im von 
Rußland kontrollierten 
Osten“ auf. Schon 1890 
ortete er „den Russen“ als 
„wahren Nationalfeind“. 
„Kampf des Germanen-
tums gegen den Pansla-
w i smu s ,  da s w i r d da s 
Wahrzeichen der näch-
sten Geschichtsperiode 
sein“, hieß seine Erkennt-
nis.                    
Das Auswärtige Amt des 
deut schen Reiches ent-
w i c k e l t e  Vo r s t e l l u n -

gen, um diese Ziele zu erreichen. In einer 
der zahlreichen K riegszieldenk schrif-
ten forderte am 2. September 1914 der 
Zentrumspolit iker Matthias Erzberger, 
„Rußland sowohl von der Ostsee als auch 
vom Schwarzen Meer abzuschließen“. Den 
Weg sah er in der „Befreiung der nicht-
russischen Völkerschaften“ des Zarenrei-
ches „vom Joch des Moskowitertums und 
(der) Schaffung von Selbstverwaltung im 
Inneren der einzelnen Völkerschaften“. Er 
fügte hinzu: „Alles dies unter militärischer 
Oberhoheit Deutschlands, vielleicht auch 
mit Zollunion.“ Paul Rohrbach, Mitarbeiter 

Kaiser Wilhelm II. besucht die Truppen an der Front in Galizien, das heute zur 
Westukraine gehört.
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der „Zentralstelle für Auslandsdienst“ beim 
Auswärtigen Amt, vertrat schon damals die 
Parole: „Ohne die Ukraine ist Rußland nicht 
Rußland“ und „Wer Kiew hat, kann Ruß-
land zwingen.“             
In diesem Sinne schloß das Deutsche Reich 
im Februar 1918, noch vor dem Diktatfrie-
den von Brest-Litowsk, ein Abkommen mit 
der Ukraine. Diese hatte vorher als Staat 
nicht existiert! So wurde die Ukraine zum 
Subjekt des Völkerrechts, das von Deutsch-
land für seine Zwecke eingesetzt wurde. 
Mit dieser Anerkennung als Vertragspart-
ner sollte Rußland erpreßt werden. Am 
Ende des Jahrhunderts hat Deutschland 
als Vorreiter Kroatien und Slowenien aner-
kannt und damit den letzten Nagel für den 
Sarg Jugoslawiens geliefert. 
Der Weg nach Rußland führte stets über 
die Ukraine und über die Austragung zwi-
schenimperialistischer Widersprüche. Für 
die USA z. B. wäre der volle Sieg einer der 
kämpfenden Gruppierungen unvorteilhaft 
gewesen. Weder der Sieg und die Hegemo-
nie Deutschlands noch der volle Triumph 
Englands und des zaristischen Rußlands 
wären für sie eine akzeptable Perspek-
tive gewesen. Aber ein Sieg Deutschlands 
wäre am wenigsten erwünscht gewesen, 
weil er zur Hegemonie einer einzigen Macht 
in ganz Europa geführt hätte. Es gibt also 
noch konstante Linien – auch in der impe-
rialistischen Politik!           
In den ersten Tagen nach der Unterzeich-
nung des Friedensvertrages von Brest-
L itowsk beg a nn Deut sch la nd, i hn z u 
verletzen. Die aggressiven Kreise setz-
ten ihre Bestrebungen fort, einen militä-
rischen Überfall gegen den Sowjetstaat zu 
organisieren, um Territorium zu erobern, 
die Sowjetmacht zu beseitigen und Ruß-
land zu einem von Deutschland abhängi-
gen Staat zu machen. Im Falle der Ukraine 
nutzte die deutsche Regierung die Tatsa-
che aus, daß es zwischen Sowjetrußland 
und der Ukraine keine klare Grenzmar-
kierung gab. Sie besetzte die Ukraine und 
machte sie zur Basis für das weitere Vor-
dringen nach Rußland, indem sie den Verrat 
der ukrainischen bürgerlichen Nationali-
sten ausnutzte.                     
Die deutsche Armee in der Ukraine hatte 
eine Stärke von einer Million Mann. Im 
Mär z 1918 beset z ten deut sche Tr up-
pen den Donbass. Dann rückten sie wei-
ter zum Don vor, wo sie General Krasnow, 
der einen konterrevolutionären Aufstand 
anführte, halfen, eine Armee zum Kampf 
gegen den Sowjetstaat zu formieren und 
zu bewaffnen. Im April drangen die deut-
schen Tr uppen in die Gouvernement s 
Kursk, Orlow und Woronesh ein. Im Mai 
besetzte die deutsche Armee die Krim. 
Deutliche Beweise für die Absichten des 
deutschen Imperialismus! Lenin erklärte 
im Mai 1918: „Die Mehrheit der bürgerli-
chen Parteien Deutschlands tritt gegenwär-
tig für die Einhaltung des Brester Friedens 
ein, möchte ihn aber natürlich gerne ,ver-
bessern‘ und noch einige Annexionen auf 
Kosten Rußlands erlangen.“                         
Nach einer Periode sich ent wickelnder 
deutsch-sowjetischer Beziehungen in der 

Wirtschaft änderte sich 
die Lage, als in Deutsch-
land die Papen-Reg ie-
rung eingesetzt wurde. 
Es verstärkten sich die 
Tendenzen zur Faschi-
sierung im Inneren des 
Landes und zur Aggres-
sion nach außen. Mit der 
M ac ht er g r ei f u n g de s 
Faschismus wurde das 
Programm der Expansion 
und Aggression erwei-
tert und radikalisiert . 
Zur Begründung wurden 
fehlender „Lebensraum“ 
und ungenügende Roh-
stoffressourcen wieder 
aufgegriffen. Der Anti-
kommunismus wurde Hauptbestandteil 
der Politik.                
Die Alternative sichtbar machend, brachte 
die UdSSR in dieser sich zuspitzenden Lage 
am 6. Februar 1933 auf der Abrüstungs-
konferenz den Entwurf einer Deklaration 
über die Definition des Aggressors ein. 
Man schlug vor, einen Staat als Aggressor 
zu bezeichnen, der einem anderen Staat den 
Krieg erklärt, der ohne Kriegserklärung in 
das Gebiet eines anderen Staates eindringt 
oder Kampfhandlungen zu Lande, zu Was-
ser und in der Luft ausführt . Es wurde 
zwischen direkter und indirekter Aggres-
sion unterschieden. In Punkt zwei hieß es: 
„Weder die Errichtung einer politischen, 
strategischen oder wirtschaftlichen Ord-
nung, das Streben nach der Ausbeutung 
natürlicher Reichtümer auf dem Territo-
rium des angegriffenen Staates oder nach 
dem Erwerb beliebiger anderer Vorteile 
oder Privilegien noch die Berufung auf 
bedeutende Ausmaße des invest ierten 
Kapitals oder auf andere mögliche beson-
dere Interessen wie Vermögenswerte in 
diesem Gebiet, noch die Verneinung der 
besonderen Merkmale eines Staates kön-
nen als Rechtfertigung für einen Überfall 
dienen.“ Diese Deklaration konkretisierte 
die Begriffe „Aggression“ und „Sicherheit“, 
die für den Kampf gegen den Aggressor 
unerläßlich waren. Es ist besorgniserre-
gend, daß die darin angesprochenen Inhalte 
schon wieder von brennender Aktuali-
tät sind. Damals wurde das Marschpro-
gramm der alldeutschen Geopolitiker von 
den Faschisten Schritt für Schritt verwirk-
licht – Aktivitäten, die nicht vergessen wer-
den dürfen. Auch nicht die Demagogie und 
die Lügen, die die Köpfe vernebelten. Auf 
dem „Nürnberger Parteitag“ im Septem-
ber 1938 erklärte Hitler in Vorbereitung 
der Zerstückelung der Tschechoslowakei: 
„Hier handelt es sich nicht um Redensarten, 
sondern um Recht, und zwar um verletztes 
Recht. Was die Deutschen fordern, ist ihr 
Selbstbestimmungsrecht, das jedes andere 
Volk auch besitzt, und keine Phrase.“ 1942 
erklärte Goebbels: „Es geht uns nicht um 
Ideale, sondern um wogende Weizenfelder, 
um das russische Erdöl …“
Nach zwei historischen Niederlagen des 
deutschen Imperialismus in zwei Weltkrie-
gen, die er um Herrschaft und Ausbeutung 

fremder Völker geführt hat, hat man sich 
in der BRD der 50er Jahre schon wieder auf 
das „Recht auf Selbstbestimmung“ beru-
fen, um seine wahren Ziele zu verdecken. 
Adenauer: „Der wahre Kern der deutschen 
Frage ist nicht so sehr die Wiederher-
stellung der deutschen Einheit, sondern 
vielmehr die Wiederherstellung des Selbst-
bestimmungsrechts für die Deutschen in 
der Sow jet zone.“ „ Selbstbest immung“ 
und „Befreiung“, diese zwei Vokabeln im 
Sprachschatz Adenauers charakterisier-
ten auch die Politik seiner Nachfolger. Sie 
wurde auf alle Länder ausgedehnt, die den 
Weg des Sozialismus eingeschlagen haben. 
1954 verkündete Adenauer im Bundestag, 
daß sich seine Regierung mit der „Trennung 
der deutschen Ostgebiete nicht abfinden 
kann“.                   
In diesem Rahmen wurde auch das Kon-
zept gegenüber der Ukraine entwickelt, ein 
Konzept, zu dem auch der schon erwähnte 
Paul Rohrbach beigetragen hat. Nachdem 
er 1918 die Deutsch-Ukrainische Gesell-
schaft gegründet hatte, betrieb er 1948 
deren Wiedergründung. 1952 wurde er ihr 
Ehrenpräsident. Im gleichen Jahr äußerte 
er sich auch über „die ukrainische Frage“. 
Darin paßte er die schon im ersten Welt-
krieg entwickelte Dekompositionstheo-
rie (Zerlegung) den neuen Bedingungen 
an. Man müsse die „Entbindung der zen-
tr if ugalen K räf te in der Sow jet union“ 
fördern. „Die stärkste dieser zentrifuga-
len Kräfte ist das nationale Bewußtsein 
des ukrainischen Volkes mit seinem Wil-
len zu eigener Staatlichkeit.“ Durch Unter-
stützung des ukrainischen Nationalismus 
könne man perspektivisch „zu einer inne-
ren Erschütterung der Sowjetmacht“ gelan-
gen und eines Tages, „wenn andere günstige 
Umstände hinzutreten, zu ihrem Zusam-
menbruch“. Rohrbach verglich Rußland mit 
einer Orange. „Wie diese Frucht aus ein-
zelnen leicht voneinander lösbaren Teilen 
besteht, so das russische Reich aus seinen 
verschiedenen Gebietsteilen: balt ische 
Provinzen, Ukraine, Polen usw.“ Es genüge 
vollkommen, die Gebietsteile wie Orangen-
scheiben „voneinander abzulösen und ihnen 
eine gewisse Autonomie zu geben“, dann 
werde es „ein leichtes sein, dem russischen 
Großreich ein Ende zu bereiten“. Deshalb 
wurde die Dekompositionstheorie auch 

Eine Verbindung mit Tradition: Deutsche Rechtsextremisten 
zeigen Flagge bei einem nationalistischen Aufmarsch der 
Anhänger des ukrainischen Nazi-Kollaborateurs Stepan  
Bandera. (Kiew, 14. Oktober 2018)
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„Orangentheorie“ genannt. Wen erinnert 
das nicht an die „Orangene Revolution“, 
durch die 2004 Wiktor Juschtschenko mit 
US-Dollar und mit Euro ins Amt des ukrai-
nischen Präsidenten gehoben, mit dem 
Putsch von Februar 2014 Jazeniuk zum 
Ministerpräsidenten gemacht und der Oli-
garch Poroschenko ins oberste Amt gehievt 
wurde. 
Nach der Zerschlagung der Staatlichkeit der 
Sowjetunion glaubte man, mit Jelzin und 
seinesgleichen, die imperialistischen Ziele 
des „Drangs nach dem Osten“ „friedlich“ 
erreichen zu können. Wolfgang Schäuble 
und Karl Lamers kamen in „Überlegungen 
zur europäischen Politik“ zur Schlußfolge-
rung: „Ein stabilitätsgefährdetes Vakuum, 
ein Zwischen-Europa darf es nicht wieder 
geben. Ohne eine solche Weiterentwicklung 
der (west)europäischen Integration könnte 
Deutschland aufgefordert werden oder aus 
eigenen Sicherheitszwängen versucht sein, 
die Stabilisierung des östlichen Europa 
alleine und in der traditionellen Weise zu 
bewerkstelligen.“ (!!) Dann kam die impe-
rialistische Aggression gegen Jugoslawien, 
die USA betrieben die Revitalisierung der 
NATO, und Bundeskanzler Schröder (SPD) 
verwirklichte die „Enttabuisierung des Mili-
tärischen“ in der deutschen Außenpolitik.     
Die Frage, wo die östliche Grenze der EU 
liegen sollte, beantwortete die SPD aus der 
Interessenbestimmung des auch politisch 
wieder erstarkten Deutschlands und in 

Übereinstimmung mit Schäuble und Lamers 
in einer Denkschrift der Grundwertekom-
mission beim SPD-Vorstand Anfang 2003 
konzeptionell wie folgt: Das „Berliner Inter-
esse“ bestehe an einem „wirtschaftlich und 
politisch leistungsfähigen Großraum“, der 
auch einen entsprechenden „Hinterhof “ 
hat, der bis Zentralasien und in den Nahen 
Osten reicht. Deutschland habe ein „legiti-
mes Interesse an einer dauerhaften Einbin-
dung in einen wirtschaftlich und politisch 
leistungsfähigen Großraum, der anderen 
Weltregionen vergleichbar ist“. Zu diesem 
„Großraum“ gehören nicht nur ost- und süd-
osteuropäischen Staaten, die 2004 und 2007 
Mitglied der EU geworden sind. „Um West- 
und Mitteleuropa, das sich als integrierte 
Weltregion etabliert, liegen in einem Halb-
kreis von Ost nach Süd Rußland, die früher 
mit der Sowjetunion verbundenen Republi-
ken Weißrußland, Ukraine und Moldawien 
sowie Transkaukasien und Zentralasien, die 
Türkei und die Länder des Nahen und Mitt-
leren Ostens und des Mittelmeeres.“ 
Damit ist der Raum für die Expansionspo-
litik des deutschen Imperialismus deutlich 
beschrieben. Sie schließt eine unabhän-
gige und selbständige Ukraine aus. Sie zielt 
direkt gegen die Unabhängigkeit und Sou-
veränität eines solchen Staates. Sie ist dar-
auf ausgerichtet, die Ukraine auf lange Sicht 
aus der russischen Einflußsphäre zu lösen 
und sie in das Hegemonialsystem des deut-
schen Imperialismus zu integrieren.

Dabei kommt der Politik des deutschen 
Kapitals zugute, daß es ihm bisher gelun-
gen ist, aus der Krise sowohl ökonomisch 
als auch politisch gestärkt hervorzugehen 
und seine hegemoniale Stellung in der EU 
weiter auszubauen. Diese Position wird ver-
stärkt genutzt, um sich möglichst profitable 
Teile der Welt untertan zu machen und den 
„Drang bis zum Ural“ systematisch in poli-
tische Praxis umzusetzen.
Deutschland müsse, wie die FAZ vom 4. 4. 
2003 schrieb, „als größter und wirtschaft-
lich stärkster Staat in Europa“ für ein Eu-
ropa eintreten, das in der Lage sei, sich 
„gegen äußere wirtschaftliche, politische 
und gegebenenfalls auch militärische Pres-
sionen zu wehren“. Aus dem „Großraum“ 
müßten die USA hinausgedrängt werden. 
„Deutschland muß dafür eintreten, daß 
Europa zu seinen Nachbarn eine beson-
ders intensive, konstruktive und dauer-
hafte Partnerschaft auf baut, welche die 
Lösung der sicherheitspolitischen, wirt-
schaftlichen und politischen Probleme der 
europäischen Nachbarschaft nicht – wie 
bisher – vorwiegend den Vereinigten Staa-
ten überläßt.“ (!!)              
Das Konzept erweist sich als ein „Zeug-
nis von einem in die Welt ausgreifenden 
Gestaltungsanspruch“ (FAZ) des deut-
schen Kapitals und seiner Regierungen. Die 
Beherrschung der Ukraine ist ein wichtiger 
Schritt in diese Richtung. 

Prof. Dr. Anton Latzo

Hugo Eberlein über die  
Komintern-Gründung vor 100 Jahren

Vom 2. bis 6. März 1919 fand in Moskau der 
Gründungskongreß der III., der Kommunisti-
schen Internationale statt. An ihm nahmen  
52 Delegierte von 35 Organisationen aus Eu-
ropa, Amerika und Asien teil. Hugo Eberlein, 
Spartakist und Funktionär der erst drei Monate 
jungen Kommunistischen Partei Deutschlands, 
nahm als deren Delegierter an den Beratun
gen teil. In seinem Artikel „Die Gründung der 
Komintern und der Spartakusbund“ für die Zeit-
schrift „Die Kommunistische Internationale“ 
berichtet er zehn Jahre später: 

Die Einladung zur Beteiligung der KPD an 
einer Vorkonferenz über die Frage der Grün-
dung einer Internationale traf Anfang des 
Jahres 1919 in Berlin ein. Die Einladung war, 
soweit ich mich entsinnen kann, an das Zen-
tralkomitee zu Händen Rosas und Karls 
gerichtet. Eines Nachts, als ich von der Redak-
tion der „Roten Fahne“ Rosa nach ihrer Woh-
nung in Südende begleitete, teilte sie mir 
mit, daß die Einladung angekommen wäre, 
und sie erwog mit mir, wen man delegie-
ren könnte. Sie selbst und Karl Liebknecht 
kämen nicht in Frage, da sie aus Berlin unab
kömmlich wären. Außerdem, meinte Rosa, 
müßte gerade auf dieser Konferenz die KPD 

durch einen deutschen Genossen vertreten 
sein. Rosa schlug mir vor, zu fahren.
Über die Bedeutung der Konferenz äußerte 
sie sich in diesem Gespräch etwa folgen-
dermaßen: Die Bolschewiki werden wahr
scheinlich vorschlagen, die Gründung einer 
Internationale sofort zu beschließen, auch 
wenn nur wenige Delegierte kommen. Die 
Gründung der Kommunistischen Inter-
nationale sei eine bedingungslose Selbst-
verständlichkeit, aber noch verfrüht. Die 
Kommunistische Internationale sollte end
gültig gegründet werden, wenn im Flusse der 
revolutionären Massenbewegung, die fast 
alle Länder Europas umfaßt hatte, kommuni
stische Parteien entstanden wären. Insbe-
sondere wäre es auch nötig, den Zeitpunkt 
der Gründung so zu wählen, daß er den Pro-
zeß der Loslösung der revolutionären Mas-
sen von der USPD beschleunigen würde. 
Deshalb schlug sie vor, ich möge auf der 
vorbereitenden Konferenz den Standpunkt 
vertreten, daß am zweckmäßigsten die Ein-
setzung einer Kommission aus Vertretern 
der verschiedenen Länder wäre und der 
Gründungskongreß zwischen Ostern und 
Pfingsten 1919, also etwa zwischen April 
und Juni stattfinden soll …

Nach meiner Ankunft in Moskau hatte ich 
zunächst eine persönliche Unterredung mit 
Lenin. Ich gab einen ausführlichen Bericht 
über die Lage in Westeuropa … Als ich ihm die 
Meinung Rosa Luxemburgs und der Sparta
kuszentrale über die Frage der Gründung der 
Komintern vortrug, war er wenig überrascht 
und meinte, eine solche Stellung vorausgeahnt 
zu haben … Er schlug vor, die Diskussion über 
die Gründung der Kommunistischen Inter
nationale erst gegen Ende der Tagung auf-
zurollen. In den Tagen vor Eröffnung der 
Konferenz, die sich erst am dritten Tage zum 
Kongreß konstituierte, fand noch eine große 
Reihe von Sitzungen mit der russischen Dele-
gation der Konferenz statt, in denen ein leb
hafter Meinungsaustausch gepflogen wurde. 
Ein positives Ergebnis konnte freilich schwer 
erzielt werden, da weniger meine persönli
che Meinung entscheidend war als mein Man-
dat und eine Möglichkeit, sich mit Berlin zu 
verständigen, nicht bestand. Aber Lenin 
zweifelte während der ganzen Verhandlun-
gen keine Minute daran, daß der Spartakus-
bund sich als Glied der neuen Internationale 
ansah und daß nach erfolgter Gründung die 
Meinungsverschiedenheiten nur noch episo
dischen Charakter tragen würden.
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100 Jahre nach der Gründung der KPD –  
wir sind dabei

Liebe Genossinnen und Genossen, den  
Gelbwesten und ihren Forderungen in 

Frankreich gilt unsere Solidarität. Wir wissen, 
daß hier manches unreif und widersprüch-
lich ist – war das aber jemals die Frage für die 
Solidarität der Kommunisten? Offensichtlich 
müssen wir stärker erkennen, daß Prozesse, 
die Marx und Engels im Manifest beschrie-
ben, keine linearen sind. Ihr wißt, daß ich 
nicht dazu neige, Klassiker zu zitieren, hier 
geht es aber um die Frage der Entwicklung 
von Klassenbewußtsein, der Formierung 
der Klasse von einer Klasse an sich zu einer 
Klasse für sich. Marx und Engels schrieben 
im Manifest: „Das Proletariat macht verschie-
dene Entwicklungsstufen durch. Sie richten 
ihre Angriffe nicht nur gegen die bürgerli-
chen Produktionsverhältnisse (Das tun sie 
viel zu wenig!), sie richten sie gegen die Pro-
duktionsinstrumente selbst; sie vernichten 
die fremden konkurrierenden Waren, sie 
zerschlagen die Maschinen, sie stecken die 
Fabriken in Brand, sie suchen die untergegan-
gene Stellung des mittelalterlichen Arbeiters 
wiederzuerringen.“ (Das tun sie viel zu viel!) 
Lenin hat analysiert, wie die Herausbildung 
des Imperialismus notwendigerweise zur 
Herausbildung der ökonomischen Grundlagen 
für die Entwicklung von Reformismus führt. 
Wir erleben heute, daß die Arbeiterklasse in 
verschiedenen Ländern des Imperialismus 
zwischen Formen des eruptiven Aufstands, 
wie in Frankreich, und der reformistischen 
Einbindung mit teilweise nationalistischem 
Konsens, wie in Deutschland, hin und her 
schwankt. Beides hat mit der Schwäche der 
revolutionären Kräfte zu tun – trotzdem wäre 
mir das erste lieber, da sich im Kampf, auch, 
wenn er noch nicht klar zielgerichtet ist, bes-
ser vermitteln läßt, um was es geht. 
Kommunistisch sprechen, das heißt die Frage 
des Kampfes gegen Krieg und für Frieden in 
den Mittelpunkt zu stellen. Die Frage der 
Eskalation zum Weltenbrand, zum Atomkrieg 
stellt sich real. Die NATO unter Führung des 
US-Imperialismus, bei zunehmender Einbin-
dung und Einigkeit aller führenden Imperia-
lismen, vorne dabei Deutschland, Frankreich 
und Großbritannien, setzen auf Hochrüstung, 
wollen den INF-Vertrag kündigen und damit 
die Russische Föderation und die VR China 
in die Zange der Bedrohung durch atomare 
Mittelstreckenraketen nehmen. Ähnlich 
wie in den 80er Jahren muß eine angebliche 
Hochrüstung Rußlands und der VR China 
als Begründung herhalten – genauso wie 
damals wird vertuscht, daß russische und 
chinesische Mittelstreckenraketen militä-
risch einen entscheidenden Qualitätsunter-
schied haben, sie können das Kernland der 
NATO, die USA, nicht erreichen. Und neu ist im 
Verhältnis zu den 80er Jahren – heute hat die 
NATO Raketenabwehrsysteme, und die hat 
sie in Polen, Ungarn und Südkorea, und die 
neuen Mittelstreckenraketen stünden nicht 
nur in Deutschland, sondern auch an der rus-
sischen Grenze – Vorwarnzeiten gleich null. 

100 Jahre nach unserer Gründung, 100 Jahre 
nach der Ermordung von Karl und Rosa – wir 
sind es ihnen und all den Generationen von 
Kommunistinnen und Kommunisten schul-
dig: Der Kampf um Frieden ist nicht alles, aber 
er ist eine entscheidende Form des Klassen-
kampfs – wir kämpfen um Aktionseinheit 
und Bündnisse mit allen, die sich, aus wel-
chem Antrieb auch immer, gegen die impe-
rialistische Kriegspolitik stellen. Sobald 
wir unsere Kandidatur abgesichert haben, 
werden wir deshalb dem Aufruf „Abrüsten 
statt aufrüsten!“ wieder eine zentrale Rolle 
geben, Unterschriften sammeln und allen 
unser EU-Wahlprogramm geben, denn die 
EU bedeutet Krieg, und wir sagen „Raus 
aus der NATO!“, „Keine weitere Militarisie-
rung der EU!“, „Stoppt die Hochrüstung!“ – 
das sind wir Karl, Rosa, all den gefallenen 
Genossinnen und Genossen des antifaschi-
stischen Widerstands, aber auch den Genos-
sinnen und Genossen, die mit der DDR einen 
Friedensstaat auf bauten, und denen, die 
bei Adenauer im Knast saßen, schuldig. 
Schuldig sind wir unseren Genossinnen und 
Genossen, um den proletarischen Internatio-
nalismus zu ringen. Proletarischer Interna-
tionalismus heißt: „Hoch die internationale 
Solidarität!“ Die braucht jetzt ganz mas-
siv die bolivarische Revolution und unsere 
Schwesterpartei in Venezuela. Die Reak-
tion wittert Morgenluft. Mit ihrem Putsch in 
Brasilien und dem Wahlsieg von Bolsonaro 
wütet sie dort, die kubanischen Ärzte wur-
den rausgeschmissen, die Agrarreform wurde 
gestoppt, und diese Dynamik will sie nutzen 
für einen weiteren Putsch in Venezuela. Die 
USA machen mobil, und die EU, Deutschland 
und die kapitalistischen Medien sekundie-
ren. Jetzt wollen sie aufräumen in Lateiname-
rika – alle Antiimperialisten weltweit müssen 
sich dem entgegenstellen. Wir begrüßen das 
Agieren der VR China und der Russischen 
Föderation. Wir sagen: Solidarität mit Vene-
zuela, mit Nikaragua und vor allem mit dem 
sozialistischen Kuba, dem wir damit zum 
60. Geburtstag der Revolution gratulieren. 
Internationalismus ist Solidarität , und 
Internationalismus ist Voraussetzung und 
Bestandteil der Formierung der Arbeiter-
klasse selbst. Denn solange Teile der Arbei-
terklasse glauben, daß sie gut damit fahren, 
wenn Deutschland als faktisches Niedriglohn-
land andere Ökonomien aussaugt, materiali-
siert sich auch darin die Spaltung der Klasse, 
national und international. Das muß theore-
tisch verstanden werden und wird trotzdem 
nur verstanden, wenn immer größere Teile 
der Klasse der vom Monopolkapital Ausge-
nutzten aufstehen. Und genau hier bestim-
men wir auch unser Verhältnis zu der linken 
Sammlungsbewegung „Aufstehen!“ „Auf-
stehen!“ bringt Fragen des Klassenkampfs 
in die Debatte. „Aufstehen!“ verknüpft dies 
mit dem Kampf um Frieden und Abrüstung. 

„Aufstehen!“ zeigt an vielen Orten, daß es ein 
Potential von Freundinnen und Freunden 

gibt, die für den Friedenskampf, für Klas-
senfragen aktiv werden wollen. Das ist gut 
so – da sind wir dabei, mit offenem Visier, 
erkennbar als Kommunistinnen und Kom-
munisten, mit unserem EU-Wahlprogramm, 
mit dem Aufruf „Abrüsten statt aufrüsten!“ 
Auch in diesem Jahr haben wir der „jungen 
Welt“ herzlich zu danken für die Rosa-Luxem-
burg-Konferenz, die größte Konferenz der 
radikalen Linken in diesem Land – für die 
Möglichkeit, uns zu präsentieren, für die 
Zusammenarbeit. Trotzdem ist dieses Jahr 
ein besonderes, weil die Reaktion sich etwas 
ganz Besonderes ausgedacht hat. Diesmal 
ist es ein infamer ökonomischer Angriff, der 
die „junge Welt“ kaputtmachen soll – genutzt 
wird die Monopolstellung der Deutschen Post, 
das Instrument der Gebührenerhöhung für 
den Versand soll das schaffen, was die Herr-
schenden seit der Konterrevolution wollen, 
das Ende der „jungen Welt“, mindestens der 
Printausgabe. Das dürfen wir nicht zulassen. 
Ausgehend von unserer heutigen Veranstal-
tung rufen wir auf: Organisiert Solidarität mit 
der „jungen Welt“ in Gewerkschaften, Initia-
tiven und Bündnissen! Laßt uns gemeinsam 
den politischen Druck entwickeln, damit die-
ser Angriff scheitert – Solidarität mit der „jun-
gen Welt“!
Die Gelbwesten, die einen Präsidenten entzau-
bern, den noch wenige Monate zuvor viele für 
den Sonnenkönig hielten, die Gelbwesten, die 
damit reale Erfolge für die Massen erzielen 
und auf die die deutsche herrschende Klasse 
und ihre Medien ängstlich schielt. Italien, zu 
dem ein führender Ideologe des deutschen 
Kapitals, Hans-Werner Sinn, sagt, daß „Itali-
ens Misere“ darin liege, daß „die politischen 
Strukturen und die Macht der Gewerkschaf-
ten echte Reformen ausschließen“. Was in 
Italien dazu führt, daß ausgerechnet eine 
reaktionäre Regierung sich zumindest so 
gibt, als ob sie gegen das EU-Diktat aufbegeh-
ren wolle. Der Brexit. Der polternde Trump – 
die immer deutlicher auf der Hand liegenden 
Widersprüche im Imperialismus. Ja, leider 
auch die Kriege und die Gefahr einer Eska-
lation bis hin zum Flächenbrand. Der Fakt, 
daß weltweit 78 Millionen Menschen auf der 
Flucht sind. Der Rückzug des US-Imperialis-
mus aus Syrien, die Gefahr, daß Erdoğan das 
ausnutzt, und die Hoffnung, daß sich die YPG 
mit der syrischen Regierung einigt – all das 
und vieles mehr sind Belege einer immensen 
Labilität, die das Ergebnis einer Verschärfung 
der allgemeinen Krise des Kapitalismus und 
einer offensichtlichen Krise seiner Integrati-
onsmechanismen ist. Das macht die Situation 
nicht weniger gefährlich. Es steht die Frage 

„Sozialismus oder Barbarei“ und die Antwort 
darauf entscheidet sich wesentlich an der For-
mierung der Arbeiterklasse, die wiederum 
von der Stärke und Verfaßtheit der revolu-
tionären Kräfte, der kommunistischen Partei 
abhängt. So blöde es sich anhört, so unschön 
es ist, wir schreiben letztlich Weltgeschichte, 
wenn wir in diesem hochentwickelten Land 
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um die Stärkung unserer Partei ringen. 
Ein bißchen was haben wir geschafft, aber 
98 bis 99 Prozent des Weges liegen noch 
vor uns. Unsere Hauptaufgaben sind: Kampf 
um die Verankerung in der Klasse, Kampf 
um die Jugend und um den Auf bau unse-
rer Strukturen im Osten. Wir werden des-
halb dem Parteivorstand vorschlagen, den 
kommenden Parteitag im Frühjahr des kom-
menden Jahres durchzuführen und ihn zu 
einem Parteitag zu machen, der sich sehr 
intensiv mit der praktischen Politik der 
DKP, vor allem auf diesen Kampffeldern, mit 
der Stärkung der Partei befaßt. Wir wer-
den dem Parteivorstand vorschlagen, das 
kommende Pressefest für den Spätsommer/
Herbst des kommenden Jahres einzuplanen. 
Auf dem Weg dahin wollen wir dem Par-
teivorstand vorschlagen, eine Großver-
anstaltung zum 70. Geburtstag der DDR 
durchzuführen – vom Wesen werden wir dem 
Satz von Peter Hacks folgen: „Wessen sollten 
wir uns rühmen, wenn nicht der DDR?“ Dabei 
geht es uns weder um Nostalgie noch Ostal-
gie, sondern um die Betrachtung der Wider-
sprüchlichkeit vor dem Hintergrund, daß 
die DDR sowohl die größte Errungenschaft 
der Arbeiterbewegung Deutschlands als 
auch der bisher erste und einzige Friedens-
staat in Deutschland war. Wir wissen, daß 
wir uns auch sehr viel stärker mit der tat-
sächlich besonderen Situation der Menschen 
im Osten unseres Landes befassen müssen. 
Zur „normalen“ Schweinerei des Kapitalis-
mus kommt hier die besondere Schweinerei 
der weitgehenden Zerschlagung der Indu-
strie, in deren Gefolge Entvölkerung, Über-
alterung, massive Perspektivlosigkeit. Zur 
normalen Schweinerei des Antikommunis-
mus kommen hier Strafrenten, Demütigung 

der Biographien, Besatzermentalität und 
„Wehe den Besiegten!“ Das dient auch der 
Spaltung der Klasse, und die Formierung 
der Klasse erfordert auch das Zurückdrän-
gen der „besonderen“ Ungerechtigkeiten. 
Formierung der Klasse heißt aber auch: 

„Heran an die Klasse!“ Ja, Hoffnung können 
wir haben – bei der Unterstützung der Akti-
vitäten zur Personalbemessung waren wir, 
vor allem in Düsseldorf, Essen und Homburg – 
nicht schlecht. Die betriebliche Orientierung 
der Partei, vor allem im Gesundheitswesen, 
nimmt zu. Auch unsere Gegner nehmen das 
wahr. In NRW stellte die AfD eine Anfrage 
im Landtag, die sich fast ausschließlich mit 
unserer Orientierung auf Klassenkämpfe, 
auf Betrieb und Gewerkschaft befaßt – wir 
müssen es schaffen, daß sie sich da noch viel 
mehr fürchten müssen. Und wir müssen das 
auch in den Kernbereichen, in der Industrie, 
in der Produktion schaffen. Das wird nicht 
gehen, wenn wir nicht auch jünger werden. 
Ich meine, wenn ich mich so umgucke und wir 
vor kurzem unseren hundertsten Geburtstag 
feierten – „Wir sehen noch ziemlich gut aus.“ 
Trotzdem: Klasse, Jugend, Osten – das ist unser 
zentraler organisationspolitischer Dreiklang. 
Jugend heißt vor allem „Danke, SDAJ!“ und 
heißt, alles für die Unterstützung des Festi-
vals der Jugend an Pfingsten in Köln zu 
tun – werbt Jugendliche, helft ihnen hin-
zukommen, fahrt selbst mit, nehmt teil!  
Die weitere Steigerung unserer Aktivitäten, 
das ist der zentrale Inhalt unserer Kandida-
tur zu den EU-Wahlen. Wir verbinden sie aber 
damit, daß wir ein Wahlprogramm haben, das 
uns tatsächlich einzigartig macht. Ein Pro-
gramm, das die Arbeiterbewegung, die linke 
Bewegung, die Friedensbewegung dieses Lan-
des braucht, weil es die Analyse und Kritik 

der EU auf den Punkt bringt und die Alterna-
tiven formuliert.

Die EU steht für Krieg und Hochrüstung!
Wir sagen: Deutschland raus aus der NATO! 
US-Atomwaffen raus aus Deutschland! PESCO 
abschaffen! Frieden mit Rußland! Abrüsten 
statt aufrüsten! Weg mit dem 2-Prozent-Ziel 
der NATO! Schluß mit allen Auslandseinsät-
zen der Bundeswehr!

Die EU steht für Flucht!
Wir sagen: Fluchtverursacher bekämpfen, 
nicht Geflüchtete! Frontex abschaffen!

Die EU steht für Ausbeutung und Armut!
Wir sagen: Solidarität statt Ausgrenzung. Für 
gesetzliche Mindestlöhne ohne Ausnahmen. 
Schuldenschnitt statt Schuldenbremse! Die 
Banken und Konzerne müssen zahlen!

Die EU steht für Demokratieabbau!
Die DKP sagt: Hände weg vom Grundgesetz! 
Weg mit Überwachung und Polizeigesetzen! 

Die DKP sagt nein zur EU!
Die EU ist ein Instrument des deutschen Impe-
rialismus!

Die DKP sagt: Kapitalismus abschaffen! 
Für den Sozialismus kämpfen!

Glück auf und Rot Front!

Patrik Köbele 
(Vorsitzender der Deutschen  

Kommunistischen Partei)

(Auszüge aus der Rede, die Patrik bei der Jah-
resauftaktveranstaltung der DKP am 12. Januar 
in Berlin gehalten hat)

Ein neuer Feiertag für Berlin
Der 8. März, der Internationale 

Frauentag, ist eine gute Wahl 
als Feiertag. Der 8. Mai, der Tag 
der Befreiung, wäre sicher minde-
stens genausogut gewesen! Wenn 
vom 9. November die Rede ist, dann 
kommt häufig der 9. November 1938 
ins Spiel, der Tag der Judenpogrome 
– für immer eine Schande Deutsch-
lands. Im Vordergrund steht dann 
aber vor allem der 9. November 
1989, der Tag der Maueröffnung. 
A bgesehen vom 100.  Ja h r es-
tag im vergangenen Jahr ist vom  
9. November 1918 seltener die 
Rede. Als Feiertag wäre er also 
eher nicht geeignet, aber er sollte 
auf jeden Fall ein Gedenktag sein. 
An diesem Tag wurde die Mon-
archie in Deutschland beseitigt. 
In Berlin rief nicht nur Scheide-
mann die Deutsche Republik aus, 
sondern Karl Liebknecht prokla-
mierte die Sozialistische Deutsche Repu-
blik, die allerdings nur eine Illusion blieb. Die 
Novemberrevolution führte zur Gründung 
der Kommunistischen Partei Deutschlands. 

Diese Revolution sollte nicht nur von ihrem 
Scheitern aus betrachtet werden. Sie hatte 
auch positive Ergebnisse. So wurde u. a. 
das Frauenwahlrecht erkämpft. – Auf dem 

Friedhof der Märzgefallenen in 
Berlin-Friedrichshain findet jedes 
Jahr am 9. November eine Gedenk-
veranstaltung statt. 29 Opfer der 
Novemberrevolut ion in Berlin 
wurden hier beigesetzt. Der Vor-
schlag hierfür ging von Dr. Heinz 
Warnecke aus. 
Am 18. März gedenkt die „Initia-
tive 18. März“ regelmäßig auf dem 
Friedhof der Märzgefallenen der 
Opfer der Märzkämpfe 1848 in Ber-
lin. Ihr Sprecher Volker Schröder 
warb mit einer Unterschriften-
aktion für den 18. März als Berli-
ner Feiertag. Das wäre auch kein 
schlechtes Datum gewesen, obwohl 
hier sofort wieder die Volkskam-
merwahlen vom 18. März 1990 ins 
Spiel gebracht worden wären. Des-
halb scheiterte auch der Versuch, 
den Platz vor dem Brandenbur-
ger Tor in Platz des 18. März 1848 

umzubenennen. Als Kompromiß heißt er 
jetzt Platz des 18. März.

Dr. Kurt Laser 
Berlin

Kampf zwischen Bürgern und Soldaten in Berlin am  
18. und 19. März 1848. „Neuruppiner Bilderzeitung“, 1848 
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Rufmordkampagne gegen Rosa Luxemburg

Letztes Jahr begann eine Reihe ideologi-
scher Auseinandersetzungen unter Linken 

und Sozialdemokraten um die Deutungsho-
heit des Matrosenaufstands von 1918. Meh-
rere amtliche Veranstaltungen feierten den 
damaligen Ausgang der Ereignisse unter 
blutiger Niederschlagung durch rechte Frei-
korps-Soldateska auf Befehl der SPD-Führung 
als „Geburtsstunde der deutschen Demokra-
tie“. Bedauernde Einlassungen über notwen-
dige Kollateralschäden inbegriffen. Ebenso 
bei den Weimarer Jubiläumsfeiern am  
2. Februar. Die BRD wurde zur „besten Staats-
form der deutschen Geschichte erklärt, „ver-
pflichtet dem Erbe der Weimarer Republik, 
die von Rechts- und Linksextremisten zer-
rieben wurde“.
Da paßten die Liebknecht-Luxemburg-
Gedenkveranstaltungen so gar nicht ins Bild. 
Daher inszenierten antimarxistische Kreise 
der SPD und einige ihrer PDL-Koalitionsge-
nossen pünktlich zum 100. Jahrestag ihrer 
Ermordung die bisher massivste Verleum-
dungskampagne gegen Rosa.
So verbreitete das „Redak t ions-Net z-
werk Deutschland“ (RND), das die gesamte 
Lokalpresse beschickt, am 14. Januar 2019 
Schwerpunktartikel unter Schlagzeilen wie: 

„Entzauberte Heldin der Linken – Seit 100 Jah-
ren spaltet ihr gewaltsamer Tod Sozialisten 
und Sozialdemokraten“ „Es ist Zeit, diesen 
Spuk zu beenden“, „Eine verlogene Ehrung 

– Wolfgang Thierse über linke Spaltung und 
falsche Helden“. Beides vom freiberuflichen 
Berliner „taz“- und „FR“-Redakteur Jan Stern-
berg. Schon am 6. November 2018 hatte die 

„Zeit“ anläßlich eines Berlin-Besuchs des 
Autors unter dem Titel „Entsetzliche Knal-
lerei“ das Buch „Am Anfang war Gewalt. Die 
deutsche Revolution von 1918/19 und der 
Beginn der Weimarer Republik“ von Mark 
Jones, Dublin College, vorgestellt, an dessen 
Tendenz sich Sternberg ebenso gütlich tat 
wie an Aussagen Wolfgang Thierses, Andrea  
Nahles’ und Bodo Ramelows in einem 

Interview des RND. Jones: „Wegen ihrer Texte 
sind Menschen gestorben. Auch Frauen und 
Kinder, die sich zum Beispiel im falschen 
Augenblick aus dem Fenster gelehnt haben 
und von einer Kugel erwischt wurden.“ Und 
er kritisiert ihr fortdauerndes politisches Ver-
mächtnis „einer tragisch irrenden Putschistin“ 
als den „wirkungsmächtigsten historischen 
Mythos der Linken“. Auch Redakteur Stern-
berg bedauert: „Doch der Geist der toten Rosa 
Luxemburg spukt weiter durch die deutsche 
Linke.“ Thierse resümiert: „Der Marsch nach 
Friedrichsfelde ist verlogen, auch heute noch. 
Man ehrt ohne Unterschied auch Antidemo-
kraten wider besseres historisches Wissen. 

… Die waren nur mit Waffengewalt zu besie-
gen,… aber man kann doch wissen, daß der 
Weg, der dann eingeschlagen wurde, der bes-
sere war.“ Der „Vorwärts“ brüstete sich auf 

„Twitter“: „Die SPD verteidigt die Demokra-
tie auch mit Hilfe des Militärs.“ Ganz wie es 
schon 1919 Scheidemann begründete: „Wenn 
ich im Begriffe bin, mich in ein brennendes 
Haus zu stürzen, um Weib und Kind zu retten, 
und mein wahnsinniger Bruder legt die Flinte 
auf mich an, dann hilft nichts mehr, dann muß 
ich mich gegen ihn zur Wehr setzen.“ 
Letztlich wird der ermordeten Rosa, bzw. 
ihrem „bösen Geist“ noch die Schuld an der 
faschistischen Machtübernahme zugescho-
ben. Das kennt man zwar aus der Nach-
kriegs-Historiographie der Adenauerzeit; es 
ist jedoch empörend, wenn antikommunisti-
sche Koalitionäre der Linkspartei wie Bodo 
Ramelow das Liebknecht-Luxemburg-Geden-
ken in Frage stellen. „Jede humane Schwelle 
wurde überschritten. Aus dieser Perspek-
tive ist es nicht angebracht, die Fehler der 
Vergangenheit zu beklagen. Sätze wie ,Wer 
hat uns verraten? Sozialdemokraten!‘ brin-
gen uns nicht weiter. Sie ordnen auch histo-
risch nicht ein, was falsch gelaufen ist. Am 
Ende traf der Fluch sie alle. Die Republik ging 
zugrunde, weil die Linke sich lieber gegen-
seitig bekämpfte … Die Toten mahnen uns 

zu einem konstruktiveren Umgang mit dem 
Thema.“ 
Beste Gelegenheit für so ein harmonisches 
Miteinander mit großer Bühne für den „ersten 
linken Ministerpräsidenten“ und den Bundes-
präsidenten Walter Steinmeier bot die 100jäh-
rige Jubiläumsfeier der Republikgründung in 
Weimar. „Der Kompromiß ist das Herzblut der 
Demokratie.“ Ramelow, der schon einmal 
trotz eigener Stimmenmehrheit vergeblich 
der SPD die Führungsrolle angeboten hatte, 
bangt um die nötige Wählerzahl zur Fortset-
zung seiner Koalition. Die hatte er sich mit der 
totalen Verdammung der DDR erkauft. Ein 
weiterer Zusammenhalt gegen das Anwach-
sen der AfD erfordert wohl auch eine weitere 
Absetzung von sozialistischen Positionen der 
PDL. Denn die SPD bemüht ja mal wieder sozi-
ale Wahlversprechen, um ihren fatalen Nie-
dergang aufzuhalten. Die SPD „ein bißchen 
sozialdemokratischer“, Die Linke „ein bißchen 
systemkonformer“ …?
Für heutige antikommunistische, den Mar-
xismus als „überholte illusionäre Utopie“ 
betrachtende Bernstein-Jünger im rech-
ten Lager der PDL taugt er allenfalls noch 
in Gestalt einer Karl-Marx-Puppe als Wahl-
kampfmaskottchen. Diese werden von der 
Parteiführung als Ikonen der Wahlerfolge 
hoch geehrt, und sie haben jede Freiheit, sich 
über Parteiprogramm und Parteitagsmehr-
heiten hinwegzusetzen. Daher erfüllt mich 
Katja Kippings Januar-Aufruf zur Bildung 
weiterer „rot-rot-grüner“ Koalitionen auch 
mit Sorge um das Überleben marxistischer 
Gruppierungen und ihrer Friedensoptionen in 
dieser pluralistischen Parlamentspartei. Mit 
Sicherheit hat die schleichende Angleichung 
der PDL in Regierungsbeteiligungen auch zur 
Enttäuschung vieler Wähler, die klare Alter-
nativen erwarteten, beigetragen. Und einige 
von ihnen wurden so zur leichten Beute der 
AfD, die nun mit einem „nationalen und sozi-
alen“ Wandel lockt. 

Jobst-Heinrich Müller

zum 94. Geburtstag
Helga Archut (Berlin) am 21. März

zum 93. Geburtstag
Günter Imhof (Berlin) am 6. März

zum 92. Geburtstag
Kurt Heß (Plauen) 2. März
Heinz Birch (Berlin) am 9. März
Fritz Ulrich (Berlin) am 10. März
Wilhelm Strunk (Neubrandenburg)  

am 10. März

zum 90. Geburtstag
Hein Friedriszik (Berlin) am 4. März
Werner Rothe (Schwielowsee) am 9. März

Gisela Liebe (Berlin) am 16. März
Johannes Chemnitzer (Neuenhagen)  

am 24. März

zum 85. Geburtstag
Armin Stolper (Berlin) am 23. März
Ernst Schüßling (Bitterfeld/Wolfen)  

am 24. März
Dieter Trietschel (Dresden) am 25. März

zum 80. Geburtstag
Dr. Dieter Hetsch (Halle) am 3. Februar
Helmut Matthes (Gera) am 17. Februar

zum 75. Geburtstag
Hinrich Siedenschnur (Wismar) am 11. März

Lutz-Dieter Schaup (Rühn) am 18. März
Bernd Cizek (Papendorf) am 26. März	

zum 70. Geburtstag
Manfred Herzog (Ahrensfelde/Blumberg)  

am 6. März
Peter Koal (Cottbus) am 13. März

zum 65. Geburtstag
Karola Pöschmann (Doebeln) am 2. März
Sonja Navarro (Volkach) 16. März
Maritta Böttcher (Jüterbog) am 29. März

zum 60. Geburtstag
Klaus Leger (Münster) am 28. März

Wie immer gilt unsere Gratulation auch allen anderen Geburtstagskindern des Monats.

Herzliche Glückwünsche unseren Jubilaren des Monats März! 
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250 000 Menschen für eine solidarische Gesellschaft

Frühsommer 2018 in Deutschland. Nazis 
gehen in Chemnitz auf Menschenjagd. 

Danach streiten Politikerinnen aller Couleur 
wochenlang wohlfeil und medienwirksam 
darum, ob Menschenjagden Menschenjagden 
genannt werden dürfen: Ja, nein, vielleicht. Die 
Parteien der sogenannten bürgerlichen Mitte 
rücken immer mehr Richtung rechtsaußen, die 
AfD reibt sich die Hände. Nennenswerter Wider-
stand ist kaum sichtbar; die fortschrittlichen 
Kräfte wirken wie gelähmt.

Das ist die Phase, in der die Idee für eine Groß-
demonstration entsteht. Am Tag vor den bay-
erischen Landtagswahlen soll in Berlin ein 
unübersehbares Zeichen gesetzt werden. Von 
all jenen, die nicht bereit sind, die permanente 
Rechtsverschiebung weiter hinzunehmen. Die 
nicht wollen, daß soziale Gerechtigkeit und 
Menschenrechte gegeneinander ausgespielt 
werden. Menschen aus dem Republikani-
schen Anwältinnen- und Anwälte-Verein wol-
len ein Bündnis schmieden, das die üblichen 

politischen Nischen und Abgrenzungen von 
Protest und Widerstand überwindet. Von 
Anfang an ist allen Beteiligten klar: Es reicht 
nicht, eine Demonstration mit ein paar tausend 
Menschen zu organisieren. Es müssen minde-
stens 100 000 werden. Das alles innerhalb von 
knapp drei Monaten, ohne große Ressourcen, 
von Mut und Engagement abgesehen. Das klingt 
verrückt? Es war verrückt.
Es wird zu ersten Bündnistreffen eingeladen. 
Arbeitsgruppen werden gebildet. Wer sich 

Konstantin Wecker: Willy 2018

Mei Willy, jetzt is fast scho a hoibs Jahr-
hundert her, daß ich in meiner Verzweif-

lung und Wuat des Lied über dich rausgschrien 
hab. A halbs Jahrhundert, und ich hätt mir in 
meinen schlimmsten Alpträumen nicht vor-
stellen können damals, daß das heut wieder so 
erschreckend aktuell sein könnt.
Woasst os no Willy, damals 68 habn ma haupt-
sächlich die oidn Nazis aufspürn woiln, die 
immer no fett in ihre Vorstandsetagen oder 
in christlich sozialen Parteien ghockt san und 
Herrn Frahm Vaterlandsverräter gschimpft 
habn, weil er eben koa Nazi gwesen is, da Willy.
Und heit?
Du werst as ned glaubn, du konnst as ned glaubn 
Willy – heit drucka die neuen Nazis ins Parla-
ment und erklären die unmenschlichste Epoche 
der Menschheitsgeschichte zu einem Vogelschiß 
in Anbetracht der 1000jährigen erfolgreichen 
Geschichte des deutschen Volkes. Hähhh? 1000 
Jahre deutsche Geschichte? Da sind dem Herrn 
Gauland wohl die Wahnvorstellungen seines 
Führers dazwischengekommen.
Ja, es gab dann einen Aufschrei hier und da – 
aber der is ja eh kalkuliert von denen, dann gibts 
eine halbherzige Entschuldigung und es war 
ja „alles nicht so gemeint“ und das wars dann 

– denn die potentiellen Faschisten des Landes 
sind ja erreicht worden mit dieser kalkulierten 
Ungeheuerlichkeit. Was is passiert Willy? Wia 
hat des jemals so weit komma kenna?
Warn mia alle zu behäbig, zu eingeigelt in unser 
sattes Weltbild? In den Kokon unserer Selbst-
sicherheit, gute Demokraten zu sein? Wäh-
renddessen hat sich der Kapitalismus wie ein 
Monster auf die Menschheit gestürzt, um alle 
die zu verschlingen, die keine „Leistungsträ-
ger“ sein können oder wollen, nicht wirklich 
rücksichtslos genug sind, nicht wirklich ellbo-
gig genug, um alles niederzuwalzen, was sich 
ihnen in den Erfolgsweg stellt.
Neoliberalismus heißt dieses Monster, das es 
geschafft hat, uns einzureden, daß wir all das 
aus freiem Willen tun, was das Monster mästet, 
was dieser Hydra immer wieder neue Köpfe 
wachsen läßt und damit einen kleinen Prozent-
satz der Menschheit immer reicher und gieriger 
macht und alle anderen in tiefste Verunsiche-
rung, Verarmung, Verzweiflung stürzt.
Was is passiert, Willy??? Alle zwei Sekunden 
wird ein Mensch auf dieser unserer Erde zur 
Flucht gezwungen. Einer von 110 Menschen 

weltweit ist von Flucht und Vertreibung betrof-
fen. Und neun von zehn Flüchtlingen leben in 
Entwicklungsländern. Und vor was fliehen die 
denn wohl? Du woaßt as Willy: vor unsere Waf-
fen, vor unseren Finanzspekulationen, vor unse-
rer Ausbeutung der Erde, auf der sie leben!

„Wenn man sich die europäische Geschichte 
ansieht“, schreibt der von mir geschätzte Phi-
losoph Jürgen Wertheimer, „wirkt es weit eher 
so, als seien wir die Erfinder eines Perpetuum 
mobile der Kriege, die wir seit Jahrtausenden 
in allen Variationen durchdeklinierten. Und in 
die Welt hinaustrugen. Die europäische Koloni-
sation erfaßte die gesamte Welt und stellt eine 
einzige ,Grenzüberschreitung‘ der Außengren-
zen anderer Länder dar.
Und jetzt rufen ausgerechnet wir nach strik-
ter Wahrung und Sicherung unserer Außen-
grenzen – nachdem wir über Jahrhunderte das 
Gefüge der Welt aus dem Lot gebracht haben … 
Bei all dem berufen wir uns gebetsmühlenartig 
auf unsere ,christlich-abendländischen‘ Werte – 
die notabene allesamt orientalischer Herkunft 
sind. Jedenfalls wüßte ich nicht, daß die Bibel 
und das Neue Testament in Tübingen, Gelsen-
kirchen oder Straßburg geschrieben wurden.“
Was ist nur geschehen seit jener großartigen 
Bürgerbewegung der „Willkommenskultur“, die 
uns hoffen ließ, daß der Neoliberalismus doch 
nicht den letzten Rest von Mitgefühl aus den 
Herzen der Menschen verjagt hat? Ein eigent-
lich völlig selbstverständliches Mitgefühl für 
gejagte, verfolgte, hungernde, gepeinigte, ver-
letzte Menschen, das nur psychisch völlig ver-
rohten und gestörten Wesen nicht zu eigen ist. 
Und natürlich ideologisch Verblendeten, die 
ihr ach so gut durchdachtes starres Weltbild 
scheinbar aus freiem Willen wie eine Zwangs-
jacke über alles Lebendige ziehen.
Gewissenlose Potentaten, die schnell die Chance 
erkannten, ihre bröckelnde Machtposition wie-
der zu festigen, schlugen erbarmungslos zu: mit 
Parolen und Fake News, mit vorgeschobener 
Bürgernähe und fahnenschwenkendem Unsinn. 
Sie wußten wohl, was für Ängste in den von 
einem gnadenlosen Kapitalismus verunsicher-
ten Bürgern lauerten und weckten den Leu, der 
in allen Verängstigten lauert: Denn wer seine 
Identität nicht in seinem tiefsten Selbst wahr-
nehmen kann, sucht sich Identität bei „Identi-
tären“. In etwas „Größerem“, „Hehren“ – in Volk, 
Nation und Vaterland.

Wir waren auf einem guten Weg, diesen gefähr-
lichen, ja tödlichen Wahn zu besiegen. Haben 
wir’s versaut???
Gaulands „Vogelschiß“ ist der Tropfen, der das 
Faß zum Überlaufen bringt, das schon vorher 
bis zum Rand gefüllt war mit Herzlosigkeit und 
Verharmlosung der Nazi-Diktatur. Es wird Zeit, 
daß wir dafür sorgen, daß die braune Brühe 
nicht noch weitere Landstriche überschwemmt.
Vielleicht erscheint der Widerstand vielen sinn-
los. Und mancher mag sich sagen: „Was kann ich 
denn schon tun, alleine, ohne Gleichgesinnte?“ 
Denen gilt es nun Mut zu machen, denn die 
mit dem Herzen denken, sind – und da bin ich 
mir sicher – immer noch in der Überzahl. Aber 
schrecklich verunsichert und vor allem: nicht 
annähernd so lautstark.
Nicht jeder, der jetzt begeistert den Neofaschi-
sten, Identitären und Nationalisten hinterher-
hechelt, ist ein Nazi. Aber: Sie haben sich in ihrer 
zunehmenden Blindheit die Nazibrille aufsetzen 
lassen von den Höckes und Straches und Salvi-
nis und Le Pens.
Lassen wir uns von ihnen nicht ins Bockshorn 
jagen! Lassen wir uns nicht verführen von den 
sogenannten „Führern“!
Widerstehen wir mit all dem, was uns als 
menschlichen Wesen gegeben ist an Mitgefühl 
und Verstand, Poesie und Zärtlichkeit!

Gestern habns an Willy daschlagn, aber heit 
halt ma endlich zamm!

Mit freundlicher Genehmigung aus dem Album 
„Sage nein! Antifaschistische Lieder 1978 bis 
heute“, 2018 © Sturm & Klang (leicht gekürzt)
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mit seinen Fähigkeiten beteiligen will, kann 
mitmachen. In den drei Monaten bis zum  
13. 10. herrscht produktives Chaos. Vom 
Koordinierungskreis, gebildet aus Vertre-
tern der AGs (Demo, Kultur, Öffentlichkeit, 
Mobilisierung, Inhalte, Finanzen) und einem 
schnell gegründeten „Büro“, mit zwei bezahl-
ten Menschen besetzt, werden die Fäden 
zusammengehalten. Auf regelmäßigen (Ber
liner) Bündnistreffen werden wichtige Grund-
satzentscheidungen gefällt.
Es entsteht ein Handeln der Vielen, getragen 
vom Grundverständnis des solidarischen Mit-
einanders. Im Vordergrund steht immer das 
Gemeinsame, nicht das Trennende. Als inhalt-
liche Grundlage diente der Bündnisaufruf 
zur Demonstration mit seinen Forderungen: 
Gegen jegliche Form von gruppenbezogener 
Diskriminierung, gegen die Einschränkung 
von Grund- und Freiheitsrechten, gegen Sozi-
alabbau und Verarmung – für eine offene und 
solidarische Gesellschaft. Politische und sozi-
ale Menschenrechte sind nicht teilbar.
Auch ein programmatischer Name für Demon-
stration und Bündnis ist gefunden: #unteil-
bar. Mit einem einzigen Wort bringt er auf 
den Punkt, worum es geht: die kategorische 
Absage an alle Versuche, Schneisen, Grenzen 
und Trennungslinien zwischen Menschen 
einzuziehen. Bei aller Unterschiedlichkeit der 
verschiedenen Akteure im Bündnis ist eines 
unbestritten: #unteilbar steht für unabhän-
giges Handeln zivilgesellschaftlicher Kräfte 
jenseits parteipolitischer Interessen. Deshalb 
gehören zum Kreis der Erstunterzeichner auch 
keine Parteien.
Der Demo-Aufruf trifft einen Nerv. Ab Sep
tember rief #unteilbar Interessierte in Berlin 
zu Mitmachtreffen, zum Flyern oder Plakatie-
ren auf – mit Erfolg. Es kamen Menschen aus 
allen Stadtteilen; Junge, Alte, politisch Aktive, 

bisher Inaktive und viele ehemals Aktive. Für 
alle gab es etwas zu tun, und alle taten etwas.
Je näher der 13. 10. kam, desto mehr wurde 
mobilisiert, gemalt, gebastelt, wurden Banner 
aufgehängt, Pressemitteilungen geschrieben, 
Flugblätter verteilt, Plakate geklebt. Manches 
wurde vom Koordinierungskreis koordiniert, 
anderes passierte einfach so. Von vielen Din-
gen wissen wir bis heute nichts. Auch die Liste 
der Unterstützerinnen und Unterstützer des 
Aufrufs wuchs täglich. Amnesty International, 
Aktion Sühnezeichen, Pro Asyl, Gewerkschaf-
ten, feministische Gruppen, Interventionisti-
sche Linke, Paritätischer Wohlfahrtsverband, 
Seebrücke, Mietervereine, Theater, um nur 
einige Wenige aus dem Kreis der 400 Erstun-
terzeichner zu nennen. Bis zur Demo kamen 
noch weitere knapp 11 500 Organisationen 
und Einzelpersonen dazu.
Und dann der 13. 10.: Als Veranstalter hat-
ten wir 40 000 Teilnehmende angemeldet. 
Die Optimisten hatten auf 100 000 gehofft. Es 
kamen 250 000 (!) Menschen, die, bei strah-
lendem Sonnenschein, vom Alexanderplatz zur 
Siegessäule zogen; bunt laut, vielfältig – und 
ungeheuer kreativ, mit Tausenden selbstge-
stalteten Plakaten, Aktionen, Performances. 
Wir als Organisatoren hatten natürlich gehofft, 
daß #unteilbar groß wird. Aber diese Beteili-
gung und Stimmung am 13. 10. hatte sogar die 
allerkühnsten Erwartungen noch um Längen 
geschlagen.
Das politische Verständnis und die Grundhal-
tung des #unteilbar-Bündnisses fanden sowohl 
in der Auftakt-, als auch auf der Abschluß-
kundgebung ihren Ausdruck: Vertreter von 
Basisinitiativen kamen neben Menschen aus 
Großorganisationen zu Wort. Kultur wurde 
mit Politik, bisher leise Stimmen mit großen 
Namen verbunden. Die vielen sehr unter
schiedlichen Gruppen, sozialen Themen und 

Kämpfe zusammenzuführen und gemeinsam 
sichtbar zu machen, war Voraussetzung für die 
Wucht des 13. Oktobers, der zum Kulminati-
onspunkt einer zivilgesellschaftlichen Bewe-
gung wurde. Die Zivilgesellschaft hat ihre 
Schockstarre ganz offensichtlich überwunden.
Dazu beigetragen haben auch die Demonstra-
tionen von #ausgehetzt in München, von „wel-
come united“ in Hamburg, im Hambacher Forst 
und anderswo.
Am 17. 11. vergangenen Jahres fand der erste 
#unteilbar-Ratschlag nach der Demo statt. Im 
Mittelpunkt dieses bundesweiten Treffens, 
dessen Einladung sich gezielt an den Kreis 
der Erstunterzeichner richtete, standen der 
Austausch und die Sammlung von Ideen für 
zukünftiges #unteilbar-Handeln. Konkrete 
Entscheidungen sollten zu diesem Zeitpunkt 
noch nicht getroffen werden. Verabredet 
wurde ein weiteres bundesweites #unteil-
bar-Treffen für Ende Januar/Anfang Februar, 
auf dem ein #unteilbar-Aktionsfahrplan für 
2019 verabredet wurde. Das kann ein weite-
res „großes Ding“ werden, aber auch weitere 
gemeinsame bundesweite Aktionen, Verabre-
dungen zur Transformation von #unteilbar in 
lokale und regionale Aktivitäten, ein #unteil-
bar-Festival/ Kongreß …
Eine erste Möglichkeit, gemeinsam zu handeln 
und das #unteilbar-Verständnis zu verbreiten, 
bietet das Ende November im Ullstein-Verlag 
erschienene Buch #unteilbar – Für eine offene 
und solidarische Gesellschaft. Inhalt sind die 
Reden der Auftakt- und der Abschlußkundge-
bung (siehe RF 253, S. 22).

Georg Wissmeier 
(Aus „Friedens-Forum“, 1/2019)

Der Autor gehörte zum Koordinierungskreis 
der Demonstration am 13. 10. 2018 und ist 
Aktivist bei #unteilbar in Berlin.

Aus Überzeugung
Zehntausende demonstrierten im Hamba-

cher Forst für den Klimaschutz. In Chem-
nitz gingen Zehntausende gegen Rassismus 
auf die Straße. In München waren es Zehn-
tausende für Freiheitsrechte. Und nun sind 
es über zweihundertvierzigtausend in Ber-
lin. Das zeigt: Die Zivilgesellschaft hat ihre 
Schockstarre überwunden. Sie ist sehr leben-
dig. Und das ist sehr gut so!
Als ich Kolleginnen und Kollegen erzählt habe, 
daß ich auf der #unteilbar-Demonstration 
reden werde, haben einige gesagt: Das geht 
nicht. Du sollst dich als unabhängiger Jour
nalist nicht gemein machen mit einer Sache, 
auch nicht mit einer guten. Aber wie kann man 
sich nicht damit gemein machen, die demo-
kratischen Freiheitsrechte in diesem Land zu 
verteidigen? Wenn die Grundwerte der Demo-
kratie, wenn die Freiheitsrechte dieses Landes 
in Gefahr sind, dann ist Haltung gefordert. Das 
gilt auch und ganz besonders für Journalistin-
nen und Journalisten.
Wenn die Menschenwürde im Mittelmeer 
versinkt, weil wir Flüchtlinge nicht mehr ins 
Land lassen wollen. Wenn Rassismus und völ-
kischer Nationalismus sich in der Mitte der 

Gesellschaft breitmachen. Wenn die Religi-
onsfreiheit nicht mehr für alle gelten soll und 
Polizeigesetze verabschiedet werden, die ele-
mentare Freiheitsrechte einschränken, dann 
ist die Freiheit in diesem Land in Gefahr. Des-
halb stehe ich hier: als Bürger dieses Landes, 
als Journalist, aus tiefster Überzeugung!
Wenn wir über Freiheitsrechte sprechen, 
müssen wir über eines der wichtigsten 
Grundrechte reden: die Meinungsfreiheit, 
die Pressefreiheit, die Rundfunkfreiheit. Ich 
habe in Chemnitz erlebt, was es heißt, wenn 
aus Parolen Taten werden. Wenn Journalistin-
nen und Journalisten erst als Lügenpresse 
beschimpft und dann attackiert und verfolgt 
werden. Dann ist die Meinungsfreiheit in 
Gefahr. Wenn Rechtsextreme öffentlich dazu 
aufrufen, Journalistinnen und Journalisten 
auf die Straße zu zerren oder sie gleich ver-
brennen zu lassen – und dafür Applaus bekom-
men. Dann ist die Meinungsfreiheit in Gefahr. 
Und wenn der Vorsitzende der größten Oppo-
sitionspartei im Bundestag dazu auffordert, 
AfD-kritische Journalistinnen und Journali-
sten aus den Rundfunkanstalten zu entfer-
nen und Jungpolitikerinnen und Jungpolitiker 

dieser Partei von „ausmisten“ reden, dann ist 
die Meinungsfreiheit in Gefahr. 
Wir sollten uns nicht täuschen lassen: All die, 
die von Lügenpresse reden, haben nur eins im 
Sinn: ihre Lügen als die einzig gültige Wahr-
heit gelten zu lassen. Wehe der Meinungsfrei-
heit, wenn sie an die Macht kommen!
Aber es geht nicht nur um Journalistinnen 
oder Journalisten. Es heißt, im Krieg stirbt 
die Wahrheit zuerst. Nein, die Wahrheit stirbt 
schon viel früher. Wenn Lügen zu „alternativen 
Fakten“ werden und unbequeme Wahrheiten 
zu Fake News. Wenn Propaganda am Ende 
wichtiger wird als Journalismus. Dann ster-
ben die Wahrheit und die Meinungsfreiheit 
erst recht. Ohne Meinungsfreiheit aber gibt es 
keine Freiheit, keine Demokratie, keine Men-
schenwürde. Und die gilt in diesem Land für 
jede und jeden – ganz egal, wo sie oder er her-
kommt oder woran sie oder er glaubt. Unsere 
Freiheit ist unteilbar, unsere Würde ist unteil-
bar, wir als Menschen sind mit gleichen Rech-
ten unteilbar. Dafür lohnt es sich, jeden Tag zu 
kämpfen. Aus Überzeugung!

Georg Restle (Journalist; Rede auf der 
Demonstration am 13. 10. 2018 in Berlin)
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Plädoyer für eine Neuauflage des Buchs „Geißel der Menschheit“

Thomas Mann hatte völlig recht
Buchmesse in Göteborg – viel Hin und Her, 

viele Gespräche und am Abend offener 
Streit mit einer der edlen Seelen, die glauben, 
der westlichen Interpretation von UNO-Statu-
ten und Menschenrechten in den neuen Krie-
gen von NATO und EU folgen zu müssen – den 
heißen gegen Jugoslawien und den kalten gegen 
den Süden. Auf dem Weg zum Hotel kam mir in 
den Sinn: Nun ist es wieder wie damals, als wir 
vor fast 50 Jahren versuchten, mit den edlen See-
len jener Generationen den Stockholmer Appell 
gegen Atomwaffen und die deutsche Wiederauf
rüstung zu diskutieren.
Schließlich las ich ein wenig in Thomas Manns 
Tagebuch der Jahre 1953 bis 1955. Mit seiner 
Hilfe wollte ich jenes Jahrzehnt wiedererste-
hen lassen. Ebenso wie Charles Chaplin und 
Bertolt Brecht war Thomas Mann aus den USA 
McCarthys nach Europa geflohen. 
Die Ausgabe des Tagebuchs von Thomas Mann 
ist gut gemacht, es ist mit deutscher Akribie 
ordentlich kommentiert. Inge Jens hat eine 
gründliche Arbeit geleistet. Aber – auf Seite 
327 lese ich, daß Thomas Mann am Freitag, dem  
13. März 1955, notierte: „Skandal über Skan-
dal. In Westdeutschland wird Russells Buch 
über den Nazismus unterdrückt.“ Auf Seite 
736 erklärt die Herausgeberin in einem langen 
Kommentar, daß dies falsch sei. Dafür finde sich 
kein Beleg in der damaligen Presse. Aber Tho-
mas Mann hatte völlig recht. Russells Buch sollte 
1954/55 unterdrückt werden. Es war ein gro-
ßer internationaler Skandal. Aber das wurde 
offiziell so gut verdeckt, daß die Herausgebe
rin nicht dahintergekommen ist. 
So aber ist es: Lord Russell of Liverpool war 
ein hoch dekorierter britischer Offizier und 

Militärjurist, der oberste juristisch Verant-
wortliche für die Kriegsverbrecherprozesse 
in der britischen Besatzungszone in Deutsch-
land von 1946 bis 1951. (Es handelte sich um 

356 Prozesse gegen mehr als 1000 Kriegsver-
brecher.) Die Protokolle dieser Prozesse sind 
damals publiziert worden. Aber das Material 
war so umfangreich, daß sich nur wenige damit 
befassen konnten. Dazu kam: Die Verbrechen 
waren so monströs, daß viele nicht glauben woll-
ten, daß so etwas jemals geschehen sei. Deshalb 
beschloß Lord Russell, jedem Leser die Möglich-
keit zu geben, sich ein wahrhaftiges Bild über die 
deutschen Kriegsverbrechen während des Zwei-
ten Weltkrieges zu verschaffen. Sein Buch wurde 
eine schreckliche Lektüre. Die Forschung der 
letzten Jahrzehnte hat gewiß viele neue Tatsa-
chen ans Licht gebracht, aber Lord Russells Buch 
ist nach wie vor eine der besten Zusammenfas-
sungen der Verbrechen Hitlerdeutschlands.
Lord Russells Buch baute völlig auf bereits 
veröffentlichten Tatsachen und Dokumenten 
auf, er verwandte kein internes Material. Das 
Werk war rein faktisch, ohne Polemik. Doch am  
27. Juli 1954 wurde Russell plötzlich vor die 
Wahl gestellt, die Herausgabe des Buches zu 
stoppen oder sofort den Staatsdienst zu verlas-
sen und jegliche Pensionsansprüche zu verlie-
ren. Die britische Regierung forderte, daß das 
Buch unterdrückt wird. Der Justizminister gab 
auch den Grund an: „Die Art und Weise, wie das 
Material präsentiert wird, wird die kritischsten 
Auffassungen gegenüber der Politik der Wieder-
aufrüstung Deutschlands unterstützen …“ Lord 
Russell antwortete, daß der Versuch der Regie-
rung, die Schrift zu unterdrücken, das Prinzip 
der Meinungsfreiheit grob verletzen würde. Er 
nahm seinen Abschied, um „The Scourge of the 

Swastika“ (Die Geißel des Hakenkreuzes) publi
zieren zu können. „Times Literary Supplement“ 
lobte Lord Russell für seine Wahrhaftigkeit, und 
Kingsley Martin schrieb in „New Statesman & 
Nation“, daß es Pflichtlektüre an allen deutschen 
Schulen werden sollte. (In der DDR ist das Buch 
in zwei Auflagen [1955 und 1956] unter dem Titel  
„Die Geißel der Menschheit“ bei „Volk und Welt“ in 
der Übersetzung von  Roswitha Czollek erschie-
nen und wurde auch vielfach im Schulunterricht 
eingesetzt. RF)  
Im Westen wurde vor allem deshalb gegen das 
Buch polemisiert, weil Lord Russell just in jenen 
Tagen des Strebens der deutschen Regierung 
nach Wiederaufrüstung nachwies, daß es nicht 
nur eine Handvoll antisemitische Nazis waren, 
die die Verbrechen begangen hatten, und daß 
sich das deutsche Oberkommando und der Gene-
ralstab ihrer Verantwortung nicht entziehen 
könnten. Bereits vor dem Nürnberger Gerichts-
hof hatte der britische Chefankläger darauf hin-
gewiesen, daß das Dritte Reich mindestens  
12 Millionen Männer, Frauen und Kinder 
unbarmherzig umbringen ließ. Im Urteil von 
Nürnberg hieß es just über die deutschen Streit-
kräfte, daß sie aktiv an den Verbrechen teilnah-
men oder stillschweigend Zeugen waren.
Für uns Antifaschisten und Linke bedeutete 
Lord Russells Buch sehr viel. Wir arbeiteten 
ringsum in Europa gegen die deutsche Wie-
deraufrüstung. Wir hofften auf ein vereinigtes, 
demokratisches und allianzfreies Deutschland. 
Lord Russell gab uns Argumente dafür. Unge-
fähr zur gleichen Zeit, als Thomas Mann jene 
Zeilen über Russells Buch schrieb, las ich es im 
Zug auf dem Weg nach Berlin zu einer europä-
ischen Jugendkonferenz gegen die deutsche Wie-
derbewaffnung.
Der 30. August 1954 war ein Tag des Sieges für 
uns – die französische Nationalversammlung 
lehnte den Plan einer Europäischen Vertei-
digungsgemeinschaft ab, in deren Rahmen 
Deutschland hätte verstärkt aufrüsten können. 
Drei Tage später bestand Adenauer in einem 

„Times“-Interview auf dem Recht, Deutschland 
wieder zu bewaffnen und nutzte die Gelegenheit 
zu einer Attacke gegen das Russell-Buch.
Die Kampagne Adenauers und der Westmächte 
glückte. Wir verloren. Über Lord Russells Buch 
wurde der Schleier des Vergessens gebreitet. 
Heute ist Deutschland die stärkste Macht in EU-
Europa und treibt dessen Politik Richtung Osten.
Ringsum in Europa macht sich zugleich eine 
neue extreme und chauvinistische Rechte 
bemerkbar. Eine Rechte, die im Namen der Glo-
balisierung und eines vereinten Europa eine 
wohlformulierte und politisch korrekt geklei-
dete Fremdenfeindlichkeit mit Plänen einer 
wirtschaftlichen Dominanz über die Dritte Welt 
und militärischer Einsätze in den Randgebieten 
des neuen kontinentalen Superstaates kombi-
niert. Das wiederum wirft seinen kriminellen 
Schatten – Skinhead-Gangs und Neonazis – in 
Deutschland, Schweden und anderen Ländern 
voraus. Auch deshalb sollte die „Geißel der 
Menschheit“ neu herausgegeben werden.

Jan Myrdal 
(2001; RF-Archiv)

Umschlag: Klaus Wittkugel

Am 16. März begeht 

Sonja Brendel 
aus Berlin ihren 90. Geburtstag.
Wo Sonja gebraucht wird, ist sie zur 
Stelle. Seit zwei Jahrzehnten schon 
kann sich der „RotFuchs“ auf ihren 
selbstlosen Einsatz, ihre absolute 
Zuverlässigkeit und Umsicht, ihre 
Hilfsbereitschaft und Unterstützung 
verlassen. Früher als Mitglied der Revi-
sionskommission und des Vorstandes 
aktiv, leistet sie bis heute eine außeror-
dentlich engagierte Arbeit im Vertrieb 
unserer Zeitschrift und bei der Betreu-
ung älterer Mitglieder des Vereins. Der 
„RotFuchs“ ist im wahrsten Sinne ihr 
Lebensinhalt geworden.
Liebe Sonja, daß der RF inzwischen 
einen so großen Leserkreis umfaßt, 
ist auch Dein Verdienst. Wir umarmen 
Dich, sagen danke von ganzem Herzen 
und wünschen Dir noch viele Jahre 
Freude am Leben, Gesundheit und 
Glück. Die „RotFuchs“-Familie ist stolz 
auf Dich!
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Zwangsarbeit im Schatten des Hamburger Flughafens 1943–45

Das vergessene Lager
In unmittelbarer Nähe des Hamburger Flug-

hafens stehen in Fuhlsbüttel die letzten 
noch weitgehend im Originalzustand erhal-
tenen Zwangsarbeiterbaracken Hamburgs. 
Mitglieder der Willi-Bredel-Gesellschaft – 
Geschichtswerkstatt e. V. retteten sie 1998 
vor dem Abriß.

Durch umfangreiche Forschungsarbeiten  
konnten die Geschichte des ehemaligen 
Zwangsarbeiterlagers an diesem Ort und 
die Geschichte der Betreiberfirma Kowahl & 
Bruns anhand von Originalakten, Fotos, Zeit-
zeugenberichten und Recherchen in Archiven 
rekonstruiert werden.

„Als die Deutschen merkten, daß ihre Wer-
bezettel, mit denen sie Arbeitskräfte nach 
Deutschland locken wollten, nicht wirkten, 
dachten sie sich etwas anderes aus. Sie nah-
men meiner Familie die ,Stammkarte‘ weg. 
Ohne Karte gab es für meine Eltern und 
uns zehn Geschwister keine Lebensmit-
tel. Also ging ich gezwungenermaßen nach 

Deutschland zum Arbeiten. Außer sonntags 
stand ich jeden Tag an einer Drehbank bei 
Röntgenmüller – und das bei kargem Essen, 
meist  bestehend aus einer Rübensuppe.“
Aus einem Bericht des ehemaligen niederlän-
dischen Zwangsarbeiters Theo Massuger, 2000

Die Publikation „Das vergessene Lager“ von 
Uwe Leps (mit zahlreichen Abb., 102 S.)  kann 
zum Preis von 8,90 € bezogen werden bei der 
Willi-Bredel-Gesellschaft, Ratsmühlendamm 
24, 22335 Hamburg. 
Email: willi@bredelgesellschaft.de 
Sprechzeit dienstags 15–18 Uhr, 
Tel. 040-591107

Das Informationszentrum Zwangsarbeit zeigt 
fünf Ausstellungen am authentischen Ort in 
den im Buch von Uwe Leps beschriebenen 
Zwangsarbeiterbaracken der Firma Kowahl 
& Bruns:
•	 Zwangsarbeit in Hamburg 1940–1945
•	 Lebens- und Arbeitsbedingungen nieder-

ländischer Zwangsarbeiter 1943–1945

•	 Der Leidensweg der polnischen Jüdin 
Matla Rozenberg

•	 Kriegsverbrecher und Kriegsgewinnler 
Emil Bruns

•	 Notunterkunft für Ausgebombte und 
Flüchtlinge 1945–1957

Angebote für Gruppen und Schulklassen auf 
Anfrage.

BUCHTIPS  

	Werner Rügemer: Die Kapitalisten 
des 21. Jahrhunderts

Gemeinverständlicher Abriß zum 
Aufstieg der neuen Finanzakteure

Neue Finanzakteure haben nach der Finanz-
krise die bisherigen Großbanken abgelöst. 
Blackrock & Co sind nun die Eigentümer 
von Banken und Industriekonzernen. Hinzu 
kommen Private-Equity-Fonds, Hedgefonds, 
Wagniskapital-Investoren und Investment
banken. Mit Digital-Giganten wie Amazon, 
Facebook, Google, Microsoft, Apple und 
Uber haben die neuen Finanzakteure schon 
vor Donald Trumps „America First“ die US-
Dominanz in der EU verstärkt. Arbeits-, 
Wohn-, Ernährungs- und Lebensverhält-
nisse: Die neue Ökonomie dringt in die fein-
sten Poren des Alltagslebens von Milliarden 
Menschen ein. Die Kapitalisten des 21. Jahr-
hunderts verstecken ihre Eigentumsrechte in 
vier Dutzend Finanzoasen, fördern rechtspo-
pulistische Politik, stützen sich auf eine zivile, 
transatlantische  Privatarmee von Beratern 
und kooperieren in Silicon-Valley-Tradition 
mit Militär und Geheimdiensten. Rügemers 
Analyse schließt mit einem ausführlichen 
Systemvergleich des nach innen und außen 
noch aggressiver gewordenen „westlichen“ 
Kapitalismus mit demjenigen Chinas, der auch 
bei seinen Investitionen in der EU und welt-
weit einer alternativen Logik folgt. 
PapyRossa, Köln 2018, 358 S., 19,90 €

	Jürgen Kuczynski: Asche für Phönix. 
Oder: Vom Zickzack der Geschichte

Aufstieg, Untergang und Wiederkehr 
neuer Gesellschaftsordnungen. Mit 
einem Nachwort von Georg Fülberth

Zwei der letzten Bücher des 1997 verstor-
benen großen Wirtschaftshistorikers Jür-
gen Kuczynski gekürzt und zu einem Band 
zusammengefaßt. Sein Überblick über zwei-
tausend Jahre Wirtschaftsgeschichte seit 
der Antike beleuchtet das Verhältnis von 
Ökonomie, Technik und Kultur und bietet 
zugleich einen Rundgang durch Kunst, Lite-
ratur und Philosophie. Zentral geht es um 
die Frage, warum keine der auf die Skla-
venhaltergesellschaft folgenden Gesell-
schaftsordnungen sich im ersten Anlauf 
durchsetzen konnte. Feudale Elemente im 
späten Rom gingen ebenso wieder unter 
wie die kapitalistischen im spätmittel-
alterlichen Oberitalien. Feudalismus wie 
Kapitalismus erlebten also jeweils ein 
gescheitertes, verfrühtes Vorspiel, bevor 
sie einige Jahrhunderte später wiederaufer-
standen. Und der untergegangene Real- 
sozialismus? Deckt seine Asche einen Phö-
nix? Wiederholt sich also das geschichtliche 
Muster von Aufstieg, Untergang und Wie-
derkehr neuer Gesellschaftsordnungen? 
Oder führt die tiefe Krise des Kapitalismus 
die Menschheit in die Barbarei?
PapyRossa, Köln 2019, ca. 180 S., 14,90 €

	André Scheer: Che Guevara

Basiswissen Politik / Geschichte / 
Ökonomie

Ernesto Che Guevara ist eine Legende. Das 
berühmte Bild des Fotografen Alberto Korda 
ziert unzählige Devotionalien: T-Shirts und 
andere Kleidung, Tassen, Rumflaschen, Fah-
nen usw. Entsprechend gibt es auch jede 
Menge Veröffentlichungen über ihn, von 
einer kaum überschaubaren Anzahl mehr 

oder weniger gelungener Biographien bis 
hin zu punktuellen Erwähnungen in Büchern 
über revolutionäre Bewegungen in Latein-
amerika. Warum also ein weiteres Buch über 
ihn? Meist erscheint er als idealistischer 
Abenteurer, doch über seine politischen 
Ideen und Überzeugungen ist erstaunlich 
wenig bekannt. Deshalb ist es trotz all dieser 
Publikationen sinnvoll, in der Reihe „Basis-
wissen“ auf diese wichtige Persönlichkeit der 
internationalen sozialistischen Bewegung 
einzugehen. Dabei geht es weniger um die 
Anekdoten, die über Che kursieren, als viel-
mehr um seine politischen Positionen und 
deren Entwicklung im biographischen und 
zeitgeschichtlichen Kontext. Zu fragen gilt 
es zudem, was er uns mit seinen Analysen 
heute noch zu sagen hat.
PapyRossa, Köln 2019, 134 S., 9,90 €

	Frank Wecker: Der Tod der Freiheit 
Der letzte Tag im Leben von Libertas 
Schulze-Boysen

Es ist der 22. Dezember 1942. Die Wider-
standskämpferin Libertas Schulze-Boysen 
wartet auf ihre Überführung zur Hinrich-
tungsstätte nach Plötzensee. Die verblei-
bende Lebenszeit nutzt sie, um im Kopf 
einen Film über ihr Leben entstehen zu 
lassen. Als Filmkritikerin hatte sie sich 
in ihrem Berufsleben mit der Filmästhe-
tik auseinandergesetzt. Nun denkt sie sich 
einen Film, der die neuen Möglichkeiten 
des Ton- und Farbfilms zur Geltung bringt. 
Gleichzeitig ist sie sich bewußt, daß es die-
sen Film nie geben wird. 
Edition Winterwork, Borsdorf 2018, 346 S., 
Zeittafel, Personenregister, 19,90 €
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WISSENSCHAFTLICHE WELTANSCHAUUNG 

Zur Kritik von Marx und Engels  
am Gothaer Programmentwurf

 5. Juni 1975

Vor mir liegt das Protokoll des Gothaer Ver-
einigungskongresses, der vom 22. bis zum 
27. Mai 1875 stattfand. Es ist in Schriftzei-
chen gedruckt, die für die meisten heute nur 
schwer lesbar sind. Auf seinen knapp 90 Sei-
ten sind neben den Berichten über den Ablauf 
und Inhalt der Verhandlungstage die 
Anträge einzelner örtlicher Mitglied-
schaften an den Kongreß und ein Ver-
zeichnis der Delegierten und der von 
ihnen vertretenen Orte und Mitglie-
derzahlen zu finden. Ihm können 
wir entnehmen, daß 129 Delegierte 
anwesend waren, die etwa 25 600 
Mitglieder vertraten.
Das wichtigste Ergebnis des Kon-
gresses war die Vereinigung von 
Eisenachern und Lassal leanern 
zur Sozialist ischen Arbeiterpar-
tei Deutschlands, die sich dann am  
8. Juni 1875 endgültig konstituierte. 
Damit stand eine einheitliche Partei 
an der Spitze der deutschen Arbeiter-
bewegung, die die Kraft der Arbeiter-
klasse geschlossen zum Kampf gegen 
die junkerlich-bourgeoisen Ausbeu
terklassen und gegen den preußisch-
deutschen Militärdespotismus führen 
konnte.
Inwieweit das jedoch aus einer Mög-
lichkeit zur Realität wurde, hing ent-
scheidend von dem Programm ab, das 
sich die neue Partei gab und dessen 
Beratung die meiste Zeit des Kon-
gresses in Anspruch nahm. Mit die-
sem Programm wurden, wie Karl 
Marx betonte, „vor aller Welt Mark-
steine“ errichtet, „an denen sie die 
Höhe der Parteibewegung“ zu mes-
sen vermochte.1
In Gotha wurde ein Programm ange-
nommen, das das kapitalistische Privatei-
gentum an den Produktionsmitteln als „die 
Ursache des Elends und der Knechtschaft“ 
der Arbeiterklasse brandmarkte. Es wies 
richtig darauf hin, daß ihre Befreiung nur 

„das Werk der Arbeiterklasse selbst“ sein 
konnte und die Beseitigung des Privatei-
gentums an Produktionsmitteln und seine 
Umwandlung in gesellschaftliches Eigentum 
voraussetzte. Mit dem Gothaer Programm 
bekannte sich die Partei zum proletarischen 
Internationalismus und zu allen Pflichten, 

die dieser „den Arbeitern auferlegt(e)“. 
Jedoch der Klasseninhalt des proletari-
schen Internationalismus wurde nicht exakt 
bestimmt. Das Programm enthielt schließ-
lich so wichtige politische und soziale For-
derungen wie die nach dem allgemeinen, 
gleichen, geheimen und direkten Wahlrecht, 
nach der Volkswehr an Stelle der stehenden 

Heere und nach der Beseitigung aller demo-
kratiefeindlichen Ausnahmegesetze.2
Insgesamt gesehen wurde das Gothaer Par-
teiprogramm nicht der Bedeutung der Ver-
einigung gerecht. In seinem Referat auf dem 
Kongreß hatte Wilhelm Liebknecht erklärt, 
daß es „kein ideales, sondern ein praktisches, 
ein Kompromißprogramm“ sei, da es „den 
in der Partei vorhandenen zwei verschiede-
nen Strömungen Rechnung tragen“ müsse.3
Nun ist der Marxismus, wie Lenin unter 
Berufung auf Friedrich Engels feststellte, 

„nicht ein für allemal gegen Kompromisse“. 
„Es handelt sich darum“, schrieb er 1907, „die 
wahren revolutionären Ziele des Proletari-
ats klar im Auge zu behalten und sie unter 
allen Umständen, durch alle Zwischensta-
tionen und Kompromisse hindurch verfol-
gen zu können.“4 Und 1920 antwortete Lenin 
auf die Frage eines englischen Sozialisten, 

ob ein Anhänger der proletarischen 
Revolution mit Kapitalisten oder der 
Klasse der Kapitalisten Kompromisse 
eingehen könne, daß eine allgemein 
negative Beantwortung „offenkundi-
ger Unsinn“ wäre. Entscheidend sei 
stets, „um was für ein Abkommen 
es sich handelt und unter welchen 
Umständen es abgeschlossen wird“5.
Bei den Verhandlungen über die Ver-
einigung der Eisenacher mit den Las-
salleanern standen sich objektiv zwei 
Konzeptionen gegenüber: einmal die 
durch das Eisenacher Programm von 
1869 verkörperte, in ihren wesent-
lichen Grundzügen marxistische 
Konzeption der Arbeiterklasse, die 
eine gute theoretische Grundlage für 
die Vereinigung bedeutet hätte, und 
zum anderen die Dogmen des Las-
salleanismus. Beide Konzeptionen 
waren wie Feuer und Wasser mitein-
ander unvereinbar. Jeder Versuch, 
ihre Gegensätzlichkeit zu überbrüc-
ken, mußte auf Kosten der revolu-
tionären marxistischen Prinzipien 
gehen und zu deren Preisgabe führen.
Der Verlauf des Gothaer Kongresses 
zeigte, daß sich ungeachtet der War-
nungen von Karl Marx und Friedrich 
Engels, ungeachtet auch des Wider-
spruchs von August Bebel und Wil-
helm Bracke, Wilhelm Liebknecht 
und andere führende Eisenacher zu 
einem faulen Kompromiß mit den 

Lassalleanern verleiten ließen. Er äußerte 
sich darin, daß die folgenden antimarxi-
stischen Hauptgedanken im Gothaer Pro-
gramm ihren Niederschlag fanden: erstens 
solche Lassalleschen Phrasen und Schlag-
wörter wie die von der „einen reaktionä-
ren Masse“ außerhalb der Arbeiterklasse, 
vom „ehernen Lohngesetz“ und der damit 
verbundenen Ablehnung des gewerkschaft-
lichen Kampfes sowie die von der „Staats-
hilfe“ für „Produktivgenossenschaften“. 
Diesen Teil des Programms bezeichnete 

Vor vielen Jahren hat der damalige „Deutschlandsender“ (später umbe-
nannt in „Stimme der DDR“) eine auch in Westdeutschland gehörte und 
beachtete Sendereihe mit Vorträgen zu Fragen unserer wissenschaft-
lichen Weltanschauung ausgestrahlt, deren Manuskripte sich erhal-
ten haben und die wir den Lesern des „RotFuchs“ in einer Auswahl 
zur Verfügung stellen – inhaltlich wurde nichts verändert, von einzel-
nen Kürzungen abgesehen. Man kann diese Vorträge lesen als Kapitel 
eines Geschichtsbuchs (dazu auch immer die Angabe des seinerzeitigen 

Sendetermins) und zugleich als Einführung in die Grundlagen marxi-
stisch-leninistischen Denkens. Viele auch in den Vorträgen zum Ausdruck 
kommende Hoffnungen haben sich mit und nach der Konterrevolution 
von 1989/90 zerschlagen, manche Prognosen haben den Praxistest nicht 
bestanden – wesentliche Erkenntnisse von Marx, Engels, Lenin und ande-
ren unserer Theoretiker aber haben nach wie vor Bestand, an ihnen hal-
ten wir fest, sie wollen wir – auch mit dieser Serie – vermitteln und erneut 
zur Diskussion stellen. � RF

Graphik: Siegfried Lachmann
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Friedrich Engels mit bitterem Sarkasmus 
als „das kaudinische Joch, unter dem unsere 
Partei zum größeren Ruhm des heiligen 
Lassalle durchgekrochen ist“.6
Zweitens enthielt das Programm eine Reihe 
vulgärdemokratischer Forderungen, so zum 
Beispiel die Losung vom „freien Staat“, der 
angeblich über den Klassen stehen würde.
Und drittens bestand es aus „allgemei-
nen Sätzen“, die zumeist dem „Kommuni-
stischen Manifest“ und den Statuten der  
I. Internationale entlehnt, aber so umredi-
giert waren, wie Friedrich Engels feststellte, 

„daß sie entweder total Falsches“ enthielten 
„oder aber reinen Blödsinn“.7
So entsprach das Gothaer Programm nicht 
den objektiven Erfordernissen des proleta-
rischen Klassenkampfes, sondern war Aus
druck einer prinzipienlosen Vereinigung 
und erschwerte die Lösung der entschei-
denden Aufgabe, die Arbeiterklasse mit dem 
wissenschaftlichen Kommunismus zu ver-
binden. Im Vergleich zum Eisenacher Pro-
gramm von 1869 stellte das Gothaer einen 
bedeutenden Rückschritt der deutschen 
Arbeiterbewegung dar und widersprach 
in seinen Grundthesen den marxistischen 
Erfahrungen und Erkenntnissen des Klas-
senkampfes.
Der Gothaer Kongreß nahm ein Programm 
an, in dem besonders deutlich sichtbar wird, 
daß die deutsche Sozialdemokratie noch 
nicht die entscheidenden theoretischen 
und praktischen Schlußfolgerungen gezo-
gen hatte, die sich für den Klassenkampf in 
Deutschland aus der Pariser Kommune von 
1871 besonders in der Staatsfrage ergaben. 
Karl Marx und Friedrich Engels hatten die 
Lehren dieser ersten proletarischen Revolu-
tion in der Weltgeschichte wissenschaftlich 
verallgemeinert und waren ständig darum 
bemüht gewesen, die deutsche Arbeiter-
klasse damit vertraut zu machen. 
Mit seinen „Randglossen zum Programm 
der deutschen Arbeiterpartei“, die Karl 
Marx am 5. Mai 1875 aus London an Wil-
helm Bracke sandte, hatte er sich nicht nur 
eindeutig vom Programmentwurf distan-
ziert, sondern in diesem klassischen Doku-
ment des wissenschaftlichen Kommunismus 
war von ihm das Fazit seiner ganzen revo-
lut ionären Lehre gezogen worden. Sie 
wurde hier schöpferisch weiterent wic-
kelt und wesentlich bereichert, vor allem 
in bezug auf die marxistische Staats- und 
Revolutionstheorie, die Theorie von der 
Partei der Arbeiterklasse und ihrer Bünd-
nispolitik, den Übergang vom Kapitalismus 
zum Sozialismus, die Herausarbeitung der 
zwei Phasen der kommunistischen Gesell
schaft, des Leistungsprinzips in der sozia-
listischen Gesellschaft, der Grundzüge der 
entfalteten kommunistischen Gesellschaft 
und des proletarischen Internationalismus.
Mar x ’ „R andglossen“ w urden dama ls 
nur von wenigen führenden Eisenachern 
gelesen und am 7. Juli 1875 nach London 
zurückgeschickt. Für die deutsche Arbeiter-
bewegung wirkte es sich äußerst nachtei-
lig aus, daß die Marxsche Programmkritik 
mißachtet und vor den Parteimitgliedern 
verheimlicht wurde. In den Jahren nach 
dem Gothaer Kongreß erschwerte das den 

Prozeß der weiteren Durchsetzung des Mar-
xismus in der deutschen Arbeiterbewegung 
und brachte Verwirrung in ihre Reihen. Das 
Gothaer Programm konservierte bestimmte 
opportunistische Auffassungen und för-
derte vor allem die von Friedrich Engels 
scharf verurteilte opportunistische Politik 

„des Preisgebens der Zukunft der Bewegung 
um der Gegenwart der Bewegung willen“.8 
Die spätere Entwicklung der deutschen 
Arbeiterbewegung hat seine Voraussage 
bestätigt, daß die in Gotha vollzogene Eini-
gung „auf fauler Grundlage ... den Keim der 
Spaltung in sich“ trug.9 Sie förderte beson-
ders die falsche Auffassung von der Ein-
heit der Partei um jeden Preis und von der 
angeblich gleichberecht igten Rolle des 
Opportunismus neben dem Marxismus in 
der Partei der Arbeiterklasse.
Am schädlichsten wirkte sich der Oppor-
tunismus im Gothaer Programm auf die 
Beantwortung der Frage nach dem Verhält-
nis zum Staat und zur Macht aus. Von Las-
salle über Bernstein, Kautsky und Noske bis 
zu Schumacher und anderen rechten Füh-
rern der SPD wird der Staat als eine klas-
senindifferente Erscheinung propagiert, die 
frei über den Klassen zu schweben scheint 
und einem obskuren Gemeinwohl dienen 
soll.
Marx hatte in seiner Programmkritik nach-
gewiesen, daß die deutschen Arbeiter – ent-
gegen den Behauptungen der Lassalleaner 

– vom bürgerlichen Staat weder die Besei-
tigung der Ausbeutung noch den Sozialis-
mus erwarten durften. Er deckte nicht nur 
den Klassencharakter des bürgerlichen 
Staates auf, sondern er gab zugleich eine 
geniale theoretische Begründung der Dik-
tatur des Proletariats, wenn er in seiner 
Programmkritik feststellte, daß zwischen 
der kapitalistischen und der kommunisti-
schen Gesellschaft „die Periode der revo-
lutionären Umwandlung der einen in die 
andre“ liegt und daß dieser auch eine poli-
tische Übergangsperiode entspricht, „deren 
Staat nichts andres sein kann als die revolu-
tionäre Diktatur des Proletariats“.10
Es ist allgemein bekannt, daß seit einem 
Jahrhundert nichts den opportunistischen 
Philister mehr in Wallung bringt wie die 
Theorie und Praxis der Diktatur des Pro-
letariats. Ihre Errichtung und ständige 
Festigung ist jedoch eine allgemeine Gesetz
mäßigkeit der sozialistischen Revolution. In 
ihrem sozialen und politischen Wesen ist 
die Diktatur des Proletariats eine wahrhaft 
revolutionäre Volksmacht, die die Interes-
sen der gewaltigen Mehrheit der Volksmas-
sen vertritt. Sie dient der Unterdrückung 
des Widerstandes der gestürzten Ausbeu-
terklassen. Ihr entscheidender Wesenszug 
besteht in der Schaf fung neuer gesell
schaftlicher Verhältnisse, im Auf bau der 
kommunistischen Gesellschaft.
Für Marx und Engels war in diesen ersten, 
schwierigen Jahrzehnten „jeder Schritt 
wirklicher Bewegung ... wichtiger als ein 
Dutzend Programme“.11 Sie sahen daher 
davon ab, öffentlich gegen das Gothaer Pro-
gramm aufzutreten, wobei ihnen das noch 
dadurch erleichtert wurde, wie Friedrich 
Engels am 11. Oktober 1875 an Wilhelm 

Bracke schrieb, daß „Arbeiter wie Bour-
geois und Kleinbürger“ in das Programm 
hineinlasen, „was eigentlich drin stehen 
sollte, aber nicht drin steht, und von keiner 
Seite ist es jemandem eingefallen, öffentlich 
einen dieser wundersamen Sätze auf sei-
nen wirklichen Inhalt zu untersuchen. Das 
hat es uns möglich gemacht, zu diesem Pro-
gramm zu schweigen.“12
Im Gegensatz zum Programm wurde auf 
dem Gothaer Kongreß ein neues Organisa-
tionsstatut angenommen, das der marxisti-
schen Konzeption der Eisenacher entsprach 
und von den Prinzipien des demokratischen 
Zentralismus durchdrungen war. Für die 
weitere Entwicklung der Partei bot es gün-
stige Voraussetzungen zur Überwindung 
der im Gothaer Programm enthaltenen las-
salleanischen und vulgärdemokratischen 
Auffassungen sowie für die weitere Durch-
setzung des Marxismus in der deutschen 
Arbeiterbewegung.
Das geschah in einem komplizierten Prozeß, 
in dem es der deutschen Sozialdemokratie 
gelang, sich von vielen Schlacken des Oppor-
tunismus, der im Lassalleanismus wurzelte, 
zu befreien und entgegen dem Gothaer Pro-
gramm eine revolutionäre Arbeiterpolitik 
durchzuführen. Es zeugt von der ungebro-
chenen Kraft des Marxismus, daß sich die 
Partei der deutschen Arbeiterklasse in den 
folgenden Jahrzehnten in einem harten, 
opferreichen Klassenkampf gegen den preu-
ßisch-deutschen Militärstaat zu einer mar-
xistischen Massenpartei entwickelte. Dabei 
traten die antimarxistischen Losungen des 
Gothaer Parteiprogramms immer mehr in 
den Hintergrund, ohne daß sie jedoch alle 
endgültig beseitigt wurden.
Im Jahre 1891 wurde das Erfurter Partei-
programm angenommen, das die Kritik von 
Marx und Engels am Gothaer Programment-
wurf weitgehend berücksichtigte und die 
Durchsetzung des Marxismus in der deut-
schen Arbeiterbewegung dokumentierte.
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Die Ungarische Räterepublik von 1919

Nach dem Zusammenbruch der öster-
reichisch-ungarischen Nat ionalit ä-

tenmonarchie hatte am 30. Oktober eine 
bürgerlich-demokratische Revolution begon-
nen. Ungarn wurde am 16. November 1918 
Republik. Die unter dem Ministerpräsidenten 
Graf Mihály Károlyi gebildete Koalitionsregie-
rung mit kleinbürgerlicher und sozialdemo-
kratischer Mehrheit konnte aber die Aufgaben 
der bürgerlich-demokratischen Revolution 
nicht lösen und versuchte auch mit allen Mit-
teln, jede revolutionäre Weiterentwicklung zu 
verhindern. Die Regierung trat am 20. März 
1919 zurück. 
Einen Tag später, am 21. März 1919, rief 
der Revolutionär und Journalist Béla Kun 
die Ungarische Räterepublik aus. Kun, Mit-
begründer der Kommunistischen Partei 
Ungarns im November 1918, war eine der füh-
renden Persönlichkeiten dieser Räterepublik. 
Am 20. März 1919 hatten sich Kommunisten 
und Sozialdemokraten zur Sozialistischen 
Partei Ungarns zusammengeschlossen. Nach 
dem Sturz der Räterepublik zerfiel die ein-
heitliche Partei aber wieder.
An der Spitze der Räteregierung stand der 
Sozialdemokrat Sándor Garbai. Führende 
Funktionen übernahmen Kommunisten wie 
Otto Korvin, Béla Kun, Tibor Szamuely und 
linke Sozialdemokraten wie Jenö Landler und 
Béla Szántó. Am 22. März 1919 erklärte die 
Regierung in einem Manifest als Ziel der Räte-
macht den Aufbau des Sozialismus und als 
Grundlage ihrer Außenpolitik das Bündnis 
mit Sowjetrußland. Sie leitete Maßnahmen 
zur Zerschlagung des bürgerlichen Staatsap-
parates und zur grundlegenden Umgestaltung 
der Gesellschaft ein. Die großen und mittleren 
Betriebe, die Gruben und Großbanken und der 
Grundbesitz über 57 Hektar wurden natio-
nalisiert. Es entstanden landwirtschaftliche 
Produktionsgenossenschaften. Die Einfüh-
rung des Achtstundentags, das Prinzip des 
gleichen Lohns für gleiche Arbeit, die Erwei-
terung der Sozialfürsorge und die Brechung 
des Bildungsmonopols waren wichtige soziale 
Errungenschaften der Räterepublik. 
Nach Wahlen in der ersten Aprilhälfte 1919 
tagte vom 14. bis zum 24. Juni 1919 der Lan-
desrätekongreß von Abgeordneten der 

Komitate, Städte und Gemeinden, der sich 
zum höchsten gesetzgebenden Gremium des 
Landes konstituierte und eine Verfassung 
beschloß. Dieses Gremium proklamierte 
nun die Föderative Ungarische Sozialistische 
Räterepublik und wählte den Revolutionä-
ren Regierungsrat. Am 25. Juni 1919 wurde 
die Diktatur des Proletariats verkündet. Der 
Aufbau einer Roten Armee begann.
Arbeiter in anderen Ländern begrüßten und 
unterstützten die Ungarische Räterepublik. 
W. I. Lenin wandte sich am 27. Mai 1919 mit 
einem Gruß an die ungarischen Arbeiter, der 
am 29. Mai in der „Prawda“ veröffentlicht 
wurde. Er schrieb: „Die Nachrichten, die wir 
von den Führern der ungarischen Rätebewe-
gung erhalten, erfüllen uns mit Begeisterung 
und Freude. Erst zwei Monate und einige Tage 
besteht die Rätemacht in Ungarn, aber im 
Sinne der Organisiertheit hat uns das unga-
rische  Proletariat schon überholt. Das ist ver-
ständlich, denn in Ungarn ist das allgemeine 
Kulturniveau höher, dann ist der Anteil der 
Industriearbeiter an der Gesamtbevölkerung 
weitaus größer (drei Millionen Einwohner 
Budapests auf acht Millionen Einwohner des 
heutigen Ungarns), und schließlich war auch 
der Übergang zum Rätesystem, zur Diktatur 
des Proletariats in Ungarn unvergleichlich 
leichter und friedlicher … Die ungarische pro-
letarische Revolution macht sogar die Blinden 
sehend. Die Form des Übergangs zur Dikta-
tur des Proletariats in Ungarn ist eine ganz 
andere als in Rußland: freiwilliger Rücktritt 
der bürgerlichen Regierung, sofortige Her-
stellung der Einheit der Arbeiterklasse … Das 
Ziel ist, den Sozialismus zu schaffen, die Tei-
lung der Gesellschaft in Klassen aufzuheben, 
alle Mitglieder der Gesellschaft zu Werktä-
tigen zu machen, jeglicher Ausbeutung des 
Menschen durch den Menschen den Boden  zu 
entziehen. Dieses Ziel kann nicht auf einmal 
erreicht werden, es erfordert eine ziemlich 
lange Übergangsperiode vom Kapitalismus 
zum Sozialismus.“
Die gestürzten Ausbeuter und ihre interna-
tionalen Unterstützer bekämpften mit allen 
Mitteln den neuen Staat, der sich nicht nur 
mit gewaltigen sozialen und wirtschaftli-
chen Problemen als Folge des verlorenen 

Weltkrieges konfrontiert sah, sondern auch 
mit den umfangreichen Gebietsforderungen, 
die die Entente am 20. März in einer Note for-
derte, die nach dem Obersten Vyx benannt 
war. Mitte April 1919 begannen Truppen der 
Tschechoslowakei, Rumäniens und des neu 
entstandenen Königreichs der Serben, Kroa-
ten und Slowenen ihren Angriff auf die Räte-
republik und besetzten weite Teile Ungarns. 
Nach anfänglich erfolgreicher Verteidigung 
brach die Ungarische Räterepublik nach 
133 Tagen zusammen, als rumänische Trup-
pen die Hauptstadt Budapest eroberten. Am  
1. August 1919 trat die Regierung zurück. Am 
16. November 1919 rückten konterrevolutio-
näre  ungarische Truppen unter Führung von 
Miklós Horthy in Budapest ein. Horthy ließ 
sich im Mai 1920 zum Reichsverweser – so der 
Titel des Staatsoberhauptes – wählen. Ungarn 
wurde für kurze Zeit wieder Königreich.  
Nach dem Sturz der Räterepublik wurden alle 
Errungenschaften der Revolution rückgängig 
gemacht. Es begann ein blutiger Terror. Ehe-
malige Funktionäre, Anhänger und Sympathi-
santen des Rätesystems, aber auch zahlreiche 
Unbeteiligte, die Opfer gezielter Denunziation 
geworden waren, wurden zwischen Sommer 
1919 und Ende 1920 während des „weißen 
Terrors“ von den Truppen Horthys und ihnen 
nahestehenden Freischärlern, zum Beispiel 
denen des berüchtigten Pál Prónay, hingerich-
tet. Das Wüten der Konterrevolution forderte 
über 5000 Opfer. Außerdem wurden Zehntau-
sende in die Gefängnisse geworfen oder zur 
Emigration gezwungen. 
Lenin hatte in seinem Gruß an die ungari-
schen Arbeiter geschrieben: „Ihr führt den 
einzig legitimen, gerechten, wahrhaft revolu-
tionären Krieg, den Krieg der Unterdrückten 
gegen die Unterdrücker, den Krieg der Werk-
tätigen gegen die Ausbeuter, für den Sieg des 
Sozialismus. Auf der ganzen Welt ist alles, was 
es an Ehrlichem in der Arbeiterklasse gibt, auf 
Eurer Seite. Jeder Monat bringt die proletari-
sche Weltrevolution näher.“ Hier irrte Lenin 
allerdings. Aber für kurze Zeit war Ungarn 
aus dem kapitalistischen System ausgebro-
chen. Die Ungarn könnten stolz auf ihre revo-
lutionären Traditionen sein …

Dr. Kurt Laser

Glückwunsch zum 90.!

Am 9. März vollendet Generaloberst  
a. D. Werner Großmann sein 90. Lebens-

jahr. Von 1986 bis 1989 war er stellvertre-
tender Minister für Staatssicherheit der 
DDR und Chef der Auslandsaufklärung, der 
Hauptverwaltung Aufklärung (HV A). Sein 
Lebensweg bis hin in diese Funktionen war 
so nur in der DDR möglich. Geboren in der 
Nähe von Pirna in der Familie eines Zimmer-
manns, kam er 1945 noch in den „Volkssturm“, 
lernte Maurer, legte 1949 das Abitur ab und 
wechselte 1952 von der TH Dresden an die 
Schule des Außenpolitischen Nachrichten-
dienstes, des Vorläufers der HV A. Seit 1953 
war er in der Abteilung tätig, die sich mit dem 

Staatsapparat der BRD befaßte. 1966/67 stu-
dierte er an der Parteihochschule der KPdSU 
in Moskau und nahm 1969 ein Fernstudium 
auf, das er 1972 als Diplomjurist abschloß. 
Seit 1975 war er Stellvertreter des Leiters der 
H VA, ab 1983 dessen Erster Stellvertreter.
In den Jahren nach Konterrevolution und 
Anschluß blieb er seiner Haltung treu. Die 
Versprechungen des Gegners rührten ihn 
nicht, dem juristischen Druck hielt er stand. 
Am Tag des Anschlusses, am 3. Oktober 
1990, wurde er verhaftet, blieb einige Zeit 
im Untersuchungsgefängnis und erhielt eine 
absurde Anklage wegen Agententätigkeit und 
Landesverrats. Am 15. Mai 1995 nahm der 

Generalbundesanwalt die Klage zurück und 
stellte das Verfahren ein.
Auf Werner Großmann geht die Idee zurück, 
eine mehrbändige Geschichte der H VA zu ver-
öffentlichen, die inzwischen im Verlag edi-
tion ost erschienen ist. Dort kamen 2001 auch 
seine Erinnerungen unter dem Titel „Bonn 
im Blick“ heraus, 2017 sein Buch „Überzeu-
gungstäter“. 
Den Versuchen des Gegners, Abwehr und Auf-
klärung des MfS gegeneinander auszuspielen, 
ist Werner Großmann stets mit Nachdruck 
entgegengetreten.

Der „RotFuchs“ gratuliert herzlich.                                                                                                   
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Zur Transformationstheorie und ihren Folgen  

Die Transformationstheorie stand schon 
oft im Mittelpunkt linker Diskussionen. 

Was mir dabei aber meist zu kurz kam, war 
die Betrachtung der katastrophalen Resul-
tate ihrer Umsetzung in der Praxis. Angefan-
gen vom Verrat der Novemberrevolution in 
Deutschland über die Ereignisse von 1968 in 
der ČSSR und der Niederlage des europäischen 
Sozialismus 1990 bis hin zur Programmatik 
linker Parteien in der Gegenwart.
Hauptträger pseudomarxistischer, sich als 
links bezeichnender Richtung verortete Lenin 
im Kleinbürgertum. In ihrem praktischen Wir-
ken dienen sie letztlich immer den Herrschen-
den und der Verhinderung wirklich neuer 
Machtverhältnisse zugunsten des Volkes. 
Ein „Markenzeichen“ ist die geschickte Nut-
zung revolutionärer Phrasen, um die wahren 
Fakten und Ziele zu verschleiern. Vor allem mit 
guten Rednern bringt man sie wirkungsvoll 
unter die Massen. 
In den Auseinandersetzungen mit den „lin-
ken“ Kommunisten 1918 schrieb Lenin: „Mit 
lauten Phrasen um sich zu werfen, ist eine 
Eigenheit der deklassierten kleinbürgerli-
chen Intelligenz. (…) Mit dem Schreckgespenst 
des Staatskapitalismus zeigen sie, daß sie den 
ökonomischen Unterschied zwischen dem 
Sowjetstaat und dem bürgerlichen Staat nicht 
verstehen. (…) Hier kämpft nicht der Staats-
kapitalismus gegen den Sozialismus, sondern 
die Kleinbourgeoisie plus privatwirtschaftli-
cher Kapitalismus kämpfen gemeinsam sowohl 
gegen den Staatskapitalismus als auch gegen 
den Sozialismus.“
Er schlußfolgerte bzw. warnte: „… entwe-
der werden wir diese Kleinbürger unserer 
Kontrolle und unserer Rechnungsführung 
unterordnen oder aber sie werden unsere 
Arbeitermacht ebenso unvermeidlich wie 
unabwendbar zu Boden werfen.“
Wie real diese Prophezeiung wurde, zeigte sich 
besonders dramatisch 1990 während der soge-
nannten Wende. Vorausgegangen waren nicht 
nur die Ereignisse in der Volksrepublik Polen, 
sondern auch der gescheiterte Versuch 1968 
in der ČSSR. 
Maßgeblich beteiligt waren als Führungs-
kräfte 1968 in der ČSSR Zdeněk Mlynář und in 
der Sowjetunion Ende der 90er Jahre Michael 
Gorbatschow. Beide teilten ein Zimmer wäh-
rend ihres Studiums von 1951 bis 1955 an der 
Lomonossow-Universität in Moskau. In einem 
gemeinsamen Buch veröffentlichten sie 1996 
ihre Sicht auf die Probleme, die Ereignisse, 
ihre Motivation und ihre Aktivitäten. In die-
sen Selbstaussagen zeigt Gorbatschow etwas 
mehr von seinem wahren Gesicht.
Bekannt sind seine öffentlichen Erklärungen 
über die Aufgaben des Klassenkampfes zugun-
sten „allgemein menschlicher Werte“.
Zdeněk Mlynář war Autor des politischen Teils 
des Aktionsprogramms der KSČ vom 5. April 
1968. Darin fordert er die Beseitigung der Rolle 
der kommunistischen Partei als Instrument 
der Diktatur und spricht von einer „Einklas-
sengesellschaft“ durch das Verschwinden von 
Klassendifferenzen.
In seinem Artikel: „Hin zu einer demo-
kratischen politischen Organisation der 

Gesellschaft“ benennt er als beste Lösung 
für die Tschechoslowakei ein pluralistisches 
System. 
Nach seiner Meinung kann es eine effiziente 
und dynamische sozialistische Ökonomie 
nicht geben.  Für Mlynář und Gorbatschow 
war Klassenkampf Geschichte, dessen Negie-
rung bekanntlich zu den zentralen Aussagen 
der Transformationstheorie gehört. 
Auch in der Programmatik der Partei Die Linke 
findet man keinen Bezug zum Klassenkampf. 
Die SPD hatte sich davon schon vor 100 Jahren 
verabschiedet.
Die Führungskräfte, die sich als „Reformer und 
Erneuerer“ im Dezember 1989 an die Spitze 
der SED setzten und sie zur PDS umformten, 
wirkten auf der ideologischen Grundlage der 
Transformationstheorie. Zuallererst verur-
teilten sie den wissenschaftlichen Marxismus-
Leninismus als dogmatisch und trennten sich 
von der Arbeiterklasse durch die Auflösung 
der Betriebsparteiorganisationen.  
Sie sprachen vom „modernen Sozialismus“ und 
übernahmen später den sozialdemokratischen 
Ausdruck von einem „demokratischen Sozia-
lismus“. Gemeint ist damit offensichtlich das in 
der Transformationstheorie angedachte parla-
mentarische Hineingleiten in die sozialistische 
Gesellschaft, ohne dabei die Besitzdominanz 
des Großkapitals anzugreifen. 
An dieser Illusion krankt nach meiner Ansicht 
die Wirkung der Linken nicht nur in Deutsch-
land, sondern auch in anderen Ländern Euro-
pas. Die als links angetretene griechische 
Regierung unterwarf sich vollständig dem 
Kapital. Positive Ergebnisse durch ein Mit-
regieren von linken oder sogar kommunisti-
schen Parteien in anderen Ländern sind nicht 
bekannt, dagegen hatten sie einen enormen 
Mitglieder -und Wählerschwund zu verzeich-
nen (z. B. KPI, KPF). 
Schlagworte gehören zum „Markenzeichen“ 
der Theorie. Sie sollen fehlende Substanz ver-
decken. Gorbatschow brachte Glasnost und 

Perestroika ins Spiel. Es gibt zwar die deut-
sche Übersetzung, aber keine Inhalte. Man 
findet sie nicht einmal in dessen gleichnami-
gem Buch „Perestroika“, das auch in der DDR 
erhältlich war. Hier sprachen die neuen Führer 
von der besseren DDR, vom demokratischen 
Sozialismus. Hat man jemals ein Konzept zur 
Verbesserung der DDR gesehen? 1945 war 
das anders. Die KPD trat mit einem klaren 
Programm an die Öffentlichkeit. In der Praxis 
wurde die Transformationstheorie ein wich-
tiges und wirksames Instrument der Konter-
revolution, unabhängig davon, ob die Akteure 
sich dessen bewußt waren oder ob sie gezielt 
daran mitwirkten.
Nach dem 1. Weltkrieg wurde aus der Losung 
der SPD-Führung „Der Sozialismus mar-
schiert“ der direkte Marsch in den Faschismus. 
Zdeněk Mlynář war seit Mitte der 60er Jahre 
der Spiritus rector des Konzepts von der 
Transformation des sozialistischen Gesell-
schaftssystems in eine parlamentarische 
Demokratie westlichen Typs.
Die drei prominenten Perestroika-Vertre-
ter Michail Gorbatschow, sein Außenmini-
ster Eduard Schewardnadse und sein Berater 
Alexander Jakowlew hatten eine eigene Ver-
sion der US-amerikanischen neoliberalen 
Politik im Kopf, nicht aber eine Besinnung 
auf sozialistische Werte, wie Michael R. 
Beschloss und Strobe Talbott in ihrem Buch 
„At the Highest Levels. The Inside Story of 
the End of the Cold War“ schreiben. Das ver-
hängnisvolle Wirken solcher Kräfte war des-
halb so effektiv, weil sie linkes Vokabular 
nutzten und in Führungspositionen gelan-
gen konnten.  
Auch heute blockiert der Bezug auf die 
Transformationstheorie ein wirkungsvol-
les Agieren von linken Kräften. Ohne Rückbe-
sinnung auf die marxistischen Grundlagen, 
vor allem auf die Theorie vom Klassenkampf,  
wird man die gegenwärtigen Zustände kaum 
ändern können.� Horst Neumann 

Seit an Seit mit einem Kolonialoffizier auf dem Neujahrsempfang der PDL-Fraktion 
am 28. 1. 2019. Stefan Liebich (re.) dazu am nächsten Tag ganz ungeniert: „Beim … 
Neujahrsempfang … konnte ich wieder viele interessante Gespräche führen, z. B. mit 
US-Botschafter Richard Grenell (li.) und seinem Partner Matt Lashey (Mitte).“
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WANDERUNGEN DURCH WESTDEUTSCHLAND (10)

Siebzig Tote und dreizehn tote Zeugen

Weinheim an der Bergstraße ist ein idyl-
lisches Städtchen am Übergang zwi-

schen Rheinebene und Odenwald. Schon für 
die Römer war die „strada montana“ eine 
wichtige Handelsverbindung, und heute zählt 
Weinheim zu den Perlen der Badischen Wein-
straße.
Die lokale Tageszeitung sind die „Weinheimer 
Nachrichten“. Herausgeber ist der Verlag Dies-
bach- Medien. Die Zeitung bezieht ihren reak-
tionären Mantel vom „Mannheimer Morgen“ 
und füllt ihren Lokalteil mit Hofberichterstat-
tung über die örtlichen Vereine. 

Und dabei sah es einst zur Zei-
tungsgründung ganz anders 
aus: Der Weinheimer Fried-
rich Diesbach stand in der 
1848er Revolution auf seiten 
der radikalen Demokraten und 
mußte Verhaftung, Einkerke-
rung und Vermögensbeschlag-
nahme erdulden. Zeitweise 
stand er im Verdacht, dem 

„Bund der Geächteten“ anzu-
gehören, einem Vorläufer des „Bundes der 
Kommunisten“. Dieser radikale Linke Fried-
rich Diesbach war pikanterweise Ahnherr der 
Diesbach-Dynastie, die heute die „Weinheimer 
Nachrichten“ herausgibt.
Nur rund fünfzehn Kilometer weiter west-
lich steht der Wanderer bereits im hessischen 
Lampertheim. Im Wald vor dem Ortsteil Neu-
schloß sieht er riesige Masten aufragen, deren 
Spitzen mit Drähten verbunden sind. Bis 
1990 wies ein verschämter Wegweiser dar-
auf hin, dessen Beschriftung die meisten rat-
los ließ: „RFE/RL“. Heute steht darauf: „IBB“. 
Ersteres stand für „Radio Free Europe/Radio 
Liberty“, letzteres steht für „International 
Broadcasting Bureau“. Wie auch immer die 
Bezeichnung wechseln mag – es sind Propa-
gandasender der US-Regierung, die weit in 
den Osten hineinstrahlen. Auf diesen Wellen 

erhielten die Konterrevolutionäre in Ungarn, 
der ČSSR, Rumänien und Polen ihre Instruk-
tionen. Die Putschisten in der DDR 1953 hin-
gegen überließ man in trauter Arbeitsteilung 
dem RIAS und der Deutschen Welle. Bei Lam-
pertheim gibt es allerdings keine Studios und 
Redaktionen, der Sender fungiert als reine 
Relaisstation, also als Verstärker.
Nur wenige Kilometer weiter westlich quert 
der Wanderer bereits die Grenze zum näch-
sten Bundesland: Rheinland-Pfalz. In Ram-
stein, dem größten US-Militärf lugplatz 
außerhalb Amerikas, starben am 28. August 

1988 70 Menschen, über 1000 wurden teils 
schwer verletzt. Bei einer monströsen NATO-
Luftwaffenschau kollidierten drei Maschinen 
der italienischen Kunstflugstaffel, eine von 
ihnen raste brennend in die Zuschauermenge. 
Seltsam: Zwei der drei dabei getöteten ita-
lienischen Piloten reihten sich ein in insge-
samt dreizehn Landsleute, die vor und nach 
ihnen auf jeweils mysteriöse Weise umka-
men. Allesamt waren es Italiener, allesamt 
Zeugen der Hintergründe eines Vorfalls, der 
zum Zeitpunkt der Ramstein-Katastrophe 
acht Jahre zurücklag: Eine zivile Passagier-
maschine vom Typ DC-9-15 war am 27. Juni 
1980 nahe der italienischen Insel Ustica über 
dem Mittelmeer abgeschossen worden. Erst 
1990 wurde in Italien gerichtsbekannt, daß 
NATO-Kreise die Verantwortung für den 
Abschuß der Maschine mit 81 Toten trugen. 

Das Flugzeug war von einer Rakete getrof-
fen worden, da der amerikanische Geheim-
dienst CIA den libyschen Staatschef Muammar 
El-Ghaddafi darin vermutete. Und die bei-
den Ramstein-Piloten zählten eben zu den  
13 toten Zeugen jenes Abschusses. Sie hätten 
eine Woche nach Ramstein vor dem italieni-
schen Untersuchungsausschuß aussagen sol-
len. Aber hier irgendwelche Zusammenhänge 
zu vermuten, ist sicherlich nichts als eine Ver-
schwörungstheorie …
Bei der Katastrophe von Ramstein verbot 
die US-Militärpolizei mit vorgehaltenen MPs 

deutschen Rettungskräften, zu helfen und 
verhinderte Erstversorgung. Die Untersu-
chungsberichte des US-Militärs liegen noch 
immer unter Verschluß. Entschuldigungen 
oder angemessene Entschädigungen für die 
Hinterbliebenen der Opfer und die Schwer-
verletzten gab es bis heute nicht, weder von 
US- noch von deutscher Seite. Politiker heu-
chelten Betroffenheit und machten nach zwei 
Tagen weiter, als sei nichts geschehen. Impe-
rialistische Rüstung tötet nicht erst im Krieg!
Ohnehin ist Rheinland-Pfalz das Bundesland 
mit der größten Atomwaffendichte. Der Wan-
derer beeilt sich daher mit dem Durchque-
ren, wobei ihm die Eile im Ernstfall sicherlich 
nichts helfen würde. Schnell kommt er über 
die Grenze zum kleinsten deutschen Bundes-
land, dem Saarland, das erst 1957 politisch 
Teil der BRD wurde und zweieinhalb Jahre 
später auch wirtschaftlich.
Hier, im traditionell französisch geprägten 
Westen, liegt der kleine Ort Wadgassen. Das 
Depot des dortigen Deutschen Zeitungsmu-
seums beherbergt ein seltenes Exponat. Das 
wird der Wanderer in der nächsten Folge 
seiner Serie vorstellen.
� Hans Dölzer †

Die NATO-Katastrophe von Ramstein 
1988 riß neben 67 weiteren Menschen drei 
Piloten in den Tod, darunter Ivo Nutarelli, 
der später praktischerweise als Alleinschul-
diger bestimmt wurde. Mußten sie zum 
Schweigen gebracht werden – wie elf wei-
tere getötete Zeugen des US-Raketenab-
schusses eines zivilen Passagierflugzeugs 
in Italien 1980? (Fotos: Archiv)

Hetzpropaganda, mal hart und mal weichgespült: Relais-
station von Radio Free Europe/Radio Liberty beim hessi-
schen Lampertheim 

Friedrich Diesbach, Begrün-
der der gleichnamigen Dyna-
stie in Weinheim, war ein 
radikaler Linker. Davon will 
der heutige Diesbach-Verlag 
nichts wissen.
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Die Währungsreformen von 1948 

I m letzten Jahr rollte eine Welle von Lobge-
sängen zum 70. Jahrestag der Westzonen-

Währungsreform vom 20. Juni 1948 über uns. 
Am 23. Juni 1948 hatte man in der sowjetisch 
besetzten Zone mit einer eigenen Reform rea-
giert. Darüber lag jetzt der Mantel des Schwei-
gens bei Politikern wie Medien.
Aus diesem Grund suchte ich in Archiven 
Zeitungen aus der sowjetischen Besatzungs-
zone, um die „Stimme“ der Menschen aus 
dem anderen Teil Deutschlands zu „hören“. 
Meine Suche umfaßte den Zeitraum vom Juni 
bis Juli 1948. Hier einige Fundstücke:
Bereits eine Woche vor der Währungsum-
stellung meldeten die Zeitungen:

-  Wie wir durch Anruf des Reuter-Nachrich-
tenbüros nach Redaktionsschluß erfahren, 
hat die britische Militärregierung ab sofort 
für alle Deutschen, die nach der Ostzone rei-
sen wollen, die Interzonenpässe gesperrt.

-  Die vorgesehenen Ämter in den drei West-
zonen wurden darauf vorbereitet, am Stich-
tag den festgesetzten Kopfbetrag in neuer 
Währung auszuzahlen. Die den Betrag der 
Kopfquote übersteigenden Gelder und Gut-
haben dürften im Verhältnis 1:10 abgewer-
tet werden.

Geldschmuggler an der Grenze

Ostzone schützt sich: Übergänge Oelsnitz, 
Eisenach und Heiligenstadt gesperrt. In der 
Gewißheit, daß die westlichen Zonenbe-
fehlshaber und ihre deutschen Handlanger 
auf schnellste Durchführung einer einsei-
tigen Geldreform drängen, versuchen diese 

„Geschäftsleute“, umfangreiche Geldreser-
ven noch rechtzeitig in die Ostzone abzu-
schieben. Schon vor 14 Tagen faßte die 
Grenzpolizei westlich der Bode im Abschnitt 
Schierke und bei Stapelburg regelrechte 
Geldschmuggler, die sich Banknotenbündel 
in die bauschigen Falten ihrer Knickerboc-
ker oder Skihosen eingenäht hatten. Dieses 
Kapital sollte so lange bei Mittelsmännern 
deponiert werden, bis die Währungsreform 
im Westen verkündet ist, um dann damit 
noch in der Ostzone „arbeiten“ zu können.

-  Zum Schutz der Interessen der Bevölke-
rung und der Wirtschaft der sowjetischen 
Zone sowie zur Vorbeugung von Desorga-
nisation des Geldumlaufs hat die Sowjeti-
sche Militärverwaltung Abwehrmaßnahmen 
getroffen, die am 19. Juni, 00 Uhr, in Kraft 
traten.
Daß diese Anordnungen berechtigt waren, 
zeigen folgende Meldungen:

Zahlreiche Geldschieber gefaßt

Ostzone muß vor West-Geldflut abgeschirmt 
werden / 5000 festgehalten. Die Anzahl der 
bei dem Versuch des illegalen Grenzüber-
ganges Festgehaltenen überstieg am 19. Juni 
mittags bereits 5000. Die meisten von ihnen 
hatten in ihrem Besitz große Geldsummen 
in Reichsmark. So wurden bei einem von 
ihnen, der bei Marienborn festgehalten 
wurde, 350 000 RM gefunden. Bei Propst-
zella versuchte ein illegaler Grenzgänger 
400 000 RM in die sowjetische Besatzungs-
zone zu schmuggeln.

Berliner Sicherungsmaßnahmen

Erklärung des Magistrats zur Währungs-
lage. Es wird alles geschehen, um eine Über-
flutung Berlins mit Zahlungsmitteln, die im 
Westen ungültig geworden sind, zu verhin-
dern. Die Polizei hat Anweisung, die not-
wendigen Kontrollen einzurichten.

Illegaler Grenzverkehr gestoppt

Nach der Bekanntgabe der Währungsreform 
in der Sowjetzone ist der illegale Grenzver-
kehr in den Harzgebieten Schierke, Elend, 
Ilsenburg, Stapelburg und Beneckenstein 
fast völlig zum Erliegen gekommen.

Nach dem Tag der Währungsumstellung 
wurde gemeldet:

Sperrung der Sektorengrenzen? 

Amerikaner wollen Geldumtausch behin-
dern / Panzer im US-Sektor. An der Grenze 
der Verwaltungsbezirke Kreuzberg und 
Mitte, die gleichzeitig die Grenze zwischen 
dem amerikanischen und sowjetischen 
Sektor darstellt , waren am Donnerstag-
vormittag Patrouillen amerikanischer Mili-
tärpolizei unterwegs, die bemüht waren, 
Passanten am Überschreiten der Sekto-
rengrenze zu hindern, offensichtlich um 
auf diese Art den Bewohnern des ameri-
kanischen Sektors die Möglichkeit zu neh-
men, ihr Geld in die allein in ganz Berlin 
gültige Reichs- und Rentenmark mit Spezi-
alkupons umzutauschen. In den Hauptstra-
ßen des amerikanischen Sektors wurden 
Panzerspähwagen und Jeeps mit aufmon-
tierten Maschinengewehren beobachtet, 
die in Abständen von 10 Minuten alle Stra-
ßen abfuhren. Die Wagen waren mit Ange-
hörigen der amerikanischen Militärpolizei 
und der Constabulary besetzt, die in reich-
lichem Maße mit Munitionsgurten ausge-
stattet waren.

Interzonenhandel bewußt gestört

Jetzt kommt die Nachricht, daß die west-
lichen Besatzungsmächte den interzona-
len Güterverkehr nach der sowjetischen 
Besatzungszone mit sofortiger Wirkung ein-
gestellt haben. Die westlichen Besatzungs-
mächte haben damit mit rauher Hand in alle 
Abmachungen der deutschen Stellen einge-
griffen zum Schaden des gesamten deut-
schen Volkes. 

-  Am 26. Juni 1948 läßt Marschall Soko-
lowski in einer Erklärung keinen Zweifel 
darüber, daß die Sowjetische Militärver-
waltung entschlossen ist, auch weiterhin 
die Versorgung Berlins zu sichern und nöti-
genfalls bereit ist, ähnlich wie im Jahre 
1945, ganz Berlin mit Lebensmitteln zu 
versorgen.

An Demarkationslinie verhaftet

Von der hessischen Grenzpolizei wurden 
in den letzten Tagen 62 Personen verhaf-
tet, die versuchten, illegal nach Thüringen 
zu gelangen. Bei den Grenzgängern wur-
den Altgeldbeträge von über 400 000 RM 
vorgefunden. Der illegale Grenzverkehr im 

Gebiet des Landes Mecklenburg hat so gut 
wie ganz aufgehört. Während vor der Wäh-
rungsreform in der Ostzone täglich bis 200 
illegale Grenzgänger gestellt wurden, ging 
deren Zahl in der Folgezeit rapide zurück. 

Schon Nachfrage nach Kartoffeln

Unmittelbar nach Bekanntwerden der Mel-
dung, daß die Sowjetische Militärverwal-
tung die Versorgung der gesamten Berliner 
Bevölkerung gewährleisten wird, gingen 
bei dem Haupternährungsamt in Berlin 
zahlreiche Rückfragen aus den westlichen 
Sektoren ein, wann mit einer Belieferung 
mit Frischkartoffeln für die Einwohner der 
westlichen Bezirke Berlins rechnen ist.
Das Angebot der SMA, den Kindern an Stelle 
von Trockenmilchpulver Frischmilch zu 
liefern, blieb bis heute unbeant wortet . 
Das Angebot der Deutschen Wirtschafts-
kommission, in Verhandlungen über die 
Mög l ich keit  von Hi l f sma ßna h men i n 
der Stromlage einzutreten, wurde nicht 
beachtet . Die hohen Herren der westli-
chen Besatzungsmächte haben verboten, 
den kleinen Gang in die Leipziger Straße 
zu machen, weil es ihnen nicht ins Kon-
zept paßt, daß den Berlinern in irgend-
einer Weise geholfen wird. Sie brauchen 
abgemagerte Kinderleichen, die zerrüttete 
Wirtschaft Berlins, eine überreizte, ner-
vöse Bevölkerung für ihre Zwecke ebenso 
wie die Rollbahn für Superfestungen, für 
die jetzt große Teile des Neuköllner Sport-
parkes unter den Axtschlägen fallen.

Nahrungsmittel als Dünger 

Die Hamburger Ernährungsämter geben 
bekannt, daß täglich große Posten von 
Obst und Gemüse verfaulen, weil die Bevöl-
kerung seit der Währungsreform kein Geld 
mehr hat, um die hohen Preise, die auf dem 

„freien Markt“ für die Grundnahrungsmit-
tel verlangt werden, zu bezahlen. Aus einer 
Meldung des „Hamburger Echos“ geht her-
vor, daß die verfaulten Nahrungsmittel in 
Elbeschuten verladen und abtransportiert 
werden, um als Düngemittel für die Land-
wirtschaft zu dienen.

Westberliner Magistrat verweigert 
Transport von Lebensmitteln

Die mit Schiffstransporten aus der Sowjet-
union eingetroffenen und noch eintreffen-
den Lebensmittel für die Versorgung von 
ganz Berlin erfordern naturgemäß den 
verstärkten Einsatz aller Transportmittel 
auch der Stadt Berlin. Seit der separaten 
Währungsreform der westlichen Besat-
zungsmächte liegen 29 Kähne der Berliner 
Magistratsf lotte im Berliner Westhafen 
auf Anweisung des Magistrats fest. Einige 
dieser Kähne, die für dringende Beförde-
rungen zur Versorgung der Bevölkerung 
gebraucht würden, hätten sich inzwischen 
auf eigene Faust nach dem Osthafen durch-
geschlagen. 12 Kähne lägen noch immer 
fest.

Johann Weber
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Ausbeutung ist legal …

Kaum habe ich diese Überschrif t zu 
Papier gebracht, da gellt es mir auch 

schon in den Ohren: „Was soll das sein? Wo 
gibt es denn so was? Infame Unterstellung! 
Populistische Hetze!“ Doch gemach! Egal, ob 
es den Verantwortlichen paßt oder nicht – das 
Übel hat viele Gesichter und ist mit Händen 
zu greifen:
Während der Regierungszeit der großen 
Koalition aus CDU/CSU und SPD sind auf 
dem Arbeitsmarkt immer neue Beschäf-
tigungsmodelle entstanden: Leiharbeit , 
Schein-Selbständigkeit, Sub-Unternehmen, 
Leichtlohngruppen, Teilzeit-Beschäftigung, 
Aushilfstätigkeit, Job-Sharing, Saisonarbeit, 
Minijob – und wie immer alle diese Etikettie-
rungen lauten, die, von „Arbeitgebern“ und 
nicht etwa von Lohnabhängigen ersonnen, 
keinen anderen Zweck erfüllen, als neue und 
auf den ersten Blick kaum durchschaubare 
Methoden der Ausbeutung zu kaschieren. 
Lohndumping zum Zweck der Gewinnmaxi-
mierung der „Arbeitgeber“ ist der Oberbegriff, 
unter dem sich diese ausbeuterischen Ver-
fahrensweisen zusammenfassen lassen. Mal 
geht es dabei um die Ausnutzung von Steuer-
vortei1en, mal um die Einsparung von Sozi-
alabgaben, immer aber um die Senkung von 
Betriebskosten zu Lasten der „Arbeitnehmer“, 
die, da ein normales Monatsgehalt nicht mehr 
ausreicht, eine Familie zu ernähren, oft zwei 
oder gar drei Mini- und Nebenjobs ausüben, 
um halbwegs über die Runden zu kommen. 
Kein Wunder, daß die Zahl der Armen wächst, 
während die Reichen immer reicher werden, 
nämlich die Kapitaleigner und die Eigentü-
mer der Produktionsmittel, die die Sahne 
abschöpfen.  
Frage: Wo bleiben eigentlich die Gewinne, 
die erzielten Überschüsse? Wandern sie zum 
Betriebsvermögen, dienen sie der Sicherung 
von Arbeitsplätzen, dienen sie dem Gemein-
wohl? Ach nein! 

Nur durch einen Zufall wurde beispielsweise 
bekannt, daß der ALDI-Chef Albrecht einen 
Kunsthändler beauftragte, ihm für 60 Mil-
lionen Euro Kunstwerke von Picasso und 
anderen berühmten Künstlern zu besorgen. 
Hätte dieser Kunsthändler (Helge Achenbach 
ist sein Name) seinen Auftraggeber nicht um 
20 Millionen Euro betrogen, wäre der Deal 
nicht bekannt geworden. Albrechts Millio-
nen waren doch kein Betriebsvermögen, son-
dern natürlich von den Betriebseinnahmen 
abgezweigtes Privatvermögen, denn was soll 
ein Lebensmittelhandel mit Gemälden von 
Picasso! 
Die stereotype Behauptung der Unternehmer, 
keine höheren Löhne zahlen zu können, weil 
man dann auf dem Markt nicht mehr wettbe-
werbsfähig sei, so daß dann Betriebe einge-
stellt und Personal entlassen werden müsse, 
ist eine reine Schutzbehauptung und wohl gar 
eine dreiste Lüge angesichts der Millionen und 
aber Millionen (bei Großkonzernen gar Milliar-
den) Euro, die, wie das Beispiel Albrecht zeigt, 
an der Spitze verzockt werden.
Natürlich – so kann man sagen – ist in einer 
kapitalistisch strukturierten Gesellschaft 
nichts anderes zu erwarten. Toll an der 
Sache ist nur, daß die von uns Gewählten 
in der gesetzgebenden Versammlung nicht 
aufbegehren, obwohl die Verfassung (GG,  
§ 14) durchaus die Möglichkeit bieten würde, 

das Übel zu beseitigen, das heißt die oben-
genannten Ausbeut ungsformen durch 
Gesetze zu verbieten! Da aber gerade dies 
nicht geschieht, ist die Ausbeutung legal 
(denn was nicht verboten ist, ist erlaubt), 
und die Ausbeuter kommen ungeschoren 
davon – und das nicht etwa, weil die Regie-
renden sich täuschen ließen und die Zusam-
menhänge nicht durchschauen könnten und 
allenfalls fahrlässig handelten (auch Unter-
lassung ist ein Handeln). Nein, nein, die 
Gesetzgeber wissen, was sie tun. Offenen 
Auges und wider besseres Wissen begünsti-
gen sie systematisch die besitzende Klasse 
zum Nachteil der Lohnabhängigen, und das 
in einem Land, in dem es sich angeblich 

„gut und gerne leben läßt“, in dem aber die 
Rentner verarmen, Pflegebedürftige oft nur 
unzureichend versorgt werden, die Zahl der 
Obdachlosen steigt, die Kinderarmut wächst 
und Tausende hungernder Menschen auf die 
Speisung an Tafeln angewiesen sind!
Nein, nicht mit Blindheit sind die Regieren-
den geschlagen, sondern mit Gefühllosigkeit, 
Starrsinn und Trägheit! Und selbst da, wo die 
Not zum Himmel schreit, sehen sie „keinen 
Handlungsbedarf“.
Was sich dagegen tun läßt? Diese Regierung 
muß bei nächster Gelegenheit abgewählt, und 
Ausbeutung muß verboten werden!

Theodor Weißenborn

„Gerechtigkeit ist für 
mich ein marxistischer 

Begriff …“

So Oliver Bäte in einem Interview mit 
der „Zeit“ vom 29. 11. 2018. Bäte ist 
Vorstandschef des Versicherungskon-
zerns Allianz. Jahresgehalt: Fünf Mil-
lionen € (das entspricht bei ca. 1800 
Arbeitsstunden im Jahr einem Stun-
denlohn [!] von ca. 2780 [!] Euro …). 

Da hat einer Klartext geredet über 
den Standpunkt seiner Klasse – und es 
erinnert sicher den einen oder ande-
ren „RotFuchs“-Leser an das Gespräch 
Maxim Gorkis mit einem amerikani-
schen Millionär … (RF-Beilage 228 / 
Januar 2017).
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März 1949: Goethefeier der FDJ in Weimar

Am 21. und 22. März 1949 bevölkern junge 
Menschen zu Hunderten die Klassiker-

stadt in Thüringen. Aus allen vier Besatzungs-
zonen kamen sie, eingeladen vom Zentralrat 
der Freien Deutschen Jugend. Auch ausländi-
sche Delegationen waren angereist. Sie alle 
wollten einen der großen Männer der klassi-
schen deutschen Literatur, Johann Wolfgang 
von Goethe, zu dessen 200. Geburtstag am  
28. August ehren und sich mit seinem Werk 
vertraut machen. Erich Honecker, 
der Vorsitzende der FDJ, eröff-
nete die Feierlichkeiten. „Es ist 
kein Zufall, wenn das Goethe-
jahr mit einer Kundgebung der 
Jugend eröffnet wird“, sagte er 
in seiner Begrüßungsansprache. 

„Die Freie Deutsche Jugend über-
nimmt heute die Aufgabe, das 
Erbe des großen Humanisten, 
seine Gedanken der Völkerver-
ständigung in die Tat umzuset-
zen. Wir richten aber auch in 
diesem Augenblick an die Jugend 
ganz Deutschlands den Ruf, gegen 
Spalter und Kriegshetzer zu 
kämpfen und so dem Andenken 
Goethes gerecht zu werden.“
Den ersten Festvortrag hielt 
Professor Hans Mayer von der 
Universität Leipzig im National-
theater. Er würdigte den Dichter 
als bedeutenden Repräsentan-
ten des fortschrittlichen Bür-
gertums, der in seinem Wirken 
und als menschliches Vorbild 
nicht nur seiner Epoche voraus 
war, sondern darüber hinaus bis 
in die Gegenwart reiche. Goethe, so fuhr er 
fort, stritt für einen weltweiten Humanismus. 

„Das Goethebild unserer Zeit muß entfernt von 
irgendeinem Denkmalskult sein, denn die 
neue und wahrhafte Erziehung der Jugend … 
führt über den Menschen Goethe. Eine neue 
Generation ist aufgerufen, sein Erbe richtig 
zu verwalten.“
Der erste Tag der Goethefeier klang aus mit 
einer Aufführung des „Torquato Tasso“, das 
Drama Goethes, das die Auflehnung des Men-
schen gegen gesellschaftliche Fesseln und 
Regeln darstellt, die das Schöpferische in der 
menschlichen Persönlichkeit hemmen.
Der zweite Tag begann mit Lesungen aus Goe-
thes Werken, veranstaltet vom Theaterinsti-
tut Weimar. Die Mädchen und Jungen hörten 
nicht einfach zu, sondern sprachen über das 
Vorgetragene und verbanden die Worte des 
Dichters mit den Erfahrungen ihres eigenen 
Lebens, mit den Problemen und Aufgaben 
ihrer Gegenwart. Denn sie alle standen noch 
unter dem Eindruck der gerade hinter ihnen 
liegenden furchtbaren Jahre des vom deut-
schen Faschismus begonnenen Weltkriegs 
und der von den Machthabern der Westzo-
nen drohenden Spaltung Deutschlands.
Nach dieser literarisch-politischen Veran-
staltung begaben sich die Teilnehmer zum 
Friedhof und legten in der Fürstengruft 
Kränze an den Sarkophagen Goethes und 
Schillers nieder.

Abschluß und zugleich Höhepunkt der Fei-
erlichkeiten war die Rede Otto Grotewohls 
in der überfüllten Weimarhalle. Während 
Professor Mayer die Persönlichkeit Goe-
thes vor allem in literarischer Hinsicht in 
den Mittelpunkt stellte, rückte der Vorsit-
zende der SED den Dichter und sein großes 
Werk in die Gegenwart, verband es mit den 
Aufgaben, die vor dem deutschen Volk, ins-
besondere vor der jungen Generation, stan-

den. Schon Johann Wolfgang von Goethe, so 
Grotewohl, hatte beklagt, daß Deutschland 
zu seiner Zeit durch die „höheren Klassen“ 
zerrissen und gespalten war, ein Tatbestand, 
der sich nunmehr erneut zeige. Schuld daran 
und Verantwortung dafür trage der Kapita-
lismus, denn „die Anhäufung gigantischer 
Produktivkräfte in den Händen weniger … 
hat zu einer fortschreitenden Entpersönli-
chung aller menschlichen Beziehungen … zur 
Unterwerfung der Gesellschaft unter ihre 
Herrschaft geführt“, sagte der Redner. Und er 
fragte: „Haben wir nicht erleben müssen, daß 
sie zweimal in 30 Jahren die ganze Welt in 
ein Meer von Blut und Tränen stürzten, nur 
um ihren Besitz ins Grenzenlose zu erwei-
tern? Daß Millionen Menschen gezwungen 
wurden … ihr Leben zu opfern, um diese per-
sönlichkeitsmordende Welt zu verteidigen, 
der der Besitz alles, der Mensch aber nichts 
ist? Diesem Götzen wurde die Freiheit des 
Volkes, die Ehre der Nation, der Schatz unse-
rer Kultur, das Herz unserer Mütter und eine 
ganze blühende Jugend geopfert. Die alte, 
zur Bestialität entartete Welt hat die große 
menschliche Tradition Goethes bedenkenlos 
über Bord geworfen, weil sie dem unmensch-
lichen Machtanspruch ihres Besitzes entge-
gensteht. Was sie verteidigt, ist nicht die 
Kultur, sondern der Besitz.“
Deshalb vermittelte Otto Grotewohl seinen 
Zuhörern Goethes tiefe Lebensweisheit:

Geh, gehorche meinen Winken, 
Nutze deine jungen Tage, 
Lerne zeitig klüger sein: 
Auf des Glückes großer Waage 
Steht die Zunge selten ein; 
Du mußt steigen oder sinken, 
Du mußt herrschen und gewinnen, 
Oder dienen und verlieren, 
Leiden oder triumphieren, 
Amboß oder Hammer sein.

Dann fuhr er fort: „Du, deutsche 
Jugend, mußt steigen oder sin-
ken. Du mußt herrschen über 
die dunklen Kräfte, die dich in 
der Vergangenheit mißbraucht 
und von Katastrophe zu Kata-
strophe geführt haben. Du mußt 
gewinnen deine Freiheit, deine 
Zukunft, deine Unabhängigkeit 
und deinen Frieden. Wenn du, 
deutsche Jugend, dich nicht auf-
raffst zur friedlichen Erneuerung 
des Lebens, dann mußt du denen 
dienen, die in der Vergangenheit 
deine Väter mißleitet haben … 
Einen Mittelweg gibt es nicht. Du 
darfst nicht Amboß, sondern du 
mußt Hammer sein.“
Otto Grotewohl fügte Goethes 
Mahnung hinzu: „Das ist der 
Weisheit letzter Schluß, nur der 
verdient sich Freiheit wie das 
Leben, der täglich sie erobern 
muß.“ Doch das kann der ein-
zelne Mensch nicht allein schaf-
fen, dazu ist seine Kraft zu gering, 
und so gab der erfahrene Arbei-

terfunktionär seinen jungen Freunden den 
Rat: „Wachse über dich selbst hinaus, indem 
du in die menschliche Gesellschaft hinein-
wächst … Werde ein nützliches Glied der 
Gesellschaft, vervielfältige deine Kraft mit 
den Kräften deiner Mitmenschen“, und er 
zitierte noch einmal den großen Dichter: 

„Wem um die Sache zu tun ist, der muß Par-
tei zu nehmen wissen, sonst verdient er, nir-
gends zu wirken.“� Günter Freyer

Berlin
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Trotz alledem! 

Wie oft bin ich schon diese Strecke gegan-
gen! Wie oft eilte ich schon – vom Ost-

bahnhof kommend – durch die Berliner 
Karl-Marx-Allee vorbei an dem Hausein-
gangstor, an dem mit großer Schrift zu lesen 
ist, daß 1951 Otto Grotewohl den Grundstein 
für dieses Gebäude legte! Wie oft schon stand 
ich wartend an der Straße beim U-Bahnhof 
Frankfurter Tor, wo sich in buntem Getüm-
mel so viele Menschen sammelten! Der zweite 
Sonntag in jedem Januar ist fest in meinem 
Terminplan verankert. Daran kann auch 
Petrus nichts ändern. Da war es schon bit-
terkalt , manchmal schnee-
matschig, oft schien strahlend 
die Sonne zwischen den Häu-
sern, die zum Jahresende 2018 
wegen raffgieriger Immobili-
enspekulanten in die Schlag-
zeilen gerieten. Große rote 
Fahnen an den oberen Stock-
werken hatten uns diesmal 
schon von weitem begrüßt. 
Da zerrte häufig ein stram-
mer Wind an Transparenten 
und Fahnen. Und an diesem   
13. Januar begann es gerade 
zum Start der Demonstration 
leicht zu regnen. Das blieb lei-
der so, bis wir am Nachmittag 
wieder zu Hause waren.
Es schien also alles wie sonst. 
Lang aufgereiht standen wie-
der die Polizisten auf dem Bür-
gersteig und begleiteten dann 
den Zug. Sie hatten nichts zu tun, denn die da 
auf der Straße gingen, so unterschiedlich sie 
auch waren im Äußeren, auch von der Her-
kunft, vom Alter und der Religion, waren sich 
doch so einig: Wir wollen Sicherheit und Frie-
den hier in Deutschland und überall auf unse-
rer schönen Erde!
Wie viele linksgerichtete Gruppen, Parteien, 
Organisationen es doch gibt – toll! Wieviel 
könnte ausgerichtet werden im Kampf gegen 
die Reaktion, wenn sie nicht nur hier auf der 
Straße Trennendes beiseite schieben, Einigen-
des in den Vordergrund stellen und wirklich 
geschlossen als eine Kraft gegen den Kapi-
talismus/Imperialismus auftreten würden! 
Aus Lautsprechern von LKWs und aus trans-
portablen Verstärkern erscholl wie jedes Jahr: 

„Hoch die internationale Solidarität!“, von Tau-
senden zu gewaltigem Sprechchor vereinigt. 
Und es erklang wieder das Lied von 1918: „Auf, 
auf zum Kampf! … Dem Karl Liebknecht haben 
wir’s geschworen, der Rosa Luxemburg rei-
chen wir die Hand.“
Es war beeindruckend, mit wieviel Zuversicht 
und Kampfesmut die Demonstrationsteilneh-
mer die verschiedenartigsten Fahnen und 
Transparente in den trüben Himmel streck-
ten. Da zogen überwiegend jüngere und ganz 
junge Menschen an uns vorbei: „Mit Rosa, Karl 
und Wladimir – für unsere Zukunft kämpfen 
wir!“ Die Losungen wurden in so vielen Spra-
chen gerufen und immer wieder auch von den 
sehr zahlreichen Zuschauern am Straßenrand 
aufgenommen. Wie die mitgeführten Schilder 
zur Kenntnis gaben, waren viele von weither 

angereist. Mehrere hatten schon am Vortag 
auf der XXIV. Internationalen Rosa-Luxem-
burg-Konferenz der „jungen Welt“ unter dem 
Motto „Sozialismus oder Barbarei“ ihren Wil-
len bekundet, auch 100 Jahre später zu kämp-
fen wie Karl und Rosa.
Dann sah ich zwischen den vielen Bannern 
zwei Fahnen mit den Zeichen der Arbeit – 
Hammer, Zirkel und Ährenkranz. Mein Herz 
hüpfte. Auch hier war sie nicht vergessen – 
unsere DDR! Schließlich tauchte ein Demon-
strationsblock auf, über dem mindestens vier 
DDR-Fahnen wehten, und dann erscholl aus 

dieser Gruppe als gewaltiger Sprechchor: „Die 
DDR war unser Staat!“ – wieder und immer 
wieder. Das verbreitete so viel Hoffnung, denn 
es waren überwiegend jüngere Menschen, die 
sich zu den Leistungen des ersten deutschen 
Arbeiter-und-Bauern-Staates bekannten.
Der Demonstrationszug schien kein Ende zu 
nehmen. Zu diesem 100. Jahrestag der Ermor-
dung unserer Vorbilder Karl und Rosa trotz-
ten so viele Tausende nicht nur dem miesen 
Wetter, sondern vor allem den herrschenden 
Verhältnissen wie schon viele Jahre nicht 
mehr. Als wir die Demonstrierenden über-
holten, hörten wir es wieder: „Die DDR war 
unser Staat!“ 
Anders als in den vorigen Jahren war, daß 
nun gegen 12 Uhr immer noch das Gräber-
rondell von Menschen überfüllt war, obwohl 
die Mehrzahl der Demonstranten sich noch 
auf der Straße befand. Weil ich die DDR auch 
heute noch 70 Jahre nach ihrer Gründung und 
30 Jahre nach ihrer Auslöschung durch die 
Konterrevolution als meinen Staat ansehe, 
ist es mir auch jedes Jahr ein besonderes 
Bedürfnis, meine Nelke bei „meinem“ Wil-
helm niederzulegen, dem Mitbegründer und 
Repräsentanten des Staates, dem ich in mei-
nem Leben so viel zu verdanken habe.
Wenn ich mich zu seinem Grab dränge, habe 
ich immer seine warmherzige Stimme im 
Ohr: „Meine lieben Landsleute in Ost und 
West unserer deutschen Heimat …“, Worte, 
mit denen er jeweils seine Neujahrsanspra-
che begann. Und ich habe wieder den son-
nenhellen, warmen Sommertag vor Augen: 

Wir waren erst vor wenigen Tagen, am                    
18. August 1960, in eine Zweieinhalb-Zim-
mer-Wohnung in einem von Lehrlingen 
errichteten Neubaublock gezogen. Da klin-
gelte einer unserer neuen Nachbarn bei uns: 

„Häng die DDR-Fahne raus, und mach ein 
schwarzes Band dran! Unser Wilhelm lebt 
nicht mehr.“ Es war der 7. September 1960. 
Meine Trauer war tief. Ich empfand es als 
schlimm, daß vor dem hellen Putz unseres 
neuen Hauses zum ersten Mal Fahnen f lat-
terten, die alle den schwarzen Flor trugen. 
Wilhelm Pieck, seit dem 11. Oktober 1949 

erster (und einziger) Präsi-
dent meines Heimatstaates, 
war für mich nie nur Staats-
mann. Er war für mich immer 
ein gütiger, herzlicher, väter-
licher Freund. Ich war in mei-
nem Leben stets bestrebt, in 
seinem Sinne zu wirken. 
Auf der Rückfahrt, als dann 
doch die Kälte von der durch-
nä ßt en K leidu ng bi s au f 
die Haut drang, suchte ich 
Gründe dafür, daß an diesem 
13. Januar so viel mehr Men-
schen als sonst die Möglichkeit 
wahrnahmen, miteinander zu 
zeigen: Wir sind für eine fried-
liche, soziale, von Ausbeutung 
freie Welt und bereit, dafür zu 
kämpfen. Hat die Älteren wie 
die Jungen Liebknechts „Trotz 
alledem!“ auf die Straße geholt, 

das Beispiel von vor 100 Jahren, von 1918, von 
der Novemberrevolution? War es die Voraus-
sicht, daß der 70. Jahrestag der Gründung 
unserer DDR im Oktober für die Ewiggestri-
gen ein besonderer Anlaß sein wird, bei uns 
Erreichtes kleinzureden, erneut in den Dreck 
zu ziehen, mit Gift zu spritzen? War dieses 

„Die DDR war unser Staat“ ein Aufbäumen 
gegen die widerrechtliche Vereinnahmung 
unseres friedlichen Landes durch die Konter-
revolutionäre, die sich im Herbst 2019 zum 
30. Mal jährt? Schwang auch ein wenig das 
Wissen um den erfolgreichen Kampf des hel-
denhaften kubanischen Volkes mit, das im 
Februar 1959 mit seiner nationaldemokrati-
schen Revolution unter Führung Fidel Castros 
einheimische und ausländische Monopole und 
Großgrundbesitzer entmachtete und seitdem 
trotz Invasion und US-Blockade seine Unab-
hängigkeit verteidigt? Vielleicht hätte ich 
nach den Gründen der Teilnahme fragen sol-
len. Mir jedenfalls gab das Erlebnis der Lieb-
knecht-Luxemburg-Demonstration Kraft und 
Zuversicht. Keine Angst, ich bin kein Illusio-
nist – die „Tagesschau“ widmete den Zehntau-
senden am Abend ganze drei Minuten!
Aber: Wer keinen Samen in die Erde bringt, 
kann keine Blumenbeete erwarten. Wer keine 
Keimlinge setzt, wird starke Bäume vermis-
sen. Wer sich vereinsamt zurückzieht, muß 
Erniedrigung ertragen. Jeder, der irgendwie 
kann, ist verpflichtet, für eine menschenwür-
dige Zukunft zu kämpfen. Trotz alledem!

Gerlind Jäkel  
Potsdam

Luxemburg-Liebknecht-Lenin-Demonstration 2019: Aufstehen und 
widersetzen!� Foto: Uwe Bitzel / r-mediabase.eu
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Der erste Deutsche im Weltall: Sigmund Jähn 

Siegmund Jähn ist Ehrenbürger von Neu-
hardenberg und Strausberg. In beiden 

Orten steht sein Name in den goldenen Rat-
hausbüchern.
Am 26. August 2018 waren es genau 40 Jahre, 
seit Sigmund Jähn gemeinsam mit Valeri 
Bykowski in der Sojus 31 zur sowjetischen 
Raumstation Salut 6 flog. Während der 125 
Erdumkreisungen führte Jähn zahlreiche 
Experimente durch. Dazu zählten wissen-
schaftlich-technische Experimente mit der 
Jenaer Multispektralkamera MKF6 zur Erd-
fernerkundung. Nach 7 Tagen, 20 Stunden, 
49 Minuten und 4 Sekunden landete er in der 
kasachischen Steppe.
Wer ist dieser Sigmund Jähn?
Dr. Sigmund Jähn, Generalmajor der NVA, Held 
der Sowjetunion und der DDR, Fliegerkosmo-
naut und erster Deutscher im Weltraum, ist 
auch heute noch, mit über 80 Jahren, ein viel-
gefragter „Vortragsreisender“. Mehrere Male 
war er auch in der Pro-Curand-Seniorenresi-
denz in Strausberg zu Gast. Am 21. Septem-
ber 2018 referierte der Fliegerkosmonaut im 
Gemeindesaal in Hoppegarten zum Thema 

„Deutsche Beiträge zu Raketenentwicklung 
und Raumfahrt“. Auch zeigt der geborene Vogt-
länder Lichtbildervorträge über die Raumfahrt 
von Ziolkowski bis zur Gegenwart. Viele Besu-
cher interessierten sich dabei nicht nur für 
die Raumfahrt, sondern auch für den außer-
gewöhnlichen Menschen Sigmund Jähn. Für 
viele Neuhardenberger und Strausberger war 

und ist dieser Mensch ein treuer Genosse, Vor-
gesetzter, Freund und Nachbar in einem.
Das änderte sich auch nicht durch seinen Welt-
raumflug. Allerdings wurde der Kosmonaut an 
einen neuen Dienstort, nach Strausberg, ver-
setzt, nachdem er viele Jahre im Jagdflieger-
geschwader 8 der NVA in Marxwalde gedient 
hatte. Von 1979 bis 1990 war Sigmund Jähn 
Chef Kosmische Ausbildung im Kommando 
LSK/LV in Eggersdorf. In dieser Zeit wurde der 
aus dem vogtländischen Morgenröte-Rauten-
kranz stammende Buchdrucker mit der DDR-
Bilderbuchkarriere Bürger von Strausberg. 
Natürlich spricht Sigmund Jähn perfekt Rus-
sisch, denn von 1965 bis 1970 absolvierte er 
eine sowjetische Militärakademie und von 
1977 bis 1978 die Kosmonautenausbildung 
im Sternenstädtchen der UdSSR. Ausgezeich-
net mit hohen Orden fuhr Sigmund Jähn noch 
immer mit dem Fahrrad zum Dienst, bis sein 
Vorgesetzter dem bescheidenen Helden ohne 
Allüren das Radfahren untersagte. Am 2. Okto-
ber 1990 endete sein Dienst in der NVA. Der 
erste Deutsche im All, damals 53jährig, erhielt 
einen Beratervertrag der ESA, in deren Auf-
trag er noch oft im Sternenstädtchen tätig war.
In Neuhardenberg war der NVA-Fliegeroffi-
zier und spätere Kosmonaut 18 Jahre lang sta-
tioniert.
Von 1960 bis 1978 lebte Jähn in dem Dorf, 
das damals noch Marxwalde hieß. Mit sei-
nem Flug in den Weltraum machte er sich und 
Marxwalde berühmt. Die Gemeindevertreter 

haben ihm das nicht vergessen und 28 Jahre 
nach seiner historisch bedeutsamen Fernreise 
einstimmig beschlossen, Dr. Sigmund Jähn zum 
Ehrenbürger zu erwählen.
Strausberg tat sich da etwas schwerer. Zwar 
wurde die Ehrenbürgerschaft an ihn bereits 
1982 verliehen, aber mit der „Wende“ und 
dem Schließen des Ehrenbuches liquidiert. 
Nachdem Dr. Jähn über 30 Jahre in Straus-
berg wohnte und immer noch so populär war, 
haben die Stadtverordneten beschlossen, dem 
bescheidenen, bodenständigen und umtriebi-
gen Weltraumfahrer im Juni 2012 erneut die 
Ehrenbürgerschaft von Strausberg zu verlei-
hen. Unabhängig von diesem eigenartigen und 
verspäteten Vorgang wird er ohnehin verehrt 
wie ein Popstar.
Heute erklärt er, es sei „ärgerlich“ und eine 
Entzauberung des wissenschaftlichen Fort-
schritts, daß die „atemberaubenden Ent-
wicklungen in Wissenschaft und Technik in 
großem Umfang einem militärischen Zweck 
dienen“. Doch er bringt auch Jahrzehnte nach 
seinem Weltraumerlebnis als Kosmonaut und 
Wissenschaftler seine Faszination darüber 
zum Ausdruck, „wie schön diese Erde doch 
ist“ und appelliert: „Laßt uns dies bewahren, 
mehren, aber nicht zerstören!“ 
Wenn auch, wie er sagt, die Zukunft der Men-
schen in den Sternen liege, bleibe er doch am 
allerliebsten auf der Erde.

Heinz Pocher  
Strausberg

Seit über zehn Jahren lese ich den „RotFuchs“. Er ist mir zum treuen Begleiter und guten Freund geworden, und er gibt mir Halt in die-
sen unruhigen und teils beängstigenden Zeiten. Dafür meinen Dank!
Ich bin Antifaschistin mit Leib und Seele, und das Erstarken der Rechten in unserem Land und darüber hinaus bereitet mir große Sorge. 
Im Juni 2018 hat im südthüringischen Themar wieder eine dieser unsäglichen Rechtsrockveranstaltungen stattgefunden. Ich war mit 
einem Gedicht – aus Wut und Verzweiflung geschrieben – dort, um gemeinsam mit anderen Gleichgesinnten dagegen anzugehen. Ich 
habe es noch in verschiedenen Veranstaltungen gelesen, und es wurde und wird immer wieder weitergegeben. Rita Fulsche  

Neubrunn

Ist es nun wieder soweit?

Laute Musik hämmert durchs Tal. 
Da drüben stehen sie. 
Grölen ihre abscheulichen Lieder. 
Schreien sich die Lunge aus dem Hals. 
Schmeißen die Arme hoch. 
Brüllen sich heißer mit „Heil Hitler!“ 
Von überall kommen sie her. 
Viele sind es. Zu viele.

Manche Leute sagen: 
„Laßt sie grölen, 
sind junge Leute, 
wissen nicht, was sie tun, 
das gibt sich wieder“, 
winken ab 
und schauen weg.

Die wissen genau, 
was sie tun. 
Die meinen es ernst. 
Gefährlich sind sie. 
Gefährlich für uns alle.

Schon einmal ist weggeschaut worden.
Was daraus wurde, wissen wir.

„Menschen, seid wachsam!“
hat damals einer gewarnt.
Ist es nun wieder soweit?
Noch ist es nicht zu spät.
Aber wir müssen aufpassen,
sehr aufpassen
und aufstehen, aktiv werden
gegen alte und neue Nazis.

Wir alle.
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Otto Grotewohl – ein Kämpfer für Frieden, 
Demokratie und Sozialismus

G eb or en wurde Ot to Grotewohl am  
11. März 1894 in einer Braunschweiger 

Arbeiterfamilie. Von 1908 bis 1912 erlernte 
er den Beruf des Buchdruckers. Als Lehrling 
schloß er sich bereits 1908 der sozialisti-
schen Jugendbewegung an und wurde bald 
zum Vorsitzenden der Sozialistischen Arbei-
terjugend Braunschweigs gewählt. 1912 trat 
er der Gewerkschaft und der SPD bei.
Als deren Führung am 4. August 1914 im 
Reichstag die Kriegskredite bewilligte, mit 
denen sie ein klares Nein zu den Beschlüs-
sen der Sozialistischen Internationale, zum 
proletarischen Internationalismus und zum 
Marxismus verband, wandte er sich in einem 
Rundschreiben an die Sozialdemokraten, die 
Mitarbeit in der staatlichen Jugendwehr abzu-
lehnen. Dafür erhielt er die Quittung: die Ein-
berufung zur Infanterie an die Ostfront. In 
den Kämpfen um Galizien erlitt er 1916 und 
1917 mehrere schwere Verwundungen.
Am 22. Dezember 1918 kehrte er von der 
Westfront nach Braunschweig zurück. Hier 
fand er eine revolutionäre Stimmung vor. 
Nach dem Generalstreik der Arbeiter und 
dem erzwungenen Rücktritt des Herzogs 
Ernst August hatte der Arbeiter- und Sol-
datenrat die politische Leitung des Landes 
übernommen. Aus dem Herzogtum wurde 
eine Republik. Wegen der Politik des Rates 
der Volksbeauftragten und des Versagens der 
SPD-Führung während der Novemberrevolu-
tion trat Otto Grotewohl aus der SPD aus und 
in die USPD ein. In der USPD hoffte er mehr 
für die Arbeiter erreichen zu können. Einen 
Eintritt in die zum Jahreswechsel 1918/1919 
gegründete KPD hielt er nicht für zweckmä-
ßig, da er in ihr eine weitere Zersplitterung 
der Arbeiterbewegung sah.
Mit den Wahlen der Weimarer Republik 
wurde Otto Grotewohl Abgeordneter des 
Braunschweiger Landtags und mehrmals 
Minister, so für Volksbildung, Inneres und 
Justiz. Von 1925 bis 1933 war er Reichstags-
abgeordneter. Die Beschränkung der SPD auf 
die parlamentarischen Mittel des Kampfes 
gegen den aufkommenden Faschismus erwies 
sich als wenig wirksam. Die Partei setzte auf 
die Stimmzettel bei Wahlen und wollte ihre 
Politik obendrein von der Einhaltung der par-
lamentarischen Spielregeln durch die Faschi-
sten abhängig machen.
Nach der „Machtergreifung“ warfen die 
Faschisten Otto Grotewohl aus seinem Amt 
als Präsident der Versicherungsanstalt 
Braunschweig und zwangen ihn, die Stadt 
zu verlassen. Er arbeitete zunächst in Ham-
burg als Kaufmann, danach in Berlin. In 
beiden Städten beteiligte er sich am antifa-
schistischen Widerstand der Gruppe Heibako. 
Die Gestapo verhaftete ihn mehrmals. Vom  
16. August 1938 bis zum 4. März 1939 stand 
er wegen „Hochverrats“ vor dem Volksge-
richtshof. Nach dem Attentat Georg Els-
ers auf Hitler am 8. November 1939 mußte 
er für acht Wochen in Untersuchungshaft. 
Trotzdem blieb Otto Grotewohl weiterhin in 

Berlin und erlebte hier die Befreiung durch 
die Rote Armee.
Mit dem Sieg der Antihitlerkoalition und der 
Niederlage des deutschen Faschismus ent-
standen Bedingungen, die für das Leben des 
deutschen Volkes und das Streben seiner fort-
schrittlichen Kräfte nach einem friedlieben-
den und demokratischen Deutschland günstig 
waren.
In den vier Besatzungszonen bestimmten 
die jeweiligen Alliierten die Richtung der 
Entwicklung. Mit dem Befehl Nr. 2 der SMAD 

vom 10. Juni 1945 erhielt die Bevölkerung in 
der sowjetischen Besatzungszone demokrati-
sche Rechte zur Bildung und Tätigkeit antifa-
schistischer Parteien sowie die Berechtigung, 
ihre Interessen in politischen Organisatio-
nen, Gewerkschaften und Selbstverwaltun-
gen zu vertreten.
Die Gruppe deutscher Kommunisten unter 
Leitung Walter Ulbrichts traf noch während 
der Kämpfe am 30. April 1945 in Berlin ein. 

Mit dem Aufruf der KPD vom 11. Juni 1945 
sowie dem Appell der SPD vom 15. Juni 1945 
hoben beide Arbeiterparteien die Gemein-
samkeiten ihrer Interessen hervor und 
beschlossen ein Aktionsprogramm für ihre 
Zusammenarbeit. Dabei betonten sie, daß 
Faschismus und Krieg nie wieder zugelas-
sen werden dürfen. Das Zusammenwirken 
beider Parteien begann mit dem gemeinsa-
men Wiederaufbau der zerstörten Lebens-
bedingungen.
Nach notwendigen Beratungen und gemein-
samen politischen Aktionen beschlossen die 
Parteitage von KPD und SPD, den Vereini-
gungsparteitag am 21. und 22. April 1946 
in Berlin durchzuführen. Die neu gegrün-
dete Partei gab sich den Namen Sozialisti-
sche Einheitspartei Deutschlands (SED). Zu 
gleichberechtigten Vorsitzenden wurden Wil-
helm Pieck (KPD) und Otto Grotewohl (SPD) 
gewählt. Der Händedruck beider Persönlich-
keiten symbolisiert die im Klassenkampf 
gewonnene Einheit.

Anläßlich Grotewohls 65. Geburtstags wür-
digte Wilhelm Pieck seinen Kampfgefährten 
mit folgenden Worten:

„Es gibt nur wenige, die mit dem gleichen 
Recht wie Du, lieber Otto, in Anspruch neh-
men dürfen, zu den hervorragendsten Wegbe-
reitern und Schöpfern des ersten deutschen 
Arbeiter-und-Bauern-Staates zu zählen.“ 
Im November 1960 erkrankte Otto Grotewohl; 
er starb am 21. September 1964.

Der Verpflichtung, alles in seinen Kräften Ste-
hende zu tun, um im Ringen mit dem Kapita-
lismus den Sozialismus herbeizuführen, blieb 
Otto Grotewohl bis zum Lebensende treu. 
Sein Vermächtnis wurde von vielen Menschen 
aufgenommen, die gegen den Krieg, für den 
Frieden und für eine menschlichere Gesell-
schaft kämpfen. 

Dr. Ehrenfried Pößneck
Dresden

Otto Grotewohl gratuliert Walter 
Ulbricht zu seiner Wahl zum 
Vorsitzenden des Staatsrates 
der DDR, 12. September 1960

Otto Grotewohl im freundschaftlichen Gespräch mit 
Maurice Thorez (Mitte) und Hermann Duncker
(links) anläßlich des 10. Jahrestages der Gründung der 
DDR, 7. Oktober 1959
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Die DDR im Zerrspiegel des Herrn Behling

Der Buchhandel bot kürzlich einen Wäl-
zer von 848 Seiten über das „Leben in der 

DDR“ des zeitweiligen Nachwende-„Spiegel“-
Journalisten, ehemaligen DDR-Diplomaten 
und nunmehr pensionierten DDR-Alles- und 
Besserwissers Klaus Behling als Bestseller an. 
Dieses Mammutwerk sollte angeblich alles 
berichten und erklären, was „man“ über die 
DDR „wissen muß“. Als Bürger dieses Staa-
tes glaubte ich zwar zumindest vieles über 
mein Land schon zu wissen, da ich eine ganze 
Menge Wunderbares und auch Ärgerliches in 
ihm und mit ihm bewußt selbst erlebt hatte. 
Aber ich konnte ja das eine oder andere über-
sehen haben. Und so erwarb ich in der Vor-
weihnachtszeit das angepriesene Werk. Nun 
wußte ich zwar, daß von Herrn Behling bis-
her nicht viel DDR-Anerkennung in die bun-
desdeutsche Öffentlichkeit gelangt war. Ich 
hatte aber dennoch die stille Hoffnung, einem 
Familienmitglied oder guten Freund damit 
eine Freude machen zu können. Bevor ich aber 
Geschenke verteile, prüfe ich sie zumeist, ob 
sie sich als Freude spendende Überraschung 
eignen. Und so las ich, was der Autor über 
die DDR zu berichten wußte. Meine Ent-
täuschung und mein Entsetzen waren groß. 
Seine dicke Schwarte ist von Beginn an eine 
grobe Miesmache der DDR und ihrer welt-
weit anerkannten und geschätzten sozialen, 
wirtschaftlichen, Bildungs-, Kunst- und Sport-
Leistungen, eine plumpe Diffamierung aller 
DDR-Bürger, die sich mit ihrer persönlichen 
Lebenserfahrung, politischen Überzeugung 
und ihrer Solidarität für eine Welt des Frie-
dens und der sozialen Gerechtigkeit enga-
giert haben. Ich mußte übelste Nachreden 
über ehrliche und ehrwürdige Repräsentan-
ten der DDR und spekulative Interpretatio-
nen von Regierungs- und Parteibeschlüssen 
zur Kenntnis nehmen. Mit subjektiver Arro-
ganz, primitivem Humor, mit Häme und 
Spott, historischen Verzerrungen, Halb- und 
Unwahrheiten hat Herr Behling einen DDR-
Verriß gemixt. Dementgegen lobhudelt er die 
BRD als Wirtschaftswunderland und ver-
harmlost deren DDR-feindliche Politik- und 
Wirtschaftspraxis von 1949 bis 1990, auch 
wenn er ihr selbst gelegentlich ein paar harm-
lose Seitenhiebe verpaßt.
Überwindet der Autor da und dort seine 
abwertende Betrachtungsweise und schreibt 
einmal etwas Positives über das Leben in der 
DDR, negiert er es am Ende des entsprechen-
den Abschnittes umgehend. Oder er beginnt 
gleich mit einer Verwerfung, um den Leser zu 
manipulieren und ihm deutlich zu machen: 
Das Folgende ist nicht wichtig, nicht bedeut-
sam, nur eine Nebensache. Es dominiert die 
erkennbare Absicht, die DDR in Treuhand-
manier noch einmal plattwalzen zu wollen: 
Da werden z. B. Wohnungsbau und Bildungs-
programm schon unter „vorgehaltener Hand“ 
zunächst als etwas Notwendiges und Erfolg-
reiches anerkennend beschrieben, um dann 
gleich wieder zu relativieren. Alles sei nur 
politische Makulatur, nichts Seriöses, Eigen-
ständiges, nur Plakatives, dem Westen Nach-
gemachtes oder gar durch Moskau Initiiertes, 
Befohlenes und Erzwungenes.

Das Wachsen von neuen Stadtteilen in Groß-
städten und ganzen Städten, wie zum Beispiel 
Berlin-Marzahn, Halle-Neustadt und Eisen-
hüttenstadt konnte Herr Behling trotz allem 
nicht übersehen. Und so blieb ihm nichts ande-
res übrig, als die Lösung der Wohnungsfrage 
anzuerkennen. Aber irgend etwas mußte wie-
der herhalten, um Anerkennung und Respekt 
zu minimieren. Da kam ihm zu Hilfe, daß die 

im Plattenbau errichteten neuen Wohngebiete 
da und dort Qualitätsmängel aufwiesen und 
die Bewohner zunächst oft nur über „Stock 
und Stein“ ihre Häuser betreten konnten.  
Wirtschaftliche „Highlights“ wie die Entwick-
lung der Stahl- und Eisenhüttenindustrie, des 
Maschinenbaus, der Ausbau einer erfolgrei-
chen Handelsschiffahrt und des Rostocker 
Hafens, einer revolutionierenden Entwick-
lung der Chemieproduktion in den Bitter-
felder und Buna-Werken sind in Behlings 
DDR-Historie großzügig bedacht. Doch bringt 
er sie schnell in die „roten Zahlen“ seiner 
persönlichen Abrechnung mit der DDR. Not-
gedrungen war alles umweltschädlich, unpro-
duktiv und schludrig dazu. 
Auch die schweren Nachkriegsjahre im Osten 
halten den Autor nicht zurück, hämisch auf 
das Leben in der DDR zurückzublicken. Die 
anfangs notwendige Rationierung von Nah-
rung und Heizung durch Lebensmittel- und 
Kohlenkarten beschreibt er zwar als eine 
historische Konsequenz der Kriegsfolgen 
und ihre Beendigung in der DDR als einen 
Fortschritt. Doch alles wird sogleich wieder 
relativiert mit dem Hinweis, in der BRD sei 
die Rationierung der Lebensnotwendigkei-
ten Essen und Heizen schon wesentlich frü-
her beendet worden. 
Der Autor bedauert überdies immer noch die 
armen Großgrundbesitzer wegen ihrer Ent-
eignung durch die sowjetische Besatzungs-
macht und bejammert das Schicksal ihrer 
protzigen Herrenhäuser, weil sie unter ande-
rem als Heime für elternlose Kinder, Wohn-
räume für Umsiedler und Landarbeiter, als 

Bildungseinrichtungen, Pf legeheime und 
Krankenhäuser genutzt oder da und dort 
auch abgerissen wurden, wobei ihr Material 
für den Bau von Neubauernhäusern Verwen-
dung fand. Möglicherweise waren auch einige 
völlig ungenutzt geblieben und verfallen, weil 
Gelder für die Restaurierung von bedeutsa-
merem Kulturgut ausgegeben wurde.
Und dann die Bodenreform! Wie konnte man 
nur die Bewirtschaftung fruchtbarer Erde 
und die Aufzucht von tierischen Nahrungs-
lieferanten für die Bevölkerung den Mit-
tel- und Kleinbauern oder gar den von den 
Großgrundbesitzern ausgebeuteten Land-
arbeitern überlassen, die doch meist keine 
oder wenig Ahnung von landwirtschaftlicher 
Produktion hatten? Selbst wenn sie dann in 
Landwirtschaftliche Produktionsgenossen-
schaften teils freiwillig, später nach Behlings 
Ansicht „hineingetrieben“ wurden, war ihr 
regelmäßiger und ständig wachsender Lohn, 
ihre Erholung durch genossenschaftlich und 
darüber hinaus gesetzlich gesicherten Urlaub, 
ihre geförderte berufliche Qualifizierung, ja 
ihr Status als gleichgestellte Mitglieder der 
Gesellschaft nach Auffassung von Herrn 
Behling kein Argument für die Landwirt-
schaftspolitik der DDR.
So mancher ostdeutsche Einzelbauer erin-
nert sich heute gern und wehmütig an seine 
LPG-Zeit. Der eine oder andere sehnt sie 
sogar zurück. Selbst Bauern in Bayern benei-
den ihre Berufskollegen in der DDR, denn sie 
haben mit staatlicher Importpolitik für land-
wirtschaftliche Produkte, mit von der land-
wirtschaftlichen Verarbeitungsindustrie an 
die Bauern gezahlten Dumpingpreisen, mit 
wachsenden Unsicherheiten in der Tierpro-
duktion, mit Problemen für die soziale Absi-
cherung ihrer eigenen Person und vakanten 
bäuerlichen Perspektiven zu tun. 
Der Autor scheut sich nicht, Herrn de Mai-
ziere zuzustimmen, daß alles Ersparte nur 
Null-Vermögen der DDR-Bürger gewesen sei, 
weil es vom Staat genutzt wurde. Er übersah, 
daß alles an die Sparer zurückkam – als Sub-
vention für Mieten, Nahrungsmittel und die 
Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel, als 
Möglichkeit, für Haushaltgegenstände wie 
Möbel, Elektrogeräte und sogar Wohnungs-
bauten zinslose Kredite in Anspruch zu neh-
men, als Familienförderung und nicht zuletzt 
als kostenlose Gesundheitsfür- und vor allem 

-vorsorge. 
Die Liste der Ungeheuerlichkeiten ließe sich 
fortsetzen. Ich rate vom Lesen dieses Mach-
werks ab und empfehle statt dessen einen 
Besuch des „DDR-Museums“ im sächsischen 
Pirna, wo liebevoll, ohne Spott und Häme, 
ohne das abwertende Aber, mit Sachlichkeit 
und Sachkunde eine Mini-DDR auf circa 2000 
Quadratmeter ausgestellt wird. Wer von dort 
zurückkommt, wird sagen können: Vollkom-
men war sie nicht, die DDR, im Sinn von Marx, 
Engels und Lenin. Aber sie war auf einem zwar 
holprigen, von Steinschlag gefährdeten, durch 
weltpolitischen Nebel sichtbehinderten den-
noch richtigen Zukunftsweg. 

Manfred Wild 
Berlin
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Ein Palast, in dem Gäste willkommen waren
Nach der Eröffnung des „Palasts der Republik“ 
in der Hauptstadt der DDR erschienen in der 
Fernseh-Programmzeitschrift „FF dabei“ im 
Juni 1976 „Kurzgefaßte Hinweise für die Eigen-
tümer“, denen dieses „Haus des Volkes“ mitt-
lerweile abhanden gekommen ist. Die heute 
Herrschenden konnten und wollten damit nichts 
anfangen.    

Wenn Sie diese Seiten betrachten, ist der 
„Palast der Republik“ bereits eröff-

net. Seit dem 25. April haben die Bürger der 
Deutschen Demokratischen Republik alles 
mit priifender Fröhlichkeit in Besitz genom-
men. Der Palast der Republik – aus dem in 
dieser Woche Rundfunk und Fernsehen der 
DDR vom IX. Parteitag der Sozialistischen 
Einheitspartei Deutschlands berichten – ist 
ja nicht nur der Ort großer Kongresse und 
verantwortungsvoller Beratungen; er ist ein 
kulturelles Zentrum und ein Treffpunkt der 
Geselligkeit. Wie sagte der Parteitagsdele-
gierte Karl Ernst Swora vor unserer Kamera, 
als wir noch vor der Eröffnung eine Fernseh-
reportage drehten: „Alles, was wir hier gebaut 
haben, haben wir für uns, für die Bevölke-
rung unserer Republik gebaut. Wir sind die 
Eigentümer!“ Karl Ernst Swora war vom ers-
ten Tag an am Bau beteiligt, und er erinnert 
sich, wie gleich nach den Weltfestspielen am  
13. August 1973 mit den Ausschachtungs-
arbeiten am Marx-Engels-Platz begonnen 
wurde. Ganze 32 Monate Bauzeit bis zur 

Eröffnung. Eine Leistung unserer Bauschaf-
fenden, die einzigartig ist. So einzigartig wie 
dieser Bau, dieses Haus des Volkes. Schon am 
Eingang wird man von Hostessen begrüßt. 
Besonderes Kennzeichen: charmant, adrett. 
Sie können jede Auskunft geben. Wie lang das 
Gebäude ist und wie hoch, wo sich der Plenar-
saal unserer Volkskammer befindet, wann 
welche Gaststätte öffnet. Sie können diese 
Auskünfte in russisch geben oder in eng-
lisch und in französisch. Ihre Hauptaufgabe: 

alles tun, damit sich die Gäste wohl fühlen. 
Schon das Hauptfoyer mit seiner Galerie ist 
ein großartiger Anblick, beeindruckend in der 
Gestaltung. Eine Harmonie des Lichts und der 
Farben. Namhafte bildende Künstler der DDR 
waren hier beteiligt. In großen Wandbildern 
nehmen sie parteilich zu den Fragen unseres 
Lebens Stellung. Darunter ist auch 
ein Wandgemälde des Präsidenten 
des Verbandes Bildender Künstler 
der DDR, Willi Sitte.
Und als I-Punkt des Foyers, nicht 
zu vergessen, die Glasblume eines 
Kollektivs Magdeburger Künst-
ler. Im linken Teil befindet sich 
der Plenarsaal der Volkskammer 
mit entsprechenden Sitzungsräu-
men, wo die 500 gemäß unserer 
Verfassung gewählten Abgeord-
neten zusammenkommen. Ein 
besonderer Anziehungspunkt 
sind natürlich auch die drei Gast-
stätten, die sich ebenfalls in die-
sem Teil des Palasts befinden: das 

„Linden-Restaurant“, zum Marx-
Engels-Platz gelegen, das „Palast-
Restaurant“, mit Blick zum Dom, 
und das „Spree-Restaurant“, zum 
Wasser gelegen. Überhaupt ist 
ein Platz im „Spree-Restaurant“ 
besonders begehrt wegen des 
herrlichen Blicks auf das Zen-
trum rund um den Fernsehturm, 

ein Bild, das inzwischen bekannt geworden 
ist von Moskau bis New York. Diese Palast-
gaststätten sind nur drei von insgesamt 
dreizehn gastronomischen Einrichtungen 
mit etwa 1500 Plätzen. Nebenbei bemerkt:  
120 700 Besteckteile gehören zur Ausstattung, 
alle mit dem Emblem PdR. Auf der Spreeseite 
befinden sich – neben dem Restaurant – wei-
tere fünf gastronomische Einrichtungen: der 

„Jugendtreff“ mit zwei Tanzflächen, das Bow-
ling-Restaurant mit seinen acht Bahnen, die 

Milchbar, das Wein-Restaurant und die Bier-
stube. Überall gibt es andersfarbiges Porzel-
lan, überall ist die Kleidung der Servierkräfte 
verschieden. Insgesamt gibt es 24 verschie-
dene Berufsbekleidungen, die sowohl bei 
denen, die sie tragen, als auch bei den Gä-
sten Anklang finden. Aber nicht nur Porzel-

lan und Kleidung sind unterschiedlich, auch 
die Dialekte. Die Servierkräfte kommen aus 
allen Bezirken der Republik. Die Küchen-
chefs sind aus Halle, aus Cottbus, aus Schwe-
rin. Der Chefkonditor kommt aus Leipzig. 
Seinen Palast-Eisbecher müssen Sie einmal 
probieren! Umwerfend! Wer nur einen Mokka 
braucht, dem sei das Espresso empfohlen. 
Mokkabraun und weiß gestreift sind dort die 
Kleider der Serviererinnen. Mokkabraun sind 
auch die Schuhe. Es ist erholsam, dort den 
duftenden Kaffee zu trinken, angesichts der 
phantasieanregenden Meißner Kachelwand, 
die von einem Künstlerkollektiv entworfen 
wurde. Besonders beeindruckt betritt man 
jedoch den Großen Saal mit seinen 5000 Plät-
zen, der außerordentlich wandelbar ist. Beim 
Konzert finden 1800 Besucher Platz, und zum 
Ball sind die Stuhlparketts hochzufahren, und 
750 Gäste können an sechseckigen Tischen 
sitzen. Daß auch der ganze Saal sechseckig 
ist, ist keine Formspielerei, sagt uns Prof. Dr. 
Gißke. „Dadurch sitzt man rund um die Akti-
onsfläche. Man hat engeren Kontakt zu den 
Künstlern.“ Genosse Prof. Dr. Gißke ist derje-
nige, der den imposanten Bau leitete, umsich-
tig, immer in enger Verständigung mit den 
Arbeitern. Und es ist ein Werk geworden, das 
Zeugnis ablegt vom Können unserer Bauleute, 
die auf dem Marx-Engels-Platz, der histori-
schen Stätte von Kämpfen und machtvollen 
Demonstrationen der Arbeiterklasse im Her-
zen der Hauptstadt unserer Republik, dieses 
Haus des Volkes der Deutschen Demokrati-
schen Republik gebaut haben.
� Wolfgang Stemmler

Detail aus einem Wandbild von Walter Womacka im Palast
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„Wir nehmen es ganz ernst mit Literatur und Kunst“
Günter Görlich (6. Januar 1928–14. Juli 2010) 
war einer der meistgelesenen Schriftsteller der 
DDR.
Mit der Wiedergabe eines Gesprächs, das Rai-
ner Fehlberg 1978 mit ihm führte, möchten wir 
an ihn erinnern und dazu anregen, sich erneut 
oder erstmals mit seinem Werk zu beschäftigen.

Seine im Verlag Neues Leben erschienenen 
Bücher wie „Das Liebste und das Sterben“, 
„Eine Sommergeschichte“, „Heimkehr in ein 
fremdes Land“ erreichten eine Gesamtauf-
lage von rund 600 000 Exemplaren, nicht 
berücksichtigt seine Kinderbücher wie das 
vieldiskutierte und verfilmte „Den Wolken 
ein Stück näher“. In Lizenz wurden Werke 
u. a. in Bulgarien, Ungarn, der Sowjetunion 
und in der BRD herausgegeben. Neben sei-
ner umfangreichen literarischen Arbeit war 
Günter Görlich Vorsitzender der 400 Mit-
glieder umfassenden Berliner Bezirksor-
ganisation des Schriftstellerverbandes. In 
dieser Eigenschaft war er intensiv an der 
Vorbereitung und Durchführung des VIII. 
Schriftstellerkongresses der DDR beteiligt.
Görlichs erste schriftstellerische Arbeiten 
waren Artikel für die Wandzeitung. Heim-
gekehrt aus sowjetischer Kriegsgefangen-
schaft, in die er mit 17 Jahren geriet, war er 
bei der Volkspolizei, arbeitete als Heimerzieher, 
Berufsausbilder und Redakteur. Auch deshalb 
geht es in seinen Büchern häufig um Probleme 
der Beziehungen zwischen den Generationen, 
der Erziehung in Elternhaus und Schule.

Günter Görlich, macht es Spaß, in der DDR 
Schriftsteller zu sein?
Ich bekenne mich dazu, daß es Spaß macht, 
Spaß im wahrhaftigen Sinne des Wortes, 
Freude, Vergnügen, hier in diesem Land 
Schriftsteller zu sein.

Auf dem Schriftstellerkongreß sprachen Sie von 
der Verantwortung des Künstlers im Sozialis
mus für den Sozialismus und von der Mög-
lichkeit der Literatur, Einfluß zu nehmen auf 
Prozesse in unserer Gesellschaft. Wie realisiert 
sich solcher Anspruch? Und wie kritisch geht 
es dabei zu?
Ganz eindeutig: Ein Schriftsteller, der im 
Sozialismus, im realen Sozialismus, lebt und 
arbeitet, hat eine ziemlich große Verantwor
tung für Prozesse in dieser Gesellschaft. 
Wir wissen um die Bedeutung der Literatur. 
Wir kennen den Einfluß, den sie in unserem 
Leben hat – nicht in solcher banalen Verein-
fachung: Einer schreibt ein Buch, und darauf-
hin steigt die Arbeitsproduktivität. Ich meine 
etwas ganz anderes, nämlich daß über die 
Darstellung gesellschaftlicher Prozesse, der 
Menschen, ihrer Haltung, der Konflikte, der 
Widersprüche, die auftauchen, die Literatur 
viel zur Selbstverständigung beitragen kann. 
Es geht dabei um unsere, die sozialistische 
Gesellschaftsordnung, die nach meiner Über
zeugung auf der Welt die fortgeschrittenste 
ist. Das bedeutet nicht, daß sie nicht noch 
einige Dinge zu lösen hat, nicht wieder neue 
Probleme auftauchen werden. Wie ich diesen 
Anforderungen entspreche, das muß man an 

den Büchern prüfen, an der Resonanz, die sie 
haben, an den Briefen und Einladungen, die 
ich erhalte.
Wie kritisch es dabei zugeht? Literatur hat 
immer ein kritisches Element, auch die ganz 
poetische. Die Frage ist nur, was man unter 
Kritik versteht. Ich bin der Meinung, wenn 
man einen festen Standpunkt hat, der von 
unserer Weltanschauung und den von mir 
genannten Grundsätzen ausgeht, kann man 

jede Frage aufgreifen, auch die schwierig-
ste und die komplizierteste. Man kann das 
Bittere und das Traurige sagen, und es wird 
nicht zur Resignation führen. Wir sind gegen 
einen platten Optimismus. Der Optimismus 
von Kommunisten ist der Optimismus von 
Leuten, die wissen, wie Schwieriges über-
wunden wird. Sie haben etwas gegen einen 
Pessimismus, der das Ende der Mensch-
heit voraussagt, sich verliert in Nihilismus, 
Ausweglosigkeit. In unserer Literatur ist viel 
Kritisches enthalten, und wer sie kennt, wird 
das auf Anhieb bestätigen können.

Welchen Stellenwert hat die Literatur in unse-
rer Gesellschaft, wie ernst wird der Schriftstel-
ler überhaupt genommen?
Eine Gegenfrage: Kam es denn jemals in einer 
bürgerlichen Gesellschaft vor, daß, wie es bei 
uns geschah, die führende Zeitung des Landes 
und einige andere Blätter Referat und Diskus-
sion des Schriftstellerkongresses abdruckten 
und den Bürgern millionenfach zur Kennt-
nis gaben? Diese Tatsache und auch die, daß 
führende Repräsentanten dieses Staates an 
unserem Kongreß teilgenommen haben, spre-
chen für sich. 
Wir nehmen es ganz ernst mit Literatur und 
Kunst. Wir wissen genau, daß sie bei der 
Weiterentwicklung unserer Gesellschaft 
eine bedeutende Rolle spielen werden. Sie 
gehören bei uns zur Lebensweise. Litera-
tur schafft auch Gelegenheit zu einer brei-
ten demokratischen Diskussion. Sich über 
sie zu verständigen bedeutet, über Lebens-
fragen zu sprechen. Man darf Literatur aber 
auch nicht überschätzen, muß sie einordnen 
in alle Prozesse.

Es gibt Leute, die wollen uns einen Kurswechsel 
der DDR-Kulturpolitik einreden. Was hat man 
davon zu halten?

Wer aufmerksam die Kulturpolitik in unserem 
Land verfolgt, wird eher Kontinuität feststel-
len. Die vom VIII. Parteitag der SED 1971, ein 
Jahr später von der 6. ZK-Tagung, auch Kul-
turplenum genannt, entwickelte Linie hat der 
IX. Parteitag vor mehr als zwei Jahren fortge-
setzt. Seine Dokumente wurden nicht geän-
dert und müssen es auch nicht werden. Was 
soll man von Liberalisierung halten, die man-
che Leute proklamieren? Aufgeben des Stand-

punktes, Abrücken vom Sozialismus? Das 
ist natürlich ein Irrtum! Es wird immer 
eine sozialistische Kulturpolitik blei-
ben, mit sehr viel unterschiedlichen Leu-
ten, Ansichten, Handschriften. Jeder, der 
humanistisch schreibt, hat Platz bei uns. 

Wie lebt der Schriftsteller in der DDR? Was 
wird getan, um seine Arbeits- und Lebens-
verhältnisse zu verbessern?
Die DDR ist eines der Länder mit den mei-
sten freiberuflichen Schriftstellern. Etwa 
zwei Drittel der hauptstädtischen Ver-
bandsmitglieder sind freischaffend. Allein 
das zeugt schon von den Möglichkeiten. 
Die wirtschaftlichen Probleme der Kol-
legen in westlichen Ländern, von denen 
wir Kunde erhalten, sind uns unbekannt.

Seit November 1973 werden auf der Grund-
lage eines Regierungsbeschlusses die Arbeits- 
und Schaffensbedingungen der Schriftsteller 
und Künstler kontinuierlich verbessert. Mit 
ihm wurde ein zentraler Kulturfonds erheb-
lich aufgestockt, aus dem großzügig Mittel 
bereitgestellt werden, zum Beispiel für Sti-
pendien, Auslandsreisen, Aufträge. Auch die 
Altersversorgung ist geregelt, ebenso die 
finanzielle Sicherstellung im Krankheitsfall. 
Der Beschluß sichert die großzügige Ver-
sorgung mit Wohnraum, die Bereitstellung 
kostenloser Kuren im sozialistischen Aus-
land und von Ferienreisen, auch für Kinder 
der Schriftsteller. Darüber hinaus gibt es noch 
eine Reihe detaillierter Förder- und Hilfsmaß-
nahmen, auch aus anderen Quellen als dem 
zentralen Kulturfonds. 

Das Gespräch führte Rainer Fehlberg 
(Red. gekürzt aus „jugend“, 10/1978)
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Glauben oder Wissen?

Am Morgen fragt mich der Sohn: „Was ist 
der Unterschied zwischen Glauben und 

Wissen?“ „Das ist gar nicht so einfach, Paul. 
Es sind zwei verschiedene Dinge. Wenn ich 
etwas weiß, läßt sich beweisen, daß es rich-
tig ist – wenn ich etwas glaube, muß es nicht 
stimmen, die Meinungen dazu können unter-
schiedlich sein. Das schadet auch nicht. Falsch 
ist es aber, zu behaupten, nur die eigene 
Ansicht sei richtig. Wer dann auch noch stur 
darauf beharrt, nicht bereit ist, seinen Stand-
punkt zu überprüfen, setzt sich ins Unrecht. 
Von sich selbst überzeugt und unduldsam 
gegen andere, kann so ein Mensch gefähr-
lich werden. Wenn er seine Ideen dann auch 
noch rücksichtslos durchzusetzen versucht, 
wird er zum Fanatiker.“ „Was ist ein Fanati-
ker?“, will Paul wissen. „Ein von einer Idee, 
Vorstellung oder Überzeugung Besessener.“ 
Das kommt in vielen Lebensbereichen vor, es 
reicht von der Frage, ob Kinder geimpft wer-
den sollen, über vegetarische Ernährungs-
formen, militante Formen von Tierschutz bis 
zur Frage, wer an den richtigen Gott glaubt. 
Welche Auswüchse das nehmen kann, haben 
schon die christlichen Kreuzzüge, die Hexen-
verbrennungen im Mittelalter, die grausame 
Verfolgung der Juden und die Selbstmordat-
tentate der Gegenwart gezeigt. Im Namen 
einer Religion wurden ganze Völker aufein-
andergehetzt. Bis heute haben die Menschen 
aus der Geschichte wenig gelernt.“ 
Paul schweigt nachdenklich, dann fragt er: 

„Woran glaubst Du?“ 
„Da muß ich ein bißchen ausholen“, antworte 
ich, nehme ein altes Fotoalbum aus dem 
Schrank und zeige ein vergilbtes Bild von mir 
mit langen Zöpfen, dunklem Kleid, Kreuzchen 
am Hals und Gesangbuch in der Hand. „Das 
ist von meiner Konfirmation. Ich war vier-
zehn Jahre alt. Vor der feierlichen Aufnahme 
der Jugendlichen in die evangelische Kir-
che wurden wir dazu unterrichtet.“ „In der 

Schule?“, staunt Paul. „Nicht in der Schule, in 
der Kirche während der Christenlehre und 
im Konfirmationsunterricht. Da hörten wir: 
Am Anfang schuf Gott Himmel und Erde. Nach 
einer Woche hatte er alles fertig, Erde, Was-
ser, Tiere und Pf lanzen, zuletzt der erste 
Mensch Adam und seine Frau Eva. Das fand 
ich unwahrscheinlich und in einer Woche 
nicht zu schaffen … 
In der Schule lernten wir es anders, wissen-
schaftlicher: Das Leben auf der Erde ist vor 
Millionen von Jahren ganz allmählich im Was-
ser entstanden, winzige Lebewesen breite-
ten sich aus, veränderten sich, Algen, Quallen, 
Würmer, Schnecken entwickelten sich, später 
Fische, Frösche, dann Echsen, die krochen auf 
das Land, Vögel eroberten die Luft. Zuletzt 
sind die Säugetiere entstanden. Die Vorfahren 
der Affen kamen von den Bäumen herab, lern-
ten aufrecht zu gehen und die Hände für das 
Fertigen von Werkzeugen zu benutzen. Mit 
der Zeit haben sich aus ihnen die Menschen 
entwickelt. Die lernten bei der Arbeit. Jetzt 
können sie denken, jedenfalls die meisten.“ 
Paul staunt und sagt: „Dann können Schim-
pansen heute auch noch Menschen werden?“

„Nein, die Bedingungen sind jetzt ganz anders 
auf der Erde, und wir haben sie schon als 
unseren Lebensraum eingenommen. Außer-
dem erleben wir ja gerade, wie sehr sich man-
che Leute gegen Fremde wehren. Sie würden 
das nicht zulassen.“ 
Während meiner Schulzeit war ich zu schüch-
tern, meine Biologielehrerin zu fragen, wie 
das nun tatsächlich war mit der Erschaffung 
der Welt. Da sie sonntags zur Kirche ging, war 
ich mißtrauisch geworden. Ich konnte auch 
nicht glauben, daß wir eines Tages in den 
Himmel kämen.
Meine Besuche in der Kirche beschränkten 
sich bald nur noch auf Heiligabend, weil das 
so üblich und besonders feierlich war. Als ich 
in eine andere Stadt zum Studium kam und 

noch mehr von der Entwicklung der Erde und 
ihren Bewohnern lernte, trat ich, ohne meine 
Eltern zu fragen, aus der Kirche aus. 

„Eins verstehe ich nicht“, sagt Paul: „Du bist 
doch auf der Oberschule gewesen und hast 
studiert? Es heißt doch jetzt, die Kinder, die 
in der DDR zur Kirche gingen, hatten Schwie-
rigkeiten, wurden nicht zum Studium zuge-
lassen.“ 

„Das stimmt so nicht, ist übertrieben, wie Du 
an unserer Bundeskanzlerin sehen kannst. 
Sie stammt aus einem Pastorenhaushalt in 
meinem Land, wurde konfirmiert und hat in 
Leipzig studiert.
In meiner Erinnerung war das damals eher 
so: Als der Staat die Jugendweihe für die Vier-
zehnjährigen einführte, wollten zunächst 
viele Pastoren die Kinder, die zur Jugend-
weihe gingen, nicht konfirmieren. Erst spä-
ter wurde es anders. Es ist nicht gut, immer 
sofort alles zu glauben, was so gesagt wird 
oder in der Zeitung geschrieben steht, besser 
lieber genau hinsehen und sich selbst über-
zeugen.“ 
Paul überlegt, dann erklärt er: „Ja, also dann 
ist Dein Bild mit dem Kreuz auch kein richti-
ger Beweis, vielleicht bist Du gar nicht kon-
firmiert worden, so ein Foto kann man leicht 
anfertigen!“ Ich lobe ihn: „Richtig so, prüfe 
nach, dann kommt die Wahrheit heraus.“ 

„Ja, aber wie, wo soll man nachfragen?“ „Viel-
leicht kann mein altes Gesangbuch helfen.“ Ich 
hole das Buch aus dem Regal und schlage es 
auf. Da steht in der Handschrift meines Vaters: 

„Unserer lieben Edda zur Konfirmation, Palm-
sonntag 1954“ 

„Wann bist du geboren?“, fragt Paul. „1939!“ 
„Das kommt hin!“, sagt er. Als ich auch noch die 
Konfirmationsurkunde hervorkrame, abge-
stempelt mit dem runden Siegel der Luther-
kirche zu Rostock, strahlt er: „Das ist der 
Beweis, nun wissen wir es.“

Edda Winkel

Ich nahm 1954 als Hausfrau am II. Nationalkongreß teil

Die ausgestandene Angst und die Not der 
furchtbaren Bombennächte des letzten 

Weltkrieges und der Verlust meines einzi-
gen Bruders brachten mich zum Nachden-
ken um die Geschehnisse in der Welt. Dieses 
Nachdenken überzeugte mich davon, daß 
jeder einzelne etwas tun muß, um künftig 
Kriege zu verhindern. So kam es zu meiner 
ehrenamtlichen Mitarbeit in der Nationa-
len Front, dem Sammelbecken aller patrioti
schen Kräfte im Kampf um die Erhaltung 
des Friedens und der Einheit Deutschlands. 
In Anerkennung meiner bisher geleisteten 
Arbeit wurde mir die Ehre der Delegierung 
zum II. Nationalkongreß zuteil.
Diesem Kongreß der Nation, der die Kraft  
widerspiegelte, welche die friedlieben- 
den Menschen in Ost und West im Kampf  
gegen EVG (Europäische Verteidigungs- 

gemeinschaft) und Massenvernichtungs-
mittel aufbringen. Mich als Frau sprachen 
naturgemäß die Ausführungen der Frauen, 
speziell der Frauen aus Westdeutschland, 
am meisten an. Ob das die Studienrätin aus 
München war, die uns zurief, mit heißem 
Herzen und klarem Verstand für den Frie-
den und die Wiedervereinigung Deutsch-
lands einzutreten, oder die Mutter aus Bad 
Kreuznach, die uns den Kampf gegen die 
Aufstellung von Atomkanonen in der Nähe 
einer Wohnsiedlung schilderte. Oder die 
Bäuerin aus Hessen, die ihr ganzes Dorf auf-
rief, die Äcker nicht für einen Flugplatzbau 
herzugeben, sondern ihr Eigentum durch 
dauerndes Umpflügen der Grasnarbe zu ver-
teidigen.
Alle diese Dinge überzeugten mich einmal 
mehr von der Richtigkeit unseres Weges 

und der Notwendigkeit der Mitarbeit jedes 
einzelnen, vor allem jeder einzelnen Frau. 
Wir Frauen machen doch 50 Prozent der 
Bevölkerung des Erdballes aus. Wenn sich 
dieser Tatsache alle Frauen bewußt wer-
den und sie mit heißem Herzen und klarem 
Verstand um den Frieden kämpfen, um das 
zu erhalten, was sie unter Schmerzen zur 
Welt gebracht haben, dann muß und wird 
es uns auch gelingen, Kriegstreiber und 
Profitgierige samt ihrer Atomkanonen und 
Wasserstoffbomben von der fruchtbaren, 
blühenden Erde zu vertreiben. Frauen und 
Mütter, überlaßt den Kampf um Einheit und 
Frieden nicht nur euren Männern, sondern 
schaltet euch tatkräftig ein!

Inge Hellge 
(Aus: „Das Freie Wort“, 13. 5. 1954; 

 RF-Archiv/Hellge)
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Stimmen aus aller Welt über die DDR
Solange der sozialistische deutsche Staat, die 
DDR, existierte, haben sich immer wieder Per-
sönlichkeiten aus der ganzen Welt bei oder nach 
Besuchen über die DDR geäußert. Zum 30. Jah-
restag am 7. Oktober 1979 hat die Auslands-
presseagentur Panorama DDR über hundert 
solcher Stellungnahmen in einem Buch vereint. 
Entstanden ist so ein Mosaik persönlicher Erfah-
rungen und Erkenntnisse, die jeweils ein Stück 
gesellschaftlicher Wirklichkeit widerspiegeln. 
Stellvertretend für die anderen veröffentlichen 
wir hier einige dieser Äußerungen – Älteren zur 
Erinnerung, Jüngeren zur Verdeutlichung des-
sen, was die DDR für die Welt (und für uns) war.

Carmelo González-Iglesias 
(1920–1990)
Graphiker, Direktor der Kunsthochschule 
Havanna, Kuba

In meinem Vaterland, das viele Kilometer 
von der DDR entfernt liegt, verfolgt man mit 
Bewunderung, Liebe und Achtung den Fort-
schritt auf allen Gebieten der DDR, des ersten 
deutschen Arbeiter-und-Bauern-Staates. Es 
ist ein aufstrebendes und schönes Land, mit 
dem ich mich durch viele angenehme Erin-
nerungen, empfangene Ehrungen und die 
außerordentliche Anziehungskraft, die seine 
reichen Schöpfungen auf dem Gebiet der bil-
denden Künste auf mich ausüben, verbunden 
fühle.
Die DDR ist ein Land mit starkem Drang 
nach kultureller Betätigung. Hier finden die 
materiellen und geistigen Veränderungen der 
Gesellschaft ihren Niederschlag im künstleri-
schen Schaffen. In der sozialistischen Gesell-
schaft darf man das Kunstwerk nicht losgelöst 
vom Leben sehen, denn hier bilden das politi-
sche Engagement und die schöpferische Frei
heit eine unteilbare Einheit.
Aus den Ruinen des Faschismus erhebt 
sich heute ein völlig erstarktes Land mit 
einer wiedererwachten Kultur, in der sich 
das ästhetische Experimentieren in seinen 

verschiedensten Ausdrucksformen auf der 
Grundlage einer ideologischen Gemein-
samkeit und einer hohen technischen Mei-
sterschaft vollzieht . Es bestehen beste 
Bedingungen für das künstlerische Schaffen, 
für seine Lehre auf allen Ebenen, für die Ver-
breitung und seine Förderung in der Gesell-
schaft.
Die Künstler der DDR haben jedoch trotz der 
beeindruckenden Erfolge ihres Landes inner-
halb der sozialistischen Gemeinschaft und des 
erreichten Wohlstandes niemals aufgehört, 
ihren Beitrag zum Kampf und zur Zusam-
menarbeit zu leisten, und werden damit ihrer 
internationalistischen Verpflichtung gerecht. 
Die große Mehrheit der bildenden Künstler 
der DDR trägt durch ihr Schaffen dazu bei, 
gegen die Verletzung der Menschenrechte und 
der Menschenwürde anzukämpfen. Auch bei 
der Bestimmung des Feindes verfügt die Welt 
der Formen hier über eine sehr klare Spra-
che. Deshalb wiederhole ich, daß das künst-
lerische Schaffen in der DDR nicht losgelöst 
vom Leben, sondern das Leben selbst ist. Es 
kann als Folge des Lebens betrachtet werden.
Ich glaube sagen zu können, daß die bildenden 
Künstler der DDR nicht nur die Kunst ihres 
Volkes, die Kunst des Sozialismus vertreten, 
sondern als Schöpfer schöner und nützlicher 
Dinge würdige Werktätige ihrer Gesellschaft 
sind, die immer zu denjenigen gehörten, die 
für die Gemeinschaft arbeiten und wirken. 
Ich denke zum Beispiel an die ausdrucks
starken und von hohem Engagement zeugen-
den Werke von Willi Sitte, Gerhard Bondzin, 
Lea Grundig, Werner Tübke, Bernhard Hei-
sig, Volker Zitzmann, Joachim Jastram oder 
Karl-Georg Hirsch.
Der DDR ist es gelungen, die Kunst auf die 
Straße zu tragen, sie im Volk zu verankern 
und sie zu einem Bestandteil des täglichen 
Lebens der Menschen zu machen.

Prof. HAP Grieshaber (1909–1981)
Maler und Graphiker, BRD

Ich bin über die Entwicklung in der Deut-
schen Demokratischen Republik glücklich, 
nicht zuletzt deshalb, weil sie mir Gelegen-
heit gegeben hat zu einem sehr anregenden 
Zusammenwirken. Immer wieder bei mei-
nen Arbeitsaufenthalten hatte ich Gelegen-
heit zu offenherzigen Gesprächen, und sehr 
oft bei diesen Gesprächen habe ich mich ein-
gekreist gefühlt von sehr sachkundigen Fra-
gen. Anlaß dazu bot sowohl meine Arbeit für 
Verlage der DDR als auch meine Berufung in 
das internationale Komitee der Biennale der 
Ostseestaaten in Rostock.
Ja, und eine großartige Gelegenheit, durch 
meine Arbeiten mit sehr vielen Menschen 
bekannt zu werden, war unlängst die Aus-
stellung, die von der DDR als eine Art 
Geburtstagsgeschenk zu meinem siebzigsten 
veranstaltet wurde. Viele der Holzschnitte, 
die zu sehen waren, vor allem die aus den letz-
ten Jahren, gehen zurück auf Anregungen, die 
ich aus Verlagen der DDR bekommen habe.

Die Ausstellung wurde viele Wochen lang 
gezeigt, in Berlin, Rostock und Dresden, und 
in jeder Stadt habe ich gespürt, daß meine 
Arbeiten ein vorbereitetes Publikum finden. 
Die offensichtliche Parteinahme für die Spra-
che meiner Bilder, dieses Wohlwollen und die 
Zuneigung – das sind Vitamine für mich, ist 
mein Leben.
Leben heißt für mich arbeiten können. Wenn 
ich, wie gerade anläßlich dieser Ausstel-
lung, zu spüren bekomme, daß meine Arbei-
ten nicht ins Bodenlose fallen, fühle ich mich 
entlohnt für die Kämpfe, die ich mit mir selber 
auszufechten habe gegen den Zweifel, im Stre-
ben nach Vollkommenheit oder womit sonst 
noch ein Künstler fertig werden muß, um zu 
sich selber zu finden.
Ich habe also das Glück, Freunde gefunden zu 
haben auch unter den Bürgern der Deutschen 
Demokratischen Republik, Freunde, die Ken-
ner sind im Brechtschen Sinne …

John Randolph (1915–2004)
Schauspieler, Vorstandsmitglied des Ver-
bandes der Filmschauspielergewerkschaft 
der USA

Mein allgemeiner Eindruck von Theater, Oper 
und Ballett in der DDR ist, daß eine äußerst 
hohe Qualität zu finden ist – totales Theater 
im wahrsten Sinne des Wortes. Wir haben in 
Leipzig, Dresden und Berlin Vorstellungen 
besucht und waren fasziniert. Besonders 
angetan hatte uns „Aufstieg und Fall der Stadt 
Mahagonny“ in der Komischen Oper Berlin 
und die Inszenierung der „Fledermaus“ an 
der Leipziger Oper. Allerdings hatte ich auch 
manchmal das Gefühl, daß eine gewisse Fri-
sche fehlte, die Akteure erschienen mir bei-
nahe gelangweilt. Das war bei „My Fair Lady“ 
an der Dresdner Operette zu bemerken. Es 
ist offensichtlich ein, sagen wir mal, soziali-
stisches Problem. Der Schauspieler bei Ihnen 
hat eine Lebensstellung, er genießt eine vom 
Staat garantierte soziale Sicherheit.
In der Theaterhochschule Leipzig hat uns 
beeindruckt, daß man bereits unter den 
Schülern der neunten und zehnten Klassen 
nach Talenten sucht. Was dann an Lehrstoff 
den Schauspielschülern vermittelt wird, ist 
so tiefgreifend und vollkommen, daß man 
in den USA eine solche Bildung wohl kaum 
außerhalb von Universitäten finden wird. 
Hervorragend ist die Praxis, wonach die 
künftigen Schauspieler in den letzten beiden 
Ausbildungsjahren bereits an Theatern arbei-
ten. Ebensogut finden wir die Paralleleinstu-
dierungen, die es bei Ihnen gibt, um jungen 
Talenten rechtzeitig eine Chance zu geben. 
Für diejenigen, bei denen es sich während 
oder nach der Ausbildung herausstellt, daß 
ihre Begabung für eine Bühnenlaufbahn nicht 
ausreicht, hat man in Ihrer Republik theater-
verwandte Berufe erschlossen. So war die 
Ausbildung nicht umsonst. Das ist ein Ergeb-
nis engen Zusammenwirkens der örtlichen 
Staatsorgane mit den Gewerkschaften und 
kann nicht hoch genug eingeschätzt werden.
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Zeit für Selbstbewußtsein

Die Zeiten haben sich geändert. Auch zu 
meinen Gunsten. Wenn ich wollte, könnte 

ich über mein Dasein neu befinden, immer 
noch. Ich könnte ganz anders leben, als es 
nach meiner Geburt mein unabwendbares 
Schicksal schien. 
Noch jetzt dürfte ich jede Schule besuchen, 
deren Unterrichtung mir weitere Entwick-
lung möglich macht. 
Als ich mit fünf Jahren eingeschult wurde, war 
durch mein Herkommen nur die Volksschule 
vorgesehen. Die Lehrerin entdeckte, daß ich 
schon lesen konnte, und wollte mich in die 
zweite Klasse versetzen lassen. Das hat meine 
Mutter nicht geduldet. Meine ältere Schwe-
ster, lebenslang unlustige Schülerin, durfte 
nicht benachteiligt werden, und so blieben 
wir ein Schulleben lang doch immer in der-
selben Klasse. 
Als Kind hatte ich keine Rechte. Eltern waren 
damals Besitzer ihrer Kinder, die sie nach 
eigenem Maß behandeln durften. Das war 
meine, bis heute nachwirkende, bitterste 
Erfahrung.
Ich war siebzehn, als mir am ersten Hoch-
zeitsmorgen mein junger Gatte erklärte, daß 
ich ihm ganz und gar und ihm allein gehöre. 
Wie sein Abitur und sein Studium. Er konnte 
mir seinen ehelichen Status beweisen. Die 
Gesetze erlaubten ihm, über meinen Aufent-
halt zu bestimmen, etwaige Arbeitsplätze 
brauchten seine Unterschrift, und betrügen 
durfte ich ihn auch nicht. Aber ich durfte mich 
scheiden lassen. Schuldig natürlich.  
Mit einem kleinen Kind allein zu leben, zwang 
mich, meine Lage zu erkennen. Es brauchte 
Mut für eine eigene Meinung und Entschei-
dungen, die nicht seit altersher üblich waren. 
Von Frauen kamen übrigens die strengsten 
Urteile über meine Scheidung. Nach weibli-
cher Meinung in der Großfamilie würde ich 
schon sehen, was ich davon habe. 
Da erst bemerkte ich, wie wenig ich vor Gesetz 
und öffentlicher Meinung wert war. 
Vieles hat sich geändert. Da ich nun so frei bin 
wie ein Mann, bemerke ich auch, wie unfrei 
viele von ihnen sind, eingeklemmt von der 
Vorstellung, wie er persönlich eigentlich sein 
müßte. 
Einige Irrtümer später durfte ich mit einem 
Partner leben, für den die Gleichberechti-
gung von Mann und Frau selbstverständlich 
war. Es war Glück, und es war eine ständige 
Falle. Er bemerkte jeden Rückfall in alte 
Muster und ließ mich damit nicht durch-
kommen: daß ich ein halbes Hundert Bücher 
geschrieben habe, war am Ende weniger 
aufregend als seine erste Meinung über die 
lange versteckten handgeschriebenen Verse, 
die dann zu den Weibergedichten führten. Ich 
hatte ihn immer an meiner Seite, auch wenn 
ich unterwegs war zu anderen Frauen und 
deren Unternehmungen. Auf der Heimfahrt 
erfuhr ich mehr über auch ungewöhnliche 
Konflikte, die ihm anvertraut wurden. Mit 
ihm haben die Frauen oft endlich mal über 
sich selber geredet. Er hat ihnen niemals 
sofort Lösungen angeboten, er hörte ihnen 
ruhig zu. Wenn Vorschlag, dann nach Ver-
ständnis. 

Die uns Frauen auf langem Lebensweg 
ebenso wie in der alltäglichen Arbeit abträg-
lichen Gesetze sind verschwunden – oder 
verändert – und halten sich in ständigem 
Spruch und Widerspruch. Es scheint, als hät-
ten Frauen die Wahl, sich selber um gleiche 
Rechte zu bemühen oder deren 
Fehlen mit eigener Schwäche zu 
erklären. Uns überfordern, das 
dürfen wir allemal. 
Aber Frauen dürfen sich bewer-
ben. Sie gelangen a ls Pol i-
t ikerinnen, auch scheinbar 
unangefochten, in Räume, in 
denen männliche wie weibliche 
Ausdenkungen und Vorschläge 
öffentlich gemacht werden. Das 
darf jede gewählte Frau ebenso 
wie jeder gewählte Depp. 
Aber: ich höre Zwischentöne, 
ich spüre Atmosphäre und bin 
auf der Hut. Sobald eine Frau 
aufsteht und sich in Richtung 
Redepult begibt, und gar, wenn 
sie anfängt zu reden, wächst 
im Saal die Bereitschaft, sie 
für eine dumme Kuh zu hal-
ten oder, für später, als gefähr-
lich zu notieren. Für die Quote 
würde ich immer und überall 
streiten. Unser altes Nie wie-
der! gesteht mir aber ein Recht 
auf Beobachtung und Ableh-
nung zu. Wer sich der Meinung 
anschließt, daß Hitlers Verbre-
chen ein Vogelschiß waren, mit 
dem habe ich nichts zu verhan-
deln. Aber das alte Wort Nie wie-
der! warnt uns auch vor Überheblichkeit und 
Zynismus. Die machen sich gerade neu breit. 
Auch erwachsene Männer, auch nützlich im 
Leben stehende, drängeln sich mit ihrem Ehr-
geiz und einige mit ihrer Machtgeilheit vor. 
Da zeigt sich die unsägliche Forderung eher 
auf der Vorderbühne und wäre nur von sei-
nesgleichen zu düpieren. Wenn einer Frau 
durch Glück oder besonders viel Arbeit eine 
Karriere gelingt, sie aber eines Tages an der 
Mühsal etwas ändern will, dann wird mit 
ihr abgerechnet. Ich behaupte: anders als 
mit jedem politisch interessierten, entwe-
der erfolgreichen oder versagenden Mann.
Ich habe früher gern beim „Eulenspiegel“ 
gearbeitet. Dort bin ich in die Partei einge-
treten, mit Renate Holland-Moritz als Bür-
gin. Wir hatten einen unbestechlichen Chef. 
Der erlaubte jedem von uns, sich zu irren. 
Bei Gesprächen mit beleidigten Amtsträgern 
stand er uns immer zur Seite. Er hat gelacht, 
als für Louis Rauwolf und mich für eine Mit-
telseite über den neuen Trabant lebens-
längliches Berufsverbot gefordert wurde. 
Angeblich von Millionen Werktätiger. Damals 
sagte Peter Nelken: „Wer länger als zwei Jahre 
auf diesem Stuhl sitzt und immer noch Chef 
ist, der hat was falsch gemacht.“ Sprach’s 
und lachte. Die Rächer der Enterbten gingen 
unverrichteter Dinge. 
Früher waren es Männer, in überwältigender 
Mehrheit, die entweder furchtbaren Plänen 

zustimmten oder unvergessene Helden wur-
den durch ihr historisches Nein. Aber wie 
kommt im Jahr 2019 eine satirische Zeit-
schrift dazu, die Einzelteile einer Frau, inklu-
sive ihrer weiblichen Mitte, anzubieten? Rares 
für Bares? 

Ich möchte mich öffentlich bei einer Poli-
tikerin entschuldigen. Was sie versucht 
hat, f iel ungeachtet der Unvollkommen-
heiten ohnehin sofort auf den Widerstand 
der Besserwisser und Bedenklichen, nicht 
eben auch Zupackenden. Sie ist an Mehr-
heiten gescheitert, die auch kein anderer 
überstimmt hätte. Aber der Versuch ver-
dient Respekt. Er fiel in eine Zeit, in der 
das Alte noch über fast alle Macht verfügte, 
und das Neue noch von Gegnern, Klugschei-
ßern, reichsten Widerständlern, all diesen 
hohnbereiten, vor Ehrgeiz schier platzen-
den Politikern gefährdet wurde. Sollte ich 
dem je – wie auch immer! – zugearbeitet 
haben, bereue ich das. Und wünsche einer 
überforderten Polit ikerin, nach langer 
Überanstrengung und wenig Würdigung, 
eine gute Zeit. Erst mal durchatmen und 
der Welt vielleicht einen Vogel zeigen. Oder 
sich dann den anderen Frauen anschließen. 
Für die gilt: Weitermachen. Und verständli-
chen Angeboten als Verlockung zum Verrat 
der eigenen Interessen widerstehn. 
Es gibt inzwischen so viele starke Frauen, 
die neben ihrem weiblichen Anteil an Arbeit 
den Blick nicht von der Welt lassen, um sie – 
und sei es auf langem Weg – zu retten. 
Es ist Zeit für Selbstbewußsein, Ernsthaf-
tigkeit, Solidarität und neuen Atem für Nie 
wieder!
� Gisela Steineckert
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■■ Regionalgruppe Harz
Am 1. März um 14 Uhr spricht Harri Grünberg, 
Mitglied des Parteivorstandes der Partei Die 
Linke,  zum Thema: Sammlungsbewegung 

„Aufstehen“ – Die Linke und die 
EU-Parlamentswahlen 
Ort: Gaststätte „Lindenhof“, 
Spiegelsbergenweg 16, 38820 Halberstadt

■■ Regionalgruppe Chemnitz/Zwickau
Am 7. März um 18.30 Uhr findet unter dem 
Titel Leben in und nach der gescholtenen 
Republik eine Würdigung der Lebensleistung 
des Onkologen und Krebsforschers Prof. Dr. 
Stephan Tanneberger statt, der am 5. März 
2018 verstarb. Die Ehrung ist verbunden 
mit der Übergabe einer Büste durch die 
Bildhauerin Christiane Rößler und einer 
Lesung aus seinen Büchern durch die 
Schauspielerin Renate Richter.
Ort: ROTHAUS e. V., Lohstraße 2,  
09111 Chemnitz

■■ Regionalgruppe Chemnitz-Zwickau
Am 9. März um 10 Uhr spricht das Mitglied 
des Bundestages (Die Linke) Sabine 
Zimmermann auf einer gemeinsamen 
Veranstaltung mit dem „junge Welt“-Leserkreis 
zu den ABM-Sorgen der Linken: Aufstehen, 
Bedingungsloses Grundeinkommen, 
Migrationspakt 
Ort: Seniorenbüro, Kopernikusstraße 7,  
08056 Zwickau

■■ Regionalgruppe Dresden 
Am 9. März um 10 Uhr spricht Dr. Uwe 
Markus, Rußlandexperte und Buchautor, zum 
Thema: Einschätzung der aktuellen Politik 
und Wirtschaft Rußlands 
Ort: Dresdner Straße 26, „Drogenmühle“, 
01809 Heidenau

■■ Regionalgruppe Rostock
Am 9. März um 10 Uhr spricht der 
Liedermacher Hartmut König über seine 
Autobiographie „Warten wir die Zukunft ab“. 
Ort: Stadtteilbegegnungszentrum (SBZ) 
Toitenwinkel, Olof-Palme-Straße 26,  
18147 Rostock 

■■ Regionalgruppe Güstrow
Am 13. März um 15 Uhr spricht Lühr Henken, 
Bundesausschuß Friedensratschlag, zum 
Thema: 70 Jahre NATO – Ein Bündnis für 
den Frieden?
Ort: Restaurant Kaminfeuer, Bistede 1,  
18273 Güstrow 

■■ Regionalgruppe Berlin-Lichtenberg und 
Berlin-Zentrum

Am 14. März um 18 Uhr: Diavortrag von Dr. 
Anne-Katrein Becker, Journalistin, zum Thema: 
Hoffnung auf Frieden auf der koreanischen 
Halbinsel?
Ort: KULTschule, Sewanstraße 43,  
10319 Berlin

■■ Regionalgruppe Frankfurt/Oder
Am 15. März um 15 Uhr 
Diskussionsnachmittag mit Wolfgang 
Neumann, Kandidat für die Landtagswahlen, 
zum Thema: Kommunal- und 
Landtagswahlen, linke Positionen im 
Wahlkampf zum Europäischen Parlament
Ort: Klub der Volkssolidarität, Logenstraße 1, 
15230 Frankfurt/Oder

■■ Regionalgruppe Jena 
Am 15. März um 18 Uhr spricht Prof. Dr. 
Ludwig Elm zum Thema: Geschichte eines 
Historikers – Erinnerungen aus drei 
deutschen Staaten
Ort: Stadteilbüro Lobeda, Karl-Marx-Allee 28, 
07747 Jena

■■ „RotFuchs“-Gruppe Luckenwalde
Am 16. März um 10 Uhr spricht das Mitglied 
des Bundestages (Die Linke) und Mitglied des 
Verteidigungsausschusses Dr. Alexander Neu 
zum Thema: Russophobie – der Kitt, der die 
NATO zusammenhält 
Ort: Schützengilde Luckenwalde, Potsdamer 
Straße 2 A, 14943 Luckenwalde

■■ Regionalgruppe Gera 
Am 16. März um 14 Uhr sprechen auf einer 
Veranstaltung des „RotFuchs“-Fördervereins 
und der Friedensinitiative Gera Wolfgang 
Gehrcke und die Journalistin Christiane 
Reymann zum Thema: Die Partei Die Linke 
und ihre Stellung zur Kriegsstrategie der 
NATO
Ort: Geschäftsstelle der Partei Die Linke, 
Markt 12 A, 07545 Gera

■■ Regionalgruppe Berlin Marzahn-
Hellersdorf

Am 19. März um 18 Uhr spricht der Journalist 
der „jungen Welt“ Peter Steiniger zum Thema: 
Generationswechsel – welche Entwicklung 
nimmt Kuba?
Ort: Stadtteilzentrum Marzahn-Mitte, 
Marzahner Promenade 38, 12679 Berlin

■■ Regionalgruppe Bernau 
Am 21. März um 14 Uhr lädt die „RotFuchs“-
Gruppe gemeinsam mit dem „Territorialen 
Bündnis Bernau“ zu einer öffentlichen 
Veranstaltung ein. Motto: „Nicht in unserem 
Namen“ – Unser Protest gegen eine Politik 
der Kriegsvorbereitungen. Es spricht Bruno 
Mahlow und es singt Hartmut König.
Ort: Stadthalle am Steintor, Hussitenstraße 1, 
16321 Bernau 

■■ Regionalgruppe Dresden 
Am 23. März um 10 Uhr spricht Uwe Hiksch, 
Sprecher des Marxistischen Forums bei der 
Partei Die Linke, zum Thema: Rassismus, 
Rechtspopulismus und Faschismus – 
Ursachen und Lösungsperspektiven 
Ort: Dresdner Straße 26, „Drogenmühle“, 
01809 Heidenau

■■ Regionalgruppe Schwerin
Am 23. März um 10 Uhr spricht Wolfgang 
Dockhorn, stellv. Vorsitzender des „RotFuchs“-
Fördervereins, zum Thema: Linke Positionen 
im Friedenskampf und für soziale 
Gerechtigkeit 
Ort: Bertha-Klingberg-Haus, Max-Planck-
Straße 9 A,  19063 Schwerin

■■ Regionalgruppe Erfurt-Weimar
Am 23. März um 11 Uhr spricht der 
Rechtsanwalt Ralph Dobrawa zum Thema: 
Politische Justiz in der Ära Adenauer 
Ort: Gaststätte Dahlie, Roßlauer Straße 1, 
99086 Erfurt

■■ Templin: ISOR-Gruppe und „RotFuchs“
Am 26. März um 9.30 Uhr spricht 
Oberst a. D. Gerhard Giese zum Thema: 
Die Wiederherstellung des globalen 
strategischen Gleichgewichts durch 
Rußland und China
Ort: Altes Rathaus (Seniorenklub), Am Markt, 
17268 Templin

■■ Regionalgruppe Berlin-
Hohenschönhausen

Am 27. März um 18 Uhr 
Mitgliederversammlung / Wahlversammlung
Ort: Nachbarschaftshaus im Ostseeviertel, 
Ribnitzer Straße 1 B, 13051 Berlin

■■ Regionalgruppe Leipzig 
Am 27. März um 18 Uhr stellt Prof. Dr. 
Cornelius Weiss seine Autobiographie 

„Risse in der Zeit – Ein Leben zwischen Ost 
und West“ vor.
Ort: Villa Davignon, Friedrich-Ebert-Straße 77, 
04105 Leipzig

■■ Regionalgruppe Bitterfeld-Wolfen
Am 28. März um 14 Uhr spricht Oberst 
a. D. Gerhard Giese zum Thema: Der 
Ausstieg der USA aus dem Vertrag 
über Mittelstreckenraketen – Rußlands 
Gegenstrategie und die Folgen für Europa
Ort: Kulturhaus, Puschkinplatz 3 
(Konferenzzimmer), OT Wolfen,  
06766 Bitterfeld-Wolfen

■■ Regionalgruppe Magdeburg
Am 28. März um 14 Uhr spricht Uwe 
Hiksch, Sprecher des Marxistischen Forums 
bei der Partei Die Linke, zum Thema: Für 
Friedens- und Entspannungspolitik, gegen 
Hochrüstung und NATO-Osterweiterung
Ort: Kühleweinstraße (Kulturraum am Ende der 
Sackgasse), 39106 Magdeburg

■■ Regionalgruppe Berlin-Treptow-Köpenick
Am 28. März um 17 Uhr spricht der 
afghanische Politologe Dr. Matin Baraki zum 
Thema: Die geostrategischen Hintergründe 
des USA-Iran-Konflikts
Ort: Wahlkreisbüro der Partei Die Linke, 
Brückenstraße 28, 12439 Berlin

„RotFuchs“-Veranstaltungen im März 
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Ex-US-Präsidentschaftskandidat Bernie Sanders 
und Yanis Varoufakis, Ex-Finanzminister Grie-
chenlands, gehören beide zu den Gründern der 
neu ausgerufenen „Progressiven Internationale“. 
Radikale Umwälzungen, wie sie im 20. Jahrhundert, 
vornehmlich in Osteuropa, aber auch anderswo, 
versucht wurden, waren ihnen wohl nicht vertraut. 
Solche Selbstverständlichkeiten wie das Recht 
auf Wohnraum, einen Arbeitsplatz, unentgeltliche 
medizinische Betreuung, Schulbildung, Ausbil-
dung, Studium, Teilhabe an Kultur und Sport, wie 
sie in der DDR trotz wirtschaftlich schwächerer 
Konstitution gegeben waren, kennen sie nicht.
Insofern ist der Mut der beiden, sich als Gegenpol 
ihres eigenen Establishments zu verstehen und 
entsprechend zu handeln, gar nicht hoch genug 
zu bewerten. Aber sie sind Gefangene ihres 
Systems, welches sie meinen, gerechter gestalten 
zu können, letztlich aber nicht überwinden wollen. 
Dennoch gehören sie zu den Friedensbewegten 
und damit zu jenen, die allein schon deswegen 
zu unterstützen sind. 
Wenn aber Sanders Rußland und auch den Iran als 
Gegner betrachtet und Varoufakis die Bewegung 

„Aufstehen!“ für fremdenfeindlich hält, ist das der 
eigenen Initiative nicht dienlich.
Ohne China und Rußland die globalen Konflikte 
lösen zu wollen oder gar gegen diese Länder, 
kann nicht gelingen. Und selbst progressiv sein 
zu wollen und zugleich als progressiv einzuschät-
zende Kräfte wie „Aufstehen!“ dabei auszugrenzen, 
wird nicht zu Stärke und Erfolg führen. 
Schwappt der Kessel wie derzeit in Frankreich über 
und breitet sich der Druck wie dort richtungslos 
aus, werden die gut organisierten konservativen 
Kräfte die Oberhand behalten. Gemeinsamkeiten 
zu bestimmen und ein klares Ziel zu haben, wird 
unabdingbar bleiben. „Aufstehen!“ kann der Beginn 
sein, doch ohne Programm wird bald wieder alles 
zu Ende sein, wie sich in Frankreich zeigt und in 
Griechenland seit langem zu sehen ist. 
Es gilt, die Kräfte zu sammeln, zu bündeln und eine 
eindeutige Richtungsbestimmung vorzunehmen, 
sonst nützt eine „Progressive Internationale“ nur 
ihren Gegnern, weil falsche Hoffnungen geweckt 
werden.� Renato Lorenz, Weimar

Potsdam spielte in der Geschichte, wenn es um 
die Frage von Krieg und Frieden geht, oft eine 
besondere Rolle. König Friedrich II. (1740–1763) 
führte von Potsdam aus drei Eroberungskriege, 
in deren Verlauf etwa eine Million Menschen 
ihr Leben verlor. 1914 gab Kaiser Wilhelm II. 
im Neuen Palais von Potsdam den Befehl zum 
Überfall auf Frankreich. Mehr als zehn Millionen 
Menschen wurden im Ersten Weltkrieg getötet. 

In der Potsdamer Garnisonkirche hoben preu-
ßische Militaristen und Monopolisten sowie die 
evangelische Kirche Adolf Hitler am 21. März 
1933 auf den Thron und legten den Grundstein 
für den Zweiten Weltkrieg. Ergebnis: Zirka 50 
Millionen Tote. Potsdam war aber auch die Stadt, 
in der 1945 das „Potsdamer Abkommen“ von 
den Siegermächten unterzeichnet wurde, mit 
dem die Voraussetzungen für Demilitarisierung 
und Entnazifizierung geschaffen wurden. Die 
BRD mißachtete die Beschlüsse und etablierte 
das Bundeswehreinsatz-Führungskommando in 
Geltow bei Potsdam. Heute betreiben Bundes-
regierung, Bundestag und Politiker aller Couleur 
den Wiederaufbau der Potsdamer Militärkirche 
als Symbol der angestrebten und forcierten 
Rüstungs- und Eroberungspolitik. 
All dies sind Gründe, gerade in dieser Stadt 
alles in unseren Kräften Stehende zu tun, um 
den Potsdamer Friedensruf, den unser Frie-
densbündnis im Juli 2018 verabschiedete, noch 
kräftiger, noch lauter erschallen zu lassen. Wer 
kann, sollte sich am diesjährigen 18. Potsdamer 
Ostermarsch, der am 13. April um 14 Uhr am 
Brandenburger Tor (Potsdam) startet und gegen 
16 Uhr am Deserteurs-Denkmal (Platz der Einheit) 
endet, teilnehmen. Bitte den Termin vormerken!
� Hort Jäkel, Potsdam

Vor 100 Jahren gründete sich nach dem 1. Weltkrieg 
und als eine Folge der Novemberrevolution 1918 die 
Rote Hilfe Deutschland. Mit Ebert, Scheidemann 
und Noske wurde ja nicht, wie Philipp Scheidemann 
am 9. November 1918 vom Balkon des Berliner 
Stadtschlosses verkündete, der Weg für einen 
demokratischen, nichtmilitärischen Staat frei. 
Im Gegenteil. Es begann eine Hatz auf politische 
Gegner und Kriegsgegner. Zwei Monate später 
waren auch Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht 
der kaiserlichen Justiz durch ganz gewöhnliche 
Kriminelle zum Opfer gefallen. Die Täter hatten 
ihre Tat niemals zu verantworten. 1924 gründete 
sich unter maßgeblicher Federführung der KPD, 
die noch bis 1933 mit einer starken Fraktion im 
Deutschen Reichstag vertreten war, die Rote 
Hilfe als Rechtshilfeorganisation für Gegner der 
Reaktion. Sie war auch schnell international ver-
netzt. Zu ihren Gründungsmitgliedern gehörten 
Heinrich Vogeler, Wilhelm Pieck, Julian March-
lewski und Clara Zetkin. Ein wichtiges Anliegen 
der Organisation war es, Kräften, die gegen den 
drohenden Faschismus auftraten, Gehör vor den 
Verwaltungsorganen und Gerichten zu verschaf-
fen, sie zu vertreten und sich um Angehörige von 
Verurteilten, darunter besonders auch um die 
Kinder, zu kümmern. Daraus entstand ein inter-
nationales Hilfsprogramm im niedersächsischen 
Worpswede mit dem Barkenhoff von Heinrich 
Vogeler und im thüringischen Olgersburg von 
Wilhelm Pieck. Beide Objekte wurden von der 
KPD getragen und von Spenden aus aller Welt 
unterstützt. Sie existierten voll funktionstüchtig bis 
1933. Mit dem am 24. März 1933 von der NSDAP 
erlassenen Ermächtigungsgesetz begann die 
Verfolgung und widerrechtliche Inhaftierung von 
Systemgegnern aller Couleur. Menschen, die sich 
mit dem Faschismus nicht identifizieren wollten, 
emigrierten. Andere blieben und arbeiteten in der 
Illegalität, so auch die Rote Hilfe bis 1936. Dann 
ging auch sie ins Exil. 
Heute ist die Existenz der Roten Hilfe erneut von 
großer Bedeutung. Die Situation in Deutschland 
erinnert sehr an den aufziehenden Faschismus 

der 20er und 30er Jahre. „Aufstehen!“, bevor es 
wieder zu spät ist!� Erwin Opitz, Potsdam

Zu „Vor 60 Jahren: Sieg der Revolution in Kuba“, 
RF 252, S. 17
Nach opferreichen Kämpfen mit einem unbarm-
herzigen Gegner, Anstrengungen und Siegen 
feierte ein freies und unabhängiges Kuba Anfang 
des Jahres den 60. Jahrestag des Sieges der 
Revolution. Und mit ihm feierten Solidaritätsor-
ganisationen und Freundschaftsvereinigungen 
in vielen Ländern der Welt, auch in Deutschland, 
sowie natürlich die Mitglieder und Sympathisanten 
von Cuba si in unserer Hauptstadt Schwerin. Aus 
einem von US-Gnaden abhängigen Land mit dem 
regierenden Bluthund Batista und unmenschlichen 
Verhältnissen wurde ein Kuba, das sein Schicksal 
selbst bestimmt, eine kleine Insel mit einem großen 
solidarischen Herzen. Nur ein Beispiel dafür: So 
waren in den amerikanischen Bruderländern fast 
350 000 kubanische Ärzte und weiteres medizi-
nisches Personal tätig. Oft in abgelegenen und 
problematischen Orten. Dem genannten Jubi-
läum konnten sich selbst die deutschen Medien 
nicht entziehen. Raul Castro verwies in bezug 
auf Trump darauf, die US-Regierung gehe von 
neuem auf Konfrontationskurs mit Kuba. Kuba 
ist allerdings bereit, trotz der gesellschaftlichen 
Unterschiede Beziehungen des Friedens, des 
Respekts und des beiderseitigen Nutzens mit 
den Vereinigten Staaten einzugehen. Aber die 
Kubaner sind auch willens, einem Szenario der 
Konfrontation zu widerstehen, und hoffen, daß 
klare Köpfe in der US-Regierung ein solches 
werden verhindern können.

Karl Scheffsky, Schwerin

Im 93. Lebensjahr stehend, erinnere ich mich 
gelesen zu haben, daß die Krim einst zu Rußland 
gehörte. Der Ukrainer Chruschtschow hat seiner-
zeit die Krim der Ukraine zugeordnet.
Angesichts der Bemühungen der Ukraine, der 
NATO beizutreten, war die Wiedereingliederung 
der Krim  aus verteidigungspolitischer Sicht 
eine absolute Notwendigkeit. 

Arndt Näser, Riesa

Seit fast 30 Jahren schütten die neuen Macht-
haber Kübel von Häme, Haß und Hetze über 
die DDR und deren Bürger aus. 13 Jahre davon 
geschürt von einer Kanzlerin, die ihre Wurzeln 
doch gerade dort hatte und nun mit ihrem „… 
weiter so, nachhaltig und alternativlos …“ die 
Reste bürgerlicher Demokratie aufs Spiel setzt.
Doch plötzlich ist zu hören: „… Wir müssen reden, 
ohne Schaum vor dem Mund …“ und „… Demo-
kratie lebt vom Wechsel …“ Damit meinen sie aber 
nicht uns, sondern ihre stärksten Konkurrenten, 
den hell- und dunkelbraunen Straßenmob, der 
inzwischen schon Parlamentssitze einnimmt.
Wie lange noch wollen wir ihnen nur zuhören? 
Sprechen sie vom „Wechsel in der Demokratie“, 
ist höchste Wachsamkeit geboten! 

Siegfried Wunderlich, Plauen

Die aus Baden-Württemberg stammende evan-
gelische Landesbischöfin von Mitteldeutschland, 
Ilse Junkermann, verkündete in ihrer Neujahrs-
botschaft: Dreißig Jahre Demokratie-Üben seien 
für die Bürger in den neuen Bundesländern nicht 
lange genug gewesen. Man müsse ihnen mehr 
Zeit geben … Da haben wir’s: Die Ossis sind eben 
doch begriffsstutzig.� Günther Röska, Leipzig

LESER BR I EF E
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Es ist schon bewundernswert, was die Woh-
nungsgesellschaften und Wohnungsbauge-
nossenschaften in den letzten dreißig Jahren 
geleistet haben. Viele vor allem große Wohn-
blöcke, aber auch Häuser in den Innenstädten 
wurden saniert und modernisiert. Neue Farben 
geben ein frisches und freundliches Aussehen. 
Durch den Einbau von Fahrstühlen wird z. B. 
vor allem auch älteren Bürgern die Möglichkeit 
gegeben, in ihren seit Jahrzehnten genutzten 
Wohnungen zu verbleiben.
Nicht zu übersehen ist bei dieser positiven 
Entwicklung aber auch, daß durch die Deindu-
strialisierung unter maßgeblicher Federführung 
der Treuhand viele vor allem junge Menschen 
die Städte verlassen haben. Das wird sicher 
auch in der Zukunft weiter dazu führen, daß 
Wohnungen „zurückgebaut“ werden müssen 
– ein Tarn-Wort für Abriß!
Es ist begrüßenswert, daß der NDR gegenwärtig 
mit einigen Beiträgen Licht in die Machenschaf-
ten der Treuhand bringt. Umfassende Klarheit 
wird es aber auch die nächsten 35 Jahre nicht 
geben, so lange sind nämlich die 200 Kilometer 
Treuhand-Akten unter Verschluß.

Ralf Kaestner, Bützow

Wer sich auf höchst spannende und unterhaltsame, 
trotzdem faktengestützte Weise mit dem 
Treuhand-„Krimi“ beschäftigen will, greife 
zu Wolfgang Schorlaus Roman „Die blaue 
Liste“, dem ersten Band seiner insgesamt 
empfehlenswerten Reihe „Dengler ermittelt“.
� RF   

Zum Leserbrief von Dr. Manfred Höfer, RF 
252, S. 37
Von „umwerfender Logik“ (bei mir) spricht 
Dr. Höfer, weil ich in meiner Arbeit zur Frage 

„Was ist Rentabilität?“ (RF 249, S. 28) davon 
gesprochen habe, der Kapitalismus könne 
in Sachen Rentabilität vom Realsozialismus 
etwas lernen. Ja, was sollte er denn lernen? 
Daß die Rentabilität als eine Eigenschaft der 
Arbeit nicht nur ein wertökonomisches Ver-
ständnis einer jeden Arbeit, sondern auch ein 
gebrauchswertökonomisches Verständnis einer 
besonderen Arbeit erfordert. D. h. die Rentabilität 
oder Arbeiten „mit/für den Gewinn“ besteht in 
einer Art Unterabteilung jener Abteilung I, die 
Marx als diejenige bezeichnet hat, in der die 
Produktionsmittel (Maschinen, Materialien, 
Energie) für die Arbeit im allgemeinen, also 
für die Abt. I und II, hergestellt werden. (Quasi  
Abt. I über die einfache Reproduktion hinaus  
= I plus.) Erst von dem Augenblick an, da die 
Arbeit gesellschaftlichen Charakter annimmt, 
also deren privaten oder individuellen Charakter 
überwindet, entstehen sowohl die genannten 
Abteilungen als auch Unterabteilungen. Was 
individuelle Arbeit nur im Nacheinander schafft, 
kann gesellschaftliche Arbeit im Nebeneinander. 
D. h. wir haben es mit einer neuen, höheren 
Form der Arbeitsteilung zu tun. Und was lernt 
nun (könnte lernen) der Kapitalismus (wenn er 
denn wollte) vom Realsozialismus? Daß man auf 
diesen Bereich der Möglichkeit einer erweiterten 
Reproduktion, also den Bereich, in dem es um 
die Rentabilität in der Arbeit auch geht (mehr 
produzieren zu können als nur ein Äquivalent 
für die Kosten [C-Teile und V-Teil]), auch direkt 
zugreifen kann, ohne den Mehrwert im Wert 
resp. Preis von Waren. Dieser Bereich existiert 

ja unabhängig davon, ob in Preisen ein Gewinn 
ausgedrückt ist. Er existiert an sich (im übrigen 
auch für das Kapital, den Mehrwert) – wenn er 
denn geschichtlich Gestalt angenommen hat. 
Was Problem der Preise, oder auch individuellen 
Arbeit (sein kann) – ohne Gewinn zu sein –, ist 
dennoch nicht Problem der gesellschaftlichen 
Gesamtarbeit, überhaupt der Arbeit. Nur der 
Kapitalismus, eine Warenökonomie, orientiert 
bei der Rentabilität auf die individuelle Arbeit, 
den einzelnen Preis, Gesellschaftsökonomie 
dagegen orientiert an sich auf – I/Bereich 
erweiterte Reproduktion. Das erklärt zwar nicht, 
warum der Realsozialismus so „lässig“ mit den 
Preisen umgesprungen ist, d. h. die Preisfrage 
des Sozialismus verlangt nach einer neuen (!) 
Theorie, aber kann erklären, daß Planwirtschaft 
ihr Augenmerk schon auf die Ökonomie den 
Gebrauchswerten nach gerichtet hat – in der 
sich der Wert/Arbeitsaufwand in abstracto 
schlechthin „in die Produktion zurückzieht“, 
Engels. (Der Beginn – dieser Preisgleichgül-
tigkeit – erscheint eben im Gewinn„chaos“ 
Preisen nach.) Bei Rückzug des Wertes in die 
Produktion wird sowieso für einzelne Arbeiter 
unsichtbar, ob sie „rentabel“, mit Gewinn arbei-
ten. Ihr Interesse resp. ihre Möglichkeit zu einer 
Erweiterung der Produktion nehmen sie über 
den erweiterten Bezug von Gebrauchswerten 
wahr, die in dieser besonderen Abteilung I für 
sie erarbeitet worden sind. (Die Strukturierung 
von I wird, wie bekannt, per Plan vorgenommen, 
ist weder allgemein und gleich, noch bedarf 
es dazu der Voraussetzung von adäquaten 
Gewinnteilen in Preisen, da Expansion sowieso 
proportional bestimmt ist, nicht äquivalent.) 

Hermann Jacobs, Berlin  

Seit geraumer Zeit beziehe ich jetzt Eure Zeit-
schrift und bin immer wieder begeistert über 
Artikel und Stellungnahmen. Leider mußte ich zur 
Kenntnis nehmen, daß meine Lieblingsautorin, 
Gisela Steineckert, ihre regelmäßige Mitarbeit 
beendet hat. Ich wünsche ihr alles Gute für ihr 
weiteres Leben, besonders Gesundheit!
Ich möchte einige Bemerkungen zu für mich 
wichtigen Themen machen:
Theodor Weißenborn, auch ein wichtiger Autor 
für mich, erwähnt Sartre. Das finde ich gut 
und wichtig. Er versteht ihn meiner Meinung 
nach genau richtig. Der Mensch gelingt oder 
scheitert an seinem Tun und nicht an seinem 
Denken. Hans Heinz Holz hat Sartre und seinen 
Existenzialismus meines Erachtens nach nicht 
richtig verstanden. 
Eine Frage stellt sich für mich in bezug auf das 
Scheitern der DDR: Die DDR soll auf jeden 
Fall als das gewürdigt werden, was sie war: 
der erste Versuch, auf deutschem Boden eine 
sozialistische Gesellschaft aufzubauen. Es muß 
eine differenzierte Aufarbeitung der Errungen-
schaften und Fehler in der DDR geben. Dazu 
gehört auch eine große Portion Selbstkritik. 
Unser heutiger Staat hat an so etwas natürlich 
kein Interesse. Trotzdem muß es irgendwie 
gemacht werden, damit wir für die Zukunft 
daraus lernen können. Meine Frage lautet: 
Welchen Einfluß auf das Scheitern der DDR 
hat die Tatsache gehabt, daß der Sozialismus 
nicht vom Volk selbst erkämpft worden ist, 
sondern durch die Befreier vom Faschismus 
mitgebracht worden ist. D. h. die Befreiung 
vom Faschismus ging nicht vom Volk selbst 

aus. Das Bewußtsein der großen Mehrheit der 
Menschen war nicht entwickelt, historische 
Verantwortung zu übernehmen, geschweige 
denn eine neue Gesellschaft aufzubauen. Vom 
Kampf gegen das faschistische Regime und 
vom Kampf für den Sieg der sozialistischen 
Revolution konnte bei der Mehrheit der Men-
schen auf dem Gebiet der späteren DDR ja nicht 
die Rede sein. War das nicht auch Ursache 
für die Anfälligkeit vieler Menschen in bezug 
auf die Verlockungen des Kapitalismus? Kann 
eine sozialistische Revolution nur dann erfolg-
reich sein, wenn die Mehrheit der Menschen 
bewußt daran teilnimmt? Sind die Menschen 
nur unter dieser Voraussetzung willens und 
in der Lage, eine sozialistische Gesellschaft 
aufzubauen? Erkennt man Wahrheit nicht nur 
durch praktische Erfahrung? Wie sollte sich 
sonst Bewußtsein entwickeln, wenn nicht durch 
reflektierte Praxis? Die aber fehlte 1945 bei 
den meisten vollkommen.

Georg Kaufmann, Kempen

Auf den wichtigen Zusammenhang zwischen 
Bewußtsein, Sein und aktivem Eintreten für 
eine erfolgreiche Revolution und die neue, 
sozialistische Gesellschaft, ihren Aufbau und 
ihre Verteidigung wies auch Enrique Ubieta 
Gómez im Januar-„RotFuchs“ hin (S. 17 f.). 
� RF    

In einer kürzlich erschienenen Broschüre widmet 
sich Hans-Jürgen Bandelt der Sammlungsbewe-
gung „Aufstehen!“, nachdem er sich vorher mit 
dem Aufruf von #unteilbar auseinandergesetzt 
hat. Er sympathisiert mit ihr, gibt ihr aber wenig 
Überlebenschancen. Wo er allerdings seine 
Überzeugung hernimmt, „eine neue, wirklich 
linke Partei“ aus der Sammlungsbewegung 
hervorgehen zu lassen, bleibt sein Geheimnis. 
Im Abschnitt „Manifesto“ läßt er den Juristen 
und Kommunisten Friedrich Wolff zu Worte 
kommen. Dieser hatte in „Ossietzky“ 12/2016 
einen Text veröffentlicht, der auch nach meiner 
Einschätzung in gewisser Weise als „kleines 
Manifest“ bezeichnet werden kann. Wolff 
beschäftigt sich hier mit den Gründen, warum 
Die Linke nicht links genug ist. Und wenn 
es bei „Aufstehen!“ tatsächlich darum geht, 

„Forderungen, die die Menschen am meisten 
bewegen, von der Straße in die Politik zu tra-
gen“ (wie es im Gründungsaufruf heißt), dann 
könnte dieser Text inhaltlich eine Rolle in der 
Sammlungsbewegung spielen, ohne parteipo-
litisch eine erneuerte Linke hervorzuzaubern. 

Herbert Münchow, Leipzig

Kürzlich druckte der „Nordkurier“ eine Abhand-
lung von Bennett Murray ab. Es wurde über eine 

„unorthodoxe“ Therapie einer Methylalkoholver-
giftung mit Büchsenbier in Vietnam berichtet. 
Auch wenn es nur um eine Vergiftung im fernen 
Vietnam geht, so müssen Zeitungen der Funke-
Mediengruppe hierzulande mit Arroganz und 
Überheblichkeit nachtreten: Die „staatlich 
gelenkte Presse“ in dem „weniger entwickelten 
Land“, wo solche Vergiftungen gewöhnlich 
vorkommen, hat also darüber berichtet.
Sicherlich sind die zwei Lübecker Schüler 
vergessen, die sich 2009 mit gepantschtem 
Schnaps in der Türkei vergifteten. In Schwe-
den kommt es bei den hohen Alkoholpreisen 
öfters zu solchen Zwischenfällen mit „Selbst-
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gebranntem“. Auch in der hochentwickelten 
BRD kommen Vergiftungen mit Methylalkohol in 
Frostschutzmitteln gelegentlich vor. In meiner 
58jährigen ärztlichen Praxis wurde ich auch 
einmal mit einem solchen Fall konfrontiert. Ein 
Flugzeugtechniker hatte im jugendlichen Leicht-
sinn unbekümmert die Alkoholfüllung aus dem 
Zusatztank eines Militär-Jets abgezapft. Der 
Wechsel von Aethyl- zu Methylalkoholfüllung bei 
Auslieferung war nicht extra bekanntgegeben 
worden. So nahm das Unglück seinen Lauf 
und konnte nur durch hohe Dosen der „blauen 
Welle“ („ein Auge kann man ja riskieren“) kuriert 
werden. Ach ja, natürlich war die DDR auch so 
ein unterentwickeltes Land.

Dr. Gerd Machalett, Siedenbollentin

Zu Gisela Steineckert: Hand aufs Herz (Mein 
Freund Peter Edel), RF 247/248, S. 35
Der Beitrag hat mich sehr bewegt, und ich 
erinnerte mich, wie ich selbst zu seinem 
autobiographisch-dokumentarischen Roman 
über deutsche Vergangenheit und Gegenwart 

„Die Bilder des Zeugen Schattmann“ kam. Es 
war im Erscheinungsjahr 1969. Peter Edel 
war mir damals schon durch seine Artikel 
in der „BZ am Abend“ als Kulturredakteur 
bekannt. Im Frühjahr 1969 schrieb ich an 
meiner Ökonomie-Hausarbeit. Ich hatte das 
Glück, an der Fachschule des Verbands der 
Konsumgenossenschaften der DDR zu studie-
ren. Die Fachschule samt Internat befand sich 
auf dem Großen Schloß in Blankenburg (Harz). 
Als das Buch Peter Edels erschien, bestellte 
ich mir ein Exemplar. Tagsüber schrieb ich an 
meiner Hausarbeit, und in jeder freien Minute 
las ich. Die geschilderten Erlebnisse fesselten 
mich und erschütterten mich zugleich. Natürlich 
hatte ich schon vorher Bücher über die Zeit 
des Faschismus gelesen – so von Bruno Apitz 

„Nackt unter Wölfen“ oder von Elfriede Brüning 
„… damit du weiterlebst“ (über Hans und Hilde 
Coppi), aber kein anderes ging mir so nah. 
Nach Beendigung meines Studiums arbeitete 
ich zunächst als Revisorin in Konsumgenos-
senschaften in der Altmark und sowohl hier 
als auch an anderen Arbeitsstellen bzw. als 
Rentnerin nutzte ich viele Gelegenheiten, 
um vor allem Lehrlinge und Schüler mit dem 
Buch Peter Edels bekannt zu machen. Auch 
in einer Kirche konnte ich eine Lesung für 
Edel durchführen. Nach 1989/90 wurden viele 
antifaschistische Bücher anhand vorbereiteter 
Listen aus öffentlichen Bibliotheken ent-
fernt, so auch Edels „Die Bilder des Zeugen 
Schattmann“ …

Margret Scholz, Hornhausen

In Torgau gibt es seit einiger Zeit eine Gruppe 
„Aufstehen“, die bereits sehr aktiv geworden ist. 
So haben wir zum Beispiel Anfang November 
2018 in Leipzig an der Demo „Abrüsten statt 
aufrüsten!“ teilgenommen. Die Gruppe traf 
sich, ebenfalls im November, zu einem Mahn-
gang „Frieden und Völkerverständigung“. Am  
13. Januar nahmen wir in Berlin an der Demon-
stration zur Liebknecht-Luxemburg-Ehrung teil 
und demonstrierten mit Tausenden anderen, 
meist jungen Menschen, gegen die wachsende 
Kriegsgefahr in der Welt. Unser nächstes 
Ziel war am 26. Januar eine Demonstration 
in Dresden. Zu unserem Erstaunen trafen 
wir auf mehrere „Aufstehen“-Gruppen, z. B. 

aus Leipzig, Chemnitz, Leisnig und Bautzen. 
Gemeinsam mit etwa drei- bis viertausend 
Teilnehmern demonstrierten wir gegen das 
neu überarbeitete Polizeigesetz. Inzwischen 
hat sich unsere Gruppe bereits das fünfte Mal 
zusammengefunden. Am 2. Februar – es kamen 
14 Interessierte zu unserem Treff – ging es  
u. a. um den Friedenserhalt in Europa und der 
Welt und um gute Nachbarschaft mit Rußland.
Wir stellten fest, daß die Bereitschaft zu 
Bündnissen, die sich gegen die herrschen-
den Verhältnisse und für Frieden einsetzen, 
durchaus vorhanden ist. Unser Anliegen ist 
es, uns mit anderen Friedensbewegungen 
zusammenzuschließen, um gemeinsam an 
den in Torgau geborenen „Geist der Elbe“, 
zu erinnern, dem sich sowjetische und ame-
rikanische Soldaten nach dem Sieg über 
den Faschismus verpflichtet sahen und der 
sich an die Menschen aller Nationen wendet, 
Konflikte und Differenzen ausschließlich mit 
friedlichen Mitteln zu lösen. Er ist eine ewige 
Mahnung an alle, für das Wohl der Mensch-
heit zusammenzuarbeiten. Deshalb müssen 
wir möglichst viele Menschen erreichen, die 
gegen den Rüstungswahnsinn der NATO und 
der USA aufstehen und am 27. April zum 

„Elbeday“ kommen, der am Brückenkopf 
zum Denkmal der Begegnung mit einem 
Mahngang stattfindet. 
Unser nächstes Treffen der „Aufstehen“-
Gruppe Torgau und Umgebung findet am 
30. März um 10.30 Uhr in der Torgauer 
Gaststätte „Mohrrübe“ statt.

Elke Tentzsch, Torgau

Auf einem Freundschaftstreffen in einem 
Lichtenberger Betrieb, an dem ich als stell-
vertretender Kreissekretär der Deutsch-
Sowjetischen Freundschaft teilnahm, lernte 
ich Anastasia Michailowa (Jenia) kennen. Sie 
hatte die Reise als Auszeichnung bekommen 
und kam aus Moskau. Nach dem Austausch 
von Reden und Präsenten wurde zum Tanz 
aufgespielt. Als ein Betriebsangehöriger sie 
zum Tanz aufforderte, lehnte sie ab. In einem 
Gespräch erfuhr ich dann von ihrem Schicksal. 
Als Krankenschwester hatte sie während des 
2. Weltkrieges den langen Weg von Moskau 
bis in Berlin mitgemacht. Von ihrer großen 
Familie blieb nur eine Schwester übrig. 
Das hat sie geprägt. Sie konnte die Toten 
und das Elend der vielen Verwundeten, die 
sie auf ihrem Marsch sah, nicht vergessen. 
Jenia war mit vielen Auszeichnungen geehrt 
worden, die sie auch trug. Tanzen mit einem 
Deutschen überstieg ihre Kräfte. Dennoch 
wurden wir Freunde. Als sie wieder nach 
Moskau zurückfuhr, fiel uns der Abschied 
schwer. Wir mochten uns sehr.
Im Briefwechsel erfuhren wir viel voneinan-
der. Wir hatten eine ähnliche Kindheit, einen 
ähnlichen Beruf und trafen uns später einige 
Male in Moskau. Unsere Korrespondenz 
bis kurz vor ihrem Tod ließ erkennen, daß 
ihr die Kriegsfolgen schwer zu schaffen 
gemacht haben. Sie litt sehr unter den sich 
entwickelnden Spannungen und ständigen 
Unruhen in aller Welt. Immer wieder brachte 
sie ihr Unverständnis darüber zum Ausdruck, 
wie leicht sich die Menschen verleiten lassen, 
für fremde Interessen und Profite unsagba-
res Leid anzurichten. Sie verstand die Welt 

nicht mehr. Der Gedankenaustausch mit 
Jenia und unsere Verbindung, die in keiner 
Weise eine aufoktroyierte Freundschaft war, 
haben mich sehr berührt und nachdenklich 
gemacht. Jenia wäre entsetzt gewesen, wenn 
sie erfahren hätte, daß heute schon wieder 
deutsche Soldaten mit ihren Panzern an den 
Grenzen Rußlands stehen und provozieren. 
Da müssen wir aufstehen und Flagge zeigen 
und hinausschreien: Das wollen wir nicht! 

Lisa Däne, Berlin

Ein Glück, daß es den „RotFuchs“ gibt. Der 
Artikel über Nadeshda Krupskaja in der 
Februar-Ausgabe ist mir Anlaß, an ein längst 
vergessenes Stück deutsch-sowjetischer 
Pädagogik nach 1917 zu erinnern.
Als ich 1958 als Absolvent nach Wickersdorf 
kam, hörte ich beiläufig von ehemaligen russi-
schen Bürgern an der Schule. Ich dachte dabei 
zunächst an die Mädchen aus der Ukraine, die 
während des Faschismus in diese Einrichtung 
verbracht wurden und entwürdigenden Pro-
zeduren ausgesetzt waren.
In den 70er Jahren erhielt ich als Leiter der 
Schule – seit 1964 „Spezialschule zur Vorbe-
reitung auf ein Studium als Russischlehrer“ 
– überraschenden Besuch von zwei ehemali-
gen sowjetischen höheren Offizieren, die mir 
mitteilten, sie seien in den 20er Jahren Schüler 
in Wickersdorf gewesen. Ein Blick in das gut 
geführte Schülerbuch offenbarte immer mehr 
russische Namen, insgesamt etwa 70.
Während der Vorbereitung unserer 75-Jahr-
Feier 1981 erfuhr ich dann von Prof. Helmut 
König, der nach dem Krieg selbst Lehrer in 
Wickersdorf war und älteren Schülern aus 
dem Umkreis von Kurt Pätzold und Helmut 
Kormann noch bekannt sein dürfte, was es 
mit diesem ungewöhnlichen Umstand auf sich 
hatte. Beim Aufbau des Volksbildungswesens 
in der UdSSR stieß Nadeshda Krupskaja auf 
die Freie Schulgemeinde Wickersdorf (FSG), 
deren pädagogisches Konzept sich ganz und 
gar nicht in das preußische Schulsystem 
einordnen ließ, und veranlaßte die Mitarbeiter 
der diplomatischen und Handelsmissionen 
in Europa, ihre Kinder nach Wickersdorf zu 
schicken. 
Interessant in diesem Zusammenhang ist 
auch die Tatsache, daß die Schriften des 
Gründers der Schule zuerst in der Ukraine 
und in Rußland und erst später in Deutschland 
erschienen. Mir wurden Zitate von Krupskaja 
und anderen sowjetischen Pädagogen bekannt, 
die sich mit Wickersdorf befaßten. 1978 gab 
es sogar an der Universität in Essentuki eine 
Promotion zu Erziehungsfragen an der FSG. 
Analogien zwischen Makarenko und der Freien 
Schulgemeinde sind unverkennbar.
Zu bewegenden Höhepunkten deutsch-
sowjetischer Freundschaft gestaltete sich 
die Feier 1981, als sich die Professoren Kurt 
Liebknecht und Igor Kastell, beide ehemalige 
Schüler der Einrichtung, sowie mehrere Bürger 
aus der UdSSR nach Jahrzehnten an „ihrer“ 
Schule wiedertrafen. Ihre Erinnerungsbe-
richte an diese Jahre, der letzte wurde 1933 
der Schule verwiesen, sind im Kreisarchiv in 
Rudolstadt aufbewahrt.

Dieter Barth, Wickersdorf
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� Linolschnitt: U. Borchert (1977)

■■ Regionalgruppe Nördliches 
Vorpommern 

Am 30. März um 10 Uhr spricht 
der Vorsitzende des „RotFuchs“-
Fördervereins Dr. Arnold Schölzel zum 
Thema: Europa kippt nach rechts. 
Ursachen. Gegenbewegungen
Ort: Volkssolidarität,  
Knieper Damm 28, 18435 Stralsund 

■■ Regionalgruppe Falkensee 
Am 2. April um 19 Uhr spricht Uwe 
Hiksch, Sprecher des Marxistischen 
Forums bei der Partei Die Linke, zum 
Thema: EU-Parlamentswahl und 
die Situation in der Europäischen 
Union 
Ort: Begegnungsstätte der Linken, 
Bahnhofstraße 74, 14612 Falkensee

■■ Regionalgruppe Dresden und 
Kommunistisches Aktionsbündnis

Am 3. April um 19 Uhr spricht Dr. Lothar 
Schmerl zum Thema: „Der Antikommunismus, 
die  Grundtorheit unserer Epoche“ 
(Thomas Mann) – der Zusammenhang 
von Nationalismus, Rassismus und 
Antikommunismus
Ort: Haus der Begegnung – Die Linke Sachsen, 
Großenhainer Straße 93, 01127 Dresden


